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EDITORIAL 


n Motion previsited. Dresden, 13. Fe- 

bruar. Zum 59. Mal jährt sich der Tag, 

an dem die Stadt bombardiert wurde. 
Es ist inzwischen Usus, dass sich der Bür- 
germob zum gemeinsamen Trauern trifft, 
ebenso wie die Faschos. Die einen mit Ker- 
zen, die anderen mit Fackeln. 
Der Feind steht fest. Die Alliierten haben 
einen bösen »Bombenkrieg« geführt. Die 
unschuldigen BürgerInnen und Kunst und 
Kulturstätten wurden angegriffen. Wieder 
muss ja mal erlaubt sein irgendetwas end- 
lich mal sagen zu dürfen. Da trifft es sich 
gut, dass die Friedensbewegten einen Ho- 
locaustüberlebenden gefunden haben, der 
all das ausspricht, was sie denken, und da- 
zu noch, qua seiner Biografie, unangreifbar 
ist. So sitzen sie auf dem alten Markt vor 
der Bühne, neben symbolischen Mahnma- 
len aus Baustellenleuchten und Scheiter- 
haufen und lauschen den bewegenden 
Worten: Die Situation in Israel ist der der 
Weimarer Republik nicht unähnlich; die 
Deutschen haben gezeigt, dass sie ein Land 
der Liebe geworden sind, und das schlim- 
me Unglück, das sich am 13. Februar er- 
eignete, gilt es zu betrauern; Israel ist ein 
Land des Hasses geworden, wie Deutsch- 
land »damals« ein Land des Hasses war. In 
Bezug auf die heutige Zeit wird von dem 
»herrlichen Deutschland« gesprochen. 
Dieses herrliche Deutschland müsse nun 
als Friedensstifter zwischen Israel und Pa- 
lästina vermitteln. 
Eine Stunde später an der Frauenkirche, 
die zum Symbol für all das Böse aus der 
Luft gemacht wurde, treffen sich Oma und 
Opa mit Hans-Peter, dem Enkel, um von 


ihren schrecklichen Erinnerungen an »da- 
mals« zu reden und eine Kerze für den 
Blockwart anzuzünden. Man möchte un- 
ter sich sein. Das schließt die Proll-Nazis, 
die sich nicht mal die Mühe geben, nicht 
als solche erkennbar zu sein, nicht aus. [,e- 
diglich die potenziellen StörerInnen »aus 
dem linken Spektrum« sollen von der Poli- 
zei abgefangen werden. Was auch nahezu 
gelingt. Von Stören kann während des 
konzertierten, konsternierten Glockenläu- 
tens und der anschließenden Schweigemi- 
nute nicht die Rede sein. Ein Konfettiwer- 
fer wird sofort abgeführt. Der Rest gibt 
sich geschlagen vor so viel geballter deut- 
scher Widerwärtigkeit. 

Und was setzt die Linke inhaltlich gegen 
diesen Tag? Das richtige Demomotto 
»Den Opfermythos im Visier« verpuffte 
buchstäblich auf der grünen Wiese. Eine 
unsäglich lange Demoroute führte über 
Rasenflächen, durch Parks und vorbei an 
verlassenen Einkaufsgebieten, durch die 
der Lautsprecherwagen leider nicht folgen 
konnte. Die Fahnen der Alliierten wurden 
den Bäumen entgegen geschwenkt. Der 
gemeine Dresdner, von der Geschichte 
zum Opfer gemacht, musste sie nicht se- 
hen und die »Bomber Harris« Sprüche 
nicht hören. Da bleibt mal wieder die Fra- 
ge »Warum machen wir das?« Weil es rich- 
tig bleibt, dem deutschen Wahnsinn ent- 
gegenzutreten und die Demo in der Stadt 
zumindest im Vorfeld für Unruhe sorgte. 
Und weil wir die Location für den Sechzig- 
sten schon mal abchecken mussten. 
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Wer macht Europa? 


ZUM SCHWERPUNKT DIESER AUSGABE 


Häufig ignoriert die Linke mit ihren Analysen und 
mit ihrer Kritik die gesellschaftliche Wirklichkeit. 
Und immer öfter macht sie sich mit ihr gemein. 
Während sich die Geister daran spalten, ob ein positi- 
ver Bezug oder fundamentale Kritik notwendig erscheint 
und während noch versucht wird, sich begriffliche Klarheit 
über Triebkräfte und Ziele des europäischen Projekts zu 
verschaffen, nimmt dieses unwidersprochen seinen Lauf. 
Nun wäre das kein besonders stichhaltiger, schon gar 
kein neuer Grund fürs Lamentieren, denn von treffender 
und wirksamer, im Sinne von überhaupt wahrnehmbarer 
Kritik an den gesellschaftlichen Zuständen ist die Linke in 
den letzten Jahren oft weit entfernt gewesen. Nur offen- 
bart sich im gegenwärtig ausbleibenden Widerstand gegen 
das Projekt Europa ein Rückfall selbst hinter den Stand der 
Praxis in den neunziger Jahren, die bisher auch nicht als 
das Goldene Zeitalter der Linken gelten durften. 


elten war es so offensichtlich wie am Thema Europa: 


Altes gegen Europa 


Entgegen dem Vorwurf wertkritischer Provenienz, die linke 
Praxis der neunziger Jahre bestand im Großen und Ganzen 
aus Finpunktbewegungen zur Modernisierung der kapita- 
listischen Verhältnisse, scheint die linke Vergangenheit 
doch etwas positiver. Die politische Auseinandersetzung 
mit dem institutionalisierten Rassismus einer »Festung Eu- 
ropa«, mit dem Sicherheits- und Überwachungswahn im 
»Schengen-System« sowie die Agitation gegen das »Europa 
des Kapitals« waren gängiger Bestandteil linker Kritik. Die 
unterschiedlichen Schwerpunksetzungen orientierten sich 
an den jeweiligen Durchsetzungsprojekten der europäi- 
schen Integration. Die Kritik hielt - im Gegensatz zur 
heutigen Situation — mit der gesellschaftlichen Entwick- 
lung Schritt. 

Neben den thematischen Konjunkturen bildete sich 
auch im Allgemeinen eine Europa-skeptische Grundhal- 
tung in weiten Teilen der radikalen Linken heraus. Diese 
war keineswegs frei von Differenzen. So entstand Streit an 
der Frage, welche Elemente der europäischen Politik zum 
Ausgangspunkt der öffentlichen Kritik gemacht werden 
sollten. Rassismus, neoliberale Umstrukturierung, Re- 
pression und neofaschistische Gefahr aber auch Europa als 
Zielvorstellung deutscher Hegemonie waren hier The- 
menbereiche, die nicht selten gegeneinander diskutiert 
wurden. Zum anderen wurde auch schon in den neunziger 
Jahren, allerdings viel weniger ausgeprägt als heute, Euro- 
pa zu einer positiven Projektionsfläche für die Linke. Die 
Kritik an den negativen sozialpolitischen Folgen der 
Währungs- und Wirtschaftsunion konnte mit der Forde- 


rung eines sozialstaatlichen Europas Hand in Hand gehen. 
Anderen wiederum schien aus Deutschland-kritischem 
Blickwinkel die kontinentale Integration und insbeson- 
dere die deutsch-französische Partnerschaft die Verhinde- 
rung eines neuerlichen deutschen Sonderwegs zu ver- 
sprechen. 

Sicher, die Praxis der Kritik war mit der Agitation »ge- 
gen das Europa der Herrschenden und des Großkapitals« 
aber auch mit antideutschen Omnipotenzphantasien alles 
andere als frei von problematischen Verkürzungen. Doch 
in der Diskussion dominierte zumindest eine kritische Ab- 
grenzung von Europa-politischen Initiativen. 


Mythos Europa 


Heute zeigt sich hingegen ein anderes Bild in der radikalen 
Linken. Besonders prägend ist ein Umgang mit Europa, 
der seiner kritischen Beschäftigung mit einzelnen Teilbe- 
reichen der EU-Politik, insbesondere dem staatlichen Ras- 
sismus und der europäischen Militarisierung durch eine 
freiwillige Marginalisierung im Spektrum von Globali- 
sierungskritik und Friedensbewegung selbst einen Großteil 
der Substanz nimmt. Denn innerhalb der zivilgesellschaft- 
lichen Mobilisierungen, wie sie sich insbesondere im Zuge 
des Irakkrieges formierten, waren die pro-europäischen 
Identifikationsangebote die dominanten. Die Kritik geht 
allerdings nicht nur aufgrund des bestehenden Kräfte- 
verhältnisses unter. Innerhalb des Bewegungsspektrum 
sind Parteinahmen für ein vermeintlich zivileres Weltord- 
nungsmodell oder einen sozialeren Wesenszug Europas 
thematische Anschlussstellen für euronationalistische 
Identifikationen. Die sozialen Bewegungen übernehmen 
damit die Funktion ideologischer Durchsetzungsagentu- 
ren für die Modernisierung des europäischen Kapitalismus. 

Dies muss, viel mehr als bisher, Gegenstand linksradi- 
kaler Kritik werden. Unser zentrales Anliegen ist es des- 
halb mit dem Schwerpunkt dieser Phase 2die polarisieren- 
de Auseinandersetzung mit positiven Europabezügen ei- 
nes Teils der Linken zu intensivieren. 

Im Heft werden die Anschlussstellen der gegenwärtigen 
linken Europabegeisterung von Anton Landgraf, Redakteur 
der Wochenzeitschrift Jungle World, nachgezeichnet. Dabei 
weist er nach, dass Europa aus durchaus verschiedenen ide- 
ologischen und theoretischen Perspektiven — vom liberalen 
antiamerikanischen Kulturalismus bis zum linksradikalen 
Empire-Ansatz — zur Projektionsfläche taugt. 

Die Autorin des bgr Leipzig, Barbara Hauck, reflektiert 
im Anschluss an Erkenntnisse über die historischen Kons- 
truktionen nationaler Identifikationen die ideologischen 
Versuche eines europäischen »Nation buildings«. Dabei wer- 
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tet sie die aktuellen zivilgesellschaftlichen, geschichtsrevisio- 
nistischen und antiamerikanischen Identifikationsbemüh- 
ungen nicht als Traditionsbestand deutscher Ideologie, son- 
dern erklärt sie als’Teil eines nationalen Modernisierungspro- 
zesses. Der abstrakt und bürokratisch erscheinenden EU 
wird eine subjektive Bezugsebene zugeordnet und damit eine 
Grundlage für die massenhafte Identifikation mit der im Ent- 
stehen befindlichen europäischen Großmacht geschaffen. 
Sowohl Landgraf als auch Hauck erinnern mit ihren 


die sich nicht im Rahmen des Ansatzes interpretieren lassen, 
werden negiert oder ihnen wird eine minder entscheidende 
Qualität zugebilligt. Sowohl die materiellen Entwicklungen 
zu einer europäischen Konkurrenzmacht — vom Innova- 
tionsstandort bis zur Militärmacht — als auch die ideologi- 
schen Zutaten — Nationalismus, Antiamerikanismus und 
Antisemitismus — werden so, trotz des Anspruchs, sich von 
traditionellen Basis-Überbau-Schemen der Linken verab- 
schiedet zu haben, auf den Status von strategisch weniger 


»DIE NATIONALE POLITIK DER LINKEN HAT NIE DIE NATIONALISTEN, ABER 
IMMER DIE LINKE KAPUTTGEMACHT« (HEINER MÖLLER, 1994) 


Beiträgen indirekt an eine Phase linker Diskussion Anfang 
der neunziger Jahre. Auch damals reaktivierte ein Großteil 
der Linken nationalistische Elemente, um sich der gesell- 
schaftlichen Marginalisierung zu entziehen. Ergebnis da- 
von war die Anpassung an den herrschenden Trend. Als 
Restprodukt der Geschichte entstand aber auch eine anti- 
nationale Strömung. Trotz ihrer gesellschaftlichen Rand- 
position gewann durch sie bei einem radikaleren Teil der 
Linken die Auffassung an Relevanz, dass sich nationale Be- 
züge und linke Emanzipation ausschließen. Die Natio- 
nenform müsse als spezifische Organisationsform des Ka- 
pitalismus betrachtet werden, die wieder und wieder den 
Wunsch nach Geborgenheit und intakten sozialen Bezieh- 
ungen zu erfüllen verspricht, letztendlich aber immer nur 
dazu führt, dass die Menschen an ihre trostlosen Verhält- 
nisse gebunden bleiben. »Die nationale Politik der Linken 
hat nie die Nationalisten, aber immer die Linke kaputt- 
gemacht«, so formulierte Heiner Möller 1994 auf der 
Konferenz »Links ist da wo keine Heimat ist« den Tra- 
ditionsbruch. Als Konsequenz aus den bisherigen Natio- 
nenbezügen müsse nun eine antinationale Orientierung 
entwickelt werden. Eine Zeitlang schien es so, als könne 
dies zu einem Allgemeinplatz linksradikaler Positionie- 
rung werden. Heute, angesichts linker euronationalistis- 
cher Identifikationsprojekte, wird klar, dass der program- 
matische Vorschlag unerfüllt blieb. Zu seiner Verwirk- 
lichung bedarf es der bewussten Reformulierung des da- 
maligen Erkenntnisstandes und seiner Anwendung auf die 
gegenwärtigen gesellschaftlichen Verhältnisse. 


Phantom Europa? 


Linke Affırmation ist nicht der einzige Weg zur Verdrän- 
gung der real existierenden Verhältnisse. Mit einer ausge- 
prägten Scheuklappenmentalität lässt sich die Forcierung 
des euro-nationalistischen Projektes weitgehend ignorieren. 
Glaubte man beispielsweise den wertkritischen Interpreta- 
tionen Robert Kurz, so lässt die Krise der kapitalistischen 
Verwertung nur noch eine Analyse der Weltpolitik zu, nach 
der sich die europäischen Nationalstaaten freiwillig der »Pax 
Americana« unterordnen. Der sicherheitsimperialistische 
Zusammenschluss gegen die Krisenprodukte eines weltwei- 
ten Kapitalismus, dem die Wertbasis abhanden kommt, 
erlaube weder ein ökonomisches noch ein militärisches 
Konkurrenzstreben der Europäer. Aus dem starren theo- 
retischen Paradigma folgt so eine Weltsicht, die sich gegen 
die Faktizität der Ereignisse stellt. Aspekte der Wirklichkeit, 


bedeutsamen Nebenwidersprüchen herabgesetzt. 

Es ist keine Trotzigkeit, sondern ein wirklichkeitsnaher” 
Blick auf die Zustände, der für eine andere Agenda spricht. 
Dass Antizionismus und Antisemitismus in Europa enorm 
an Zuspruch gewinnen, müsste linke Alarmglocken läuten 
lassen. Sowohl in den sozialen Bewegungen als auch auf der 
Ebene europäischer Institutionen werden aber immer öfter 
Abwehrreflexe erkennbar. Die Phase 2-Redaktion Berlin 
setzt mit ihrem Scherpunkt-Beitrag über den Umgang der 
Europäischen Union mit einer sozialwissenschaftlichen 
Antisemitismusstudie einen gegenläufigen Akzent. Ihre 
Einschätzung, dass es nur durch öffentlichen Druck und 
Skandalisierung gelingt, den Antisemitismus in der EU zu 
problematisieren, führt vor Augen, dass linke Problem- 
verdrängerInnen, trotz ihrer Selbstsicht, in Opposition zu 
den herrschenden Zuständen zu stehen, an dieser Stelle im 
Einklang mit ihr handeln. 


Wer macht was? 


Dass eine Kritik an Europa die alternativen Ordnungs- 
pläne Brüssels für den Nahen Osten mit einbeziehen 
muss, hat die parteilose Europa-Abgeordnete Z/ka Schröder 
deutlich gemacht, als sie die finanzielle Unterstützung pa- 
lästinensischer Terrororganisationen durch EU-Förderhil- 
fen bekannt machte. Zu Beginn des Schwerpunkts doku- 
mentieren wir ein Interview mit Schröder, welches die 
Phase 2-Redaktion aus Berlin geführt hat. Die prononcier- 
te und derzeit wohl auch bekannteste Europa-Kritikerin 
der Linken gibt Auskunft darüber, inwiefern die Kritik am 
europäischen Nationalismus und Antisemitismus eine 
Spezifik der deutschen Diskussion ist. Darüber hinaus er- 
klärt sie, warum in Frankreich und Großbritannien der 
Wiederaufstieg Deutschlands zum »Hegemon innerhalb 
der EU« nicht als gefahrvoll wahrgenommen wird. 

Auch Schröder sieht innerhalb der Union weiterhin 
konkurrierende Interessen. In bestimmten Bereichen wer- 
den diese Unterschiede allerdings zugunsten eines gemein- 
samen Machtblocks gegen die USA zurückgestellt. Trotz 
auftretender Querelen führe Deutschland politisch und 
ökonomisch eindeutig die EU an. Die Hegemoniethese 
bleibt allerdings im Schwerpunkt nicht unwidersprochen, 
Zwei Autoren plädieren dagegen eher dafür, das europäi- 
sche Gegenmachtprojekt nicht als ausschließliche Ver- 
wirklichung einer deutschen Zielvorstellung wahrzuneh- 
men. Im Text von Gerrit Brüning wird das derzeitige 


Machtgefüge der EU als weniger hierarchisches beschrie- 


ben. Der Zusammenschluss sei viel mehr auf eine überein- 
stimmende Interessenlage der europäischen Staaten zu- 
rückzuführen. Zwar geraten andere Länder im Prozess der 
europäischen Einigung unter stärkeren deutschen Ein- 
fluss, dies hieße jedoch nicht, dass sie Kernbereiche der 
nationalstaatlichen Souveränität an Berlin abtreten. Am 
Beispiel ausgewählter Außenpolitiken ost- und mittelost- 
europäischer Staaten zeigt dann Jörg Kronauer den unfer- 
tigen sowie widersprüchlichen Projektzustand der europä- 
ischen Einigung auf. Insbesondere im Gegensatz zwischen 
Kerneuropa und den der Kriegskoalition unter Führung 
der USA beigetretenen ost- und mittelosteuropäischen 
Staaten während des Irakkrieges sei deutlich geworden, 
dass die weltpolitischen Ambitionen der Deutschen auch 
auf dem Kontinent noch auf Widerstand treffen. 

Während des Irakkrieges ist aber nicht nur das Macht- 
defizit der europäischen Weltmachtpläne deutlich gewor- 
den. Ebenso klar wurde der Wille zum Ausgleich des 
ungleichen Ressourcenpotentials. Als eine Studie am De- 
tail haben wir den Text von Tobias Ebbrecht über die 
deutsch-europäische »Geheimwaffe« Internationaler Straf- 
gerichtshof in den Schwerpunkt aufgenommen. Was auch 
vielen KritikerInnen europäischer Machtprojektionen mit- 
tlerweile eine Binsenweisheit ist, dass nämlich der Strafge- 
richtshof in Paris und Berlin ein willkommenes Instrument 
zur Durchsetzung eigener machtpolitischer Pläne ist, wird 
hier unter einer bisher eher vernachlässigten Fragestellung 
untersucht. Warum baut Deutschland mit soviel Vehemenz 
auf eine internationale Gerichtsbarkeit, wenn es anderer- 
seits immer häufiger die Interventionsmittel einsetzt, die es 
in Den Haag zu kriminalisieren gedenkt? Der potentielle 
Konflikt mit verrechtlichten internationalen Beziehungen 
werde in Kauf genommen, so ein Argumentationsstrang 
von Ebbrecht, da die Deutschen mit der Etablierung des 
Strafgerichtshofs »die Bewältigung von Nürnberg« und 
damit auf einem nur vordergründig juristischem Feld die 
Versöhnung mit ihren Verbrechen betreiben. 

Die Abgrenzung von den USA wird immer wieder als 
starker Antrieb der kerneuropäischen Einigung beschrie- 
ben. Die Einschätzungen über die Substanz des transat- 
lantischen Gegensatzes gehen dabei weit auseinander. 
Antiimperialistische Linke betonen die intensive gegen- 
seitige Kapitaldurchdringung zwischen den USA und 
Europa und schließen daraus, dass bei den treibenden 
gesellschaftlichen Kräften in Deutschland kein Interesse an 


schiedlichen Erklärungsversuche der Linken. 
Links ist da wo keine Heimat ist 


Während sich immer deutlicher die Konturen der euro- 
nationalistischen Gegenmacht herausschälen, die zumin- 
dest nach eigenem Anspruch als konkurrenzfähigster 
Wirtschaftraum der Welt die USA überrunden will und 
auch sicherheitspolitisch den Einfluss der verbleibenden 
Supermacht zurückdrängen möchte, scheint dieses Struk- 
turelement der gesellschaftlichen Wirklichkeit nur für die 
wenigsten Linken Ausgangspunkt der strategischen 
Orientierungen zu sein. Obwohl sich hier im Konkreten 
die Möglichkeit antikapitalistischer Praxis, die Unbe- 
dingtheit antinationaler Aufklärung und die Notwendig- 
keit antideutscher Orientierung zeigen, übernehmen 
utopische, nicht selten reaktionäre Projektionen und 
zweifelhafte theoretische Paradigmen das Kommando. 
Für Phase 2 ist es eine Tatsache, dass nach der Verwirkli- 
chung von Binnenmarkt und Währungsunion, nach der 
Durchsetzung von Repressionsinstrumenten und rassistis- 
chem Grenzregime nun das Projekt Europa auf anderen Ge- 
bieten vorangetrieben wird. Mit sich variierenden Gravita- 
tionszentren geht Europa wirtschafts-, militär-, und insbe- 
sondere identitätspolitisch in die Offensive. Deutschland 
steht dabei immer im Mittelpunkt des Engagements. Denn 
die Elite des Landes teilt mit breiten Kreisen der Bevölke- 
rung die Einsicht, dass Standortoptimierung und Mehrung 
deutscher Weltgeltung im europäischen Gewand am wir- 
kungsvollsten zu gewährleisten sind. Nicht nur aufgrund ka- 
pitalrationaler Nützlichkeitserwägungen oder eines macht- 
realistisch ummantelten Antiamerikanismus verspricht die 
europäische Karte zum deutschen Trumpf zu werden. Die 
Versuche, eine europäische Nationalideologie über Ge- 
schichtskonstruktionen plausibel zu machen, sind mit der 
Hoffnung auf einen geschichtspolitischen Mehrwert ver- 
knüpft. Eine europäisch überformte nationale Selbstverge- 
wisserung stünde auch dafür, dass sich aus der singulären 
deutschen Verbrechensgeschichte nicht politische Beschrän- 
kungen, stattdessen aber Normalität und moralisch beson- 
ders legitimierte Interventionsbefugnisse ableiten lassen. 
Mit unserem Schwerpunkt möchten wir versuchen, die 
Diskussion über die Ansatzpunkte linker Kritik an Europa 
zu beleben. Dabei soll nicht der falsche Eindruck entstehen, 
es handele sich hier um einen völlig offenen Prozess. Die Fra- 


»DIE FRAGE, OB MAN SICH POSITIV AUF EUROPA BEZIEHEN KANN, STELLEN WIR 
UNS ANGESICHTS DER VERHÄLTNISSE NICHT« 


den transatlantischen Differenzen existiert. Demgegen- 
über bestehen insbesondere Vertreter der antideutschen 
Politikströmung aufder Einschätzung einer Eigendynamik 
eines ideologischen und historisch verankerten Antiameri- 
kanismus. Trotz der ökonomischen Interdependenz, deren 
genaue Analyse und Folgenabschätzung allerdings noch 
aussteht, müsse dem Antiamerikanismus die Qualität einer 
wirkungsvollen Triebkraft zugestanden werden. In einer 
Sammelrezension prüft der Phase 2-Autor Mark Schneider 
anhand jüngst erschienener Bücher zum Thema, die unter- 


ge, ob man sich positiv auf Europa beziehen kann, stellen wir 
uns angesichts der Verhältnisse nicht. Insofern richtet sich 
das Diskussionsangebot vor allem an diejenigen, die sich 
vom sozialen, antinationalen und zivilen Schein des euro- 
päischen Projektes noch nicht blöde machen lassen, bisher 
allerdings nicht zu einer gemeinsamen Praxis gefunden 


haben. 


PHASE 2, Leipzig 
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Was macht Europa? 


INTERVIEW MIT ILKA SCHRÖDER 


Ilka Schröder ist als parteiloses Mitglied der Fraktion Konföde- 
rale Vereinigte Linke/Nordische Grüne Linke Abgeordnete im 
Europaparlament. Bekanntheit erfuhr sie u.a., als sie im ver- 
gangenen Jahr die EU-Förderhilfen für die palästinensische 
Autonomiebehörde, mit denen Terrororganisationen unter- 
stützt wurden, thematisierte. Phase 2 befragte sie zur deutschen 
Rolle in Europa, der Sicht anderer Staaten auf die deutsche 
Politik und zum Selbstverständnis der europäischen Linken. 


PHASEZ2: Bei den diesjährigen Aktivitäten gegen die Wehr- 
kundetagung in München hieß es im gemeinsamen Aufruf 
der die Proteste organisierenden Gruppen: »Für ein sozia- 
les Europal« Wie erklärst Du Dir diese Begeisterung für ein 
europäisches Projekt, nachdem Slogans wie »Für ein bes- 
seres Deutschland!« in den neunziger Jahren weithin als 
untragbar angesehen wurden? 

Ilka Schröder: Ob der Nationalismus in den neunziger 
Jahren wirklich für eine relevante Anzahl der Linken als 
untragbar angesehen wurde, halte ich für fraglich. Die Ab- 
lehnung eines besseren Deutschlands und das Herbei- 
sehnen eines sozialen Europas mögen auf den ersten Blick 
nicht zusammen passen. Die Aussagen beruhen auf der 
gemeinsamen, irrigen Annahme, dass erstens Europa 
nicht nur etwas ganz anderes, sondern auch besser als 
Deutschland sei sowie zweitens im Rahmen der europäi- 
schen Integration Deutschland erfolgreich eingebunden 
und so ein Alleingang verhindert würde. 

Diesen falschen Prämissen liegt ein verkehrter Impe- 
rialismusbegriff zu Grunde. Imperialismus wird von vielen 
nicht als das genommen, was er ist, nämlich kapitalistische 
Außenpolitik und damit zwangsläufig Bestandteil eines 
funktionsfähigen kapitalistischen Staates. Wer das nicht 
sieht und darum nur die Außenpolitik kritisiert und nicht 
den Kapitalismus als solchen, wird im Regelfall dann auch 
nur noch ganz bestimmte Staaten und nicht mehr alle kri- 
tisieren. Und es ist kein Zufall, dass es dann immer die 
üblichen Verdächtigen trifft: die USA und Israel, die zur 
Verkörperung von »böser« Machtpolitik und »finsteren« 
wirtschaftlichen Interessen werden. Die Forderung nach 
einem sozialen Europa redet also europäischen Groß- 
machtambitionen das Wort. 

Schon mit der Parole »Für ein soziales Europa« hält 
man fest an der alten, letztlich sozialdemokratischen Auf- 
spaltung in auf der einen Seite »sozial-gesellschaftlich- 
gut«, auf der anderen Seite »Wirtschaft-unsozial« und 
damit »böse«. Aber beide Sphären sind untrennbar mitein- 
ander verbunden, Kapitalismuskritik ist immer Gesell- 
schaftskritik. Das kann man alles in drei blauen Büchern 
nachlesen. Dort könnte mensch auch lernen, dass Mora- 
lismus keine Kritik, sondern nur ein Kritik-Ersatz ist. 


PHASE 2: Während in der Zeit unmittelbar nach der Vereini- 
gung von BRD und DDR die Einbindung in die Europäische 
Union und NATO als letzte institutionelle Schranken gegen 
ein völkisches Großdeutschland gesehen wurden, ist heute 
eher der Eindruck bestimmend, dass Deutschlands Weg 
zurück zur Großmacht nicht vom Projekt »Europäische 
Einheit« zu trennen ist. Gleichzeitig ist gerade aus Frank- 
reich und Großbritannien kaum noch etwas von den War- 
nungen vor dem Erstarken Deutschlands zu hören, wie sie 
noch vor und bei der Vereinigung zu vernehmen waren. 
Wird das deutsche Streben nach der Großmachtrolle au- 
Berhalb Deutschlands nicht mehr wahrgenommen? 

Ilka Schröder: Zunächst ein Blick zurück: Seit 1945 
war es das Konzept sowohl der USA wie auch der westeu- 
ropäischen Staaten Deutschland einzubinden, damit es 
nicht erneut eine Großmachtposition erlange. Bittere 
Ironie dieser Strategie ist, dass gerade durch diese Westein- 
bindung Deutschland groß werden konnte. Drei Beispiele 
sollen das exemplarisch verdeutlichen: Zum einen wurden 
fast alle Reparationszahlungen, die Deutschland hätte leis- 
ten müssen, erlassen; zum zweiten wurde die europäische 
Einigung mit deutscher Beteiligung von Seiten der USA 
zugelassen und von Frankreich und England aktiv betrie- 
ben, und zum dritten konnte Deutschland unter dem 
Paradigma des Kalten Krieges und eines antikommunis- 
tischen Konsenses massiv wieder aufrüsten und nach und 
nach Bundeswehr, Geheimdienste, Bundesgrenzschutz 
etc. auf- und ausbauen. 

Deutschlands Streben nach der Großmachtrolle wird 
in der Tat nicht so wahrgenommen, und zwar aus zwei 
Gründen: Zum einen wollen sich Frankreich und England 
das Scheitern ihrer Einbindungsstrategie nicht eingeste- 
hen, zum anderen nehmen sie Deutschland lediglich als 
erfolgreichen Konkurrenten wahr, nicht aber als Gefahr. 
Hier fehlt ganz schlichtweg ein historischer Blick auf die 
lange Geschichte deutscher Großmachtambitionen. Da- 
rüber hinaus werden fast durchweg England, Frankreich 
und Deutschland in einem Dreiklang als führende euro- 
päische Nationen genannt und nicht die Rolle Deutsch- 
lands als Hegemon innerhalb der EU erkannt. 

PHASE 2: In der Ausweitung der eigenen Möglichkeiten, 
als Weltmacht zu agieren, trifft sich das deutsche Interesse 
mit dem der anderen europäischen Staaten. Warum siehst 
Du trotzdem eine Dominanz Deutschlands in der EU im 
Entstehen begriffen? Oder ist die Übereinstimmung der 
Interessen so groß, dass die Konflikte etwa um die europäi- 
sche Verfassung, die gemeinsame Außen- und Sicherheits- 
politik (GASP) und die Europäische Sicherheits- und Vertei- 
digungspolitik (ESVP) nur oberflächliche Spannungen 
eines fundamentalen Einigungsprozesses sind? 

Ilka Schröder: Der in der Frage unterstellte Wider- 
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spruch ist keiner. Das wird klarer, wenn mensch betrach- 
tet, was die EU ist: Die Europäische Union — wie auch ihre 
Vorläufer — basiert auf der Kalkulation jedes einzelnen 
Nationalstaats, als Teil der EU Teil einer werdenden Welt- 
macht zu sein, anstatt sich dem europäischen Projekt zu 
verweigern und damit eben auch nicht am Projekt Welt- 
macht wenigstens ein bißchen teilzuhaben. Für diese Be- 
teiligung werden die nötigen Souveränitätsverluste in 
Kauf genommen. 

Die divergierenden Interessen jedes einzelnen Staates 
sind deswegen aber nicht aufgehoben, die Mitgliedsländer 
konkurrieren weiterhin auch innerhalb der EU. In einzel- 
nen Bereichen kann diese Konkurrenz aufgrund des ge- 
meinsamen Interesses, einen Machtblock gegen die USA 
zu bilden, jedoch zurückgestellt werden. Es ist von daher 
kein Widerspruch, dass es immer wieder Querelen gibt 
und gleichzeitig — nicht trotzdem — Deutschland mit 
seiner politischen und ökonomischen Hegemonie die EU 
anführt. 

Wenn sich Europa über den Irak-Krieg streitet, dann 
ist das auch ein Protest anderer europäischer Staaten gegen 
die Führungsrolle Deutschlands und seines Juniorpartners 
Frankreichs. Wer dies als neue europäische Spaltung an- 
sieht, macht den Streit wichtiger als er ist. Denn noch im 
Juni letzten Jahres haben sich alle EU-Staaten nach jahre- 
langen Differenzen über den gemeinsamen Aufbau des 
Satellitennavigationssystems GALILEO verständigt, das 
die amerikanische Überlegenheit in Sachen Mord und 
Totschlag relativieren soll. Die EU unterstreicht damit 
ihren Willen, möglichst bald militärisch unabhängig von 
den USA agieren zu können — und gewinnt an Armee- 
Ausstattung, um in Stellvertreterkriegen gegen die jetzige 
Weltmacht zu bestehen. Und das wollen alle: Old wie New 
Europe. 

Ein besonders finsteres Beispiel für die gute Zusam- 
menarbeit ist die gemeinsam betriebene Destabilisie- 
rungspolitik gegen Israel. Da überbieten sich die EU-Staa- 
ten in diplomatischen Unfreundlichkeiten gegenüber Is- 
rael. Während das »friedensliebende« Belgien den israeli- 
schen Ministerpräsidenten als Kriegsverbrecher anklagen 
ließ, war das »freiheitsliebende« Spanien damit beschäf- 
tigt, Zölle auf israelische Waren zu erheben und so das EU- 
Handelsabkommen mit Israel zu verletzen. Selbst der an- 
sonsten treueste Verbündete der USA, Großbritannien, 
organisiert sogenannte Friedensgespräche zwischen Fatah 
und Hamas. Und forderte die USA auf, als Gegenleistung 
für die Unterstützung im Irakkrieg auf Distanz zur israeli- 
schen Regierung zu gehen. 

Das gemeinsame Ziel liegt auf der Hand: Der Konflikt 
soll so lange angeheizt werden, bis die USA desavouiert 
sind und die EU sich selbst als »ehrlicher Makler« insze- 
nieren kann. 

PHASE 2: Immer, wenn vom europäischen Einigungs- 
prozess die Rede ist, wird auf die Bedeutung der Achse 
Paris-Berlin verwiesen. Ist diese Zusammenarbeit ein rei- 
nes Zweckbündnis oder ist bereits etwas dran an der The- 
se vom Kerneuropa? Bilden Frankreich und Deutschland 
tatsächlich nur zusammen einen Machtblock, der für die 
anderen EU-Staaten die Dynamik der europäischen Ent- 
wicklung bestimmt und in dem das deutsche Streben nach 
Dominanz gegenwärtig eine Beschränkung erfährt? 

Ilka Schröder: Zunächst — was meint denn Kerneuro- 
pa? Kerneuropa bedeutet doch eine Strategie, bei der es da- 


rum geht, Entwicklungen, auf die sich noch nicht alle 
Mitgliedsstaaten der EU einigen können, erst einmal mit 
einigen EU-Staaten voranzubringen. Dieses Vorpreschen 
geht nur mit Deutschland und Frankreich, nicht ohne sie. 
Folge einer solchen Vorreiterpolitik ist, dass sich alle 
Mitgliedsstaaten früher oder später gezwungen sehen sich 
anzuschließen, um nicht völlig abgehängt zu werden. 

Es gibt hierbei gravierende Unterschiede zwischen 
Deutschland und Frankreich. Frankreich ist auf dem 
absteigenden Ast, was den Einfluss innerhalb der EU be- 
trifft und geht daher lieber Zweckbündnisse mit Deutsch- 
land ein als ins Abseits zu geraten. Deutschland hingegen 
profitiert am meisten von der europäischen Einigung und 
möchte sie daher noch voranbringen. Überall dort, wo die 
gemeinsame Entwicklung nach deutschem Gusto zu 
langsam vorangeht, lässt sich Deutschland gerne auf ein 
Bündnis mit Frankreich ein. Der französischen Schwäche 
wird sich so bedient, wahlweise dürfen dabei weitere 
Staaten teilnehmen. Je mehr Macht Deutschland durch 
Europa gewinnt, umso wichtiger wird es für alle beteilig- 
ten Staaten dabei zu sein, wenn die Entscheidungen ge- 
troffen werden. So ein Prozess verläuft nicht linear, und 
natürlich werden auch die anderen europäischen Staaten 
wie Spanien und Italien durch die europäische Einigung 
mächtiger. Deutschland kann zwar nicht alles alleine 
entscheiden — die eigentliche hegemoniale Stellung 
Deutschlands innerhalb der EU zeichnet sich aber eben 
gerade durch die Fähigkeit aus, die Spielregeln der Zweck- 
bündnisse bestimmen zu können. Wenn also Deutschland 
etwas aus seiner Geschichte gelernt hat, dann, dass es nur 
mit und durch Europa Großmacht werden kann und 
nicht dagegen. 

PHASE 2: Der polnische Ministerpräsident Miller erhielt 
in Polen viel Beifall dafür, dass er sich dem Druck Deutsch- 
lands und Frankreichs, der in der europäischen Verfassung 
vorgesehenen neuen Machtverteilung zuzustimmen, nicht 
gebeugt hat. Wächst in den Ländern, die sich gegen Zumu- 
tungen aus Deutschland und Frankreich wehren müssen, 
langsam eine anti-europäische Opposition, die im Grunde 
eine Opposition gegen Deutschland und Frankreich ist? 

Ilka Schröder: Erst einmal sind dies keine antieuropä- 
ischen im Sinne antinationaler Bewegungen, sondern ein 
Aufbegehren gegen die »Fremdbestimmung« der eigenen 
Nation. Die jeweiligen Regierungen testen ihre Stärke in 
der EU aus. Nur weil ihnen die Achse Berlin-Paris mo- 
mentan zu stark ist und sie dem etwas entgegen setzen 
wollen, heisst das nicht, dass sie nicht mehr für die Euro- 
päische Union sind. Der Aberglaube hält sich, die europäi- 
sche Einigung sei das Gegenteil von Nationalismus und 
Großmachtpolitik. Andererseits ist die Entwicklung der 
neuen Beitrittsländer völlig offen. Ein Beispiel soll dies 
verdeutlichen: Gegen Ende der Blockkonfrontation konn- 
ten nur die USA potentielle Angriffe der GUS auf Polen 
und die Tschechische Republik abwehren, weshalb sich 
diese Länder an den USA orientiert haben. Diese Orien- 
tierung wird perspektivisch wegfallen, da die Unterstüt- 
zung der USA mit dem Ausbau der militärischen Kapa- 
zitäten der EU nicht mehr notwendig sein wird. Darüber 
hinaus sinkt die Bedrohung aus dem Osten rapide, Russ- 
land ist viel zu abhängig vom Westen. Nicht zuletzt stellt 
sich aber auch die Frage, ob sich Länder wie Polen Allein- 
gänge wie beim Irakkrieg noch werden leisten können und 
wollen, wenn sie erst einmal EU-Mitgliedsstaaten sind. 
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Einschicken an: 
Jungle World - Bergmannstr. 68 - 10961 Berlin 


PHASE 2: Deine Einschätzung der sich gründenden europä- 
ischen Linkspartei war eindeutig. Unter Anleitung der PDS 
sammle sich die Kritik an den USA und Israel, während die 
antiimperialistische Position vor einer Bewertung der EU 
halt mache und auch sonst keine emanzipatorische Posi- 
tion erwarten lasse. Ist das Manko, das die PDS mit diesem 
europaweiten Organisationsverbund zu beheben versucht 
aber nicht eines, das eine linke Politik in Deinem Sinne - 
gegen das euronationale Projekt, seine Zumutungen, seine 
Militarisierung und seine aggressive Außenpolitik - noch 
viel drängender artikulieren müsste? Bräuchte der Wider- 
stand gegen Europa nicht eine europäische Plattform? 

Ilka Schröder: »Brauchen« — na klar! Die Frage ist doch 
aber: Gibt es diese Art von Widerstand bzw. lässt er sich 
aufbauen? Die PDS zumindest ist davon Lichtjahre ent- 
fernt, und es wird doch nicht besser, sondern immer nur 
schlimmer und dümmer mit dieser Partei. Der Minimal- 
standard muss doch zumindest sein, dass das eigene Staa- 
tenbündnis der Hauptfeind ist. 

PHASE 2: Wenn von Deutschland aus die politischen 
Positionen linker Bewegungen im europäischen Ausland 
beurteilt werden, kann der Eindruck entstehen, die Linke 
hier nehme für sich in Anspruch, was sie auf Regierungs- 
ebene als absurd kritisiert: eine größere Sensibilität gegen- 
über Nationalismus und Antisemitismus im Tätervolk. Egal 
ob es um den Nationalismus in Nordirland und im Basken- 
land geht oder in den letzten Jahren um die Kritik antisemi- 
tischer und antiamerikanischer Positionen in der Friedens- 
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und Antiglobalisierungsbewegung - immer wieder wird mit 
der Besonderheit der Diskussion der Linken in der BRD 
argumentiert, die sich nach der Shoah verstärkt mit solcher- 
lei Themen auseinandergesetzt habe. Handelt es sich dabei 
um ein Wahrnehmungsproblem, weil nur die Gruppierungen 
wahrgenommen werden, mit denen sich in der BRD jede 
Zusammenarbeit verbietet oder sind Positionen, die in ihren 
Grundsätzen einem antideutschen Ansatz vergleichbar 
wären, in den anderen Staaten tatsächlich nicht vorhanden? 

Ilka Schröder: Leider nein, im Gegenteil. Bei vielen 
Linksradikalen in anderen EU-Ländern ist Antisemitis- 
mus regelrecht schick. Und wenn er das nicht ist, so wird 
dem Vorwurf meist nur mit Gleichgültigkeit begegnet. So 
wird aus der Kritik am Antisemitismus eine Eigenheit der 
deutschen Linken. Dabei wäre eine Auseinandersetzung 
für alle notwendig. In Deutschland gibt es ein paar Tau- 
send Linke, die sich intensiv mit der Shoah beschäftigt ha- 
ben und die Stellung dazu beziehen, was die Shoah seit ei- 
nigen Jahren für Deutschland heißt: Großmacht werden. 
Es ist bitter, dass diese Auseinandersetzung und entspre- 
chende Schlussfolgerungen nur in Deutschland, Öster- 
reich und in der Schweiz — und vielleicht noch in den 
Köpfen einiger liberaler Juden und Jüdinnen — geführt 
wird, aber es ist so. 

PHASE 2: Herzlichen Dank für das Gespräch. 


Das Interview führte PHASE 2 Berlin. 


Dungle World 
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Etwas besseres als Europa 


EUROPA ENTWICKELT SICH ZU EINEM IDENTITÄREN PROJEKT 
FÜR LINKE BEWEGUNGEN 


illionen gingen auf die Straßen. Seit Jahrzehnten 
N hatte man in Paris, Rom, Madrid und Berlin 

nicht mehr eine solche spontane Massenbewe- 
gung erlebt, die scheinbar aus dem Nichts entstanden 
war. »Am Samstag, dem 15. Februar, ist auf der Straße 
eine Nation geboren worden«, erklärte damals euphorisch 
der ehemalige französische Wirtschafts- und Finanz- 
minister Dominique Strauss-Kahn. Und »diese Nation ist 
die europäische Nation.« Tatsächlich haben nach den 
Ereignissen im Februar vergangenen Jahres große Teile 
der Linken ihre Liebe zu dem alten Kontinent entdeckt. 
Seit sich vor allem Deutschland und Frankreich von den 
USA abzuwenden schienen, sahen große Teile der Linken 
ein neues strategische Projekt, wo doch Europa kurz 
zuvor noch als Synonym für Milchquoten und öde Büro- 
kraten gehandelt wurde. 


Wiedergeburt Europas 


Diese Option haben zuerst einige linksliberale Intellektu- 
elle in eine Art Manifest artikuliert. In einem gemein- 
samen Aufruf erklärten Jürgen Habermas und Jacques 
Derrida, dass Europa zwei emanzipatorische Elemente 
vereine. Es bevorzuge zivile Konfliktregelungen an Stelle 
der militaristischen US-Außenpolitik. Und es berufe sich 
auf die wohlfahrtstaatlichen Traditionen anstelle des räu- 
berischen Neoliberalismus. Beide Autoren sprachen sich 
für eine »Wiedergeburt Europas« aus, um den »hegemo- 
nialen Unilateralismus der Vereinigten Staaten auszubal- 
ancieren«. 

Seitdem besinnen sich viele Intellektuelle auf die gro- 
ßen europäischen Traditionen, um ihre Überlegenheit 
über die neue Welt zu begründen. Einige stießen bei die- 
ser kulturellen Wurzelsuche in bislang unbekannte Tiefen 
vor. Der postmoderne Philosoph Slavoj Zizek entdeckte 
etwa in Bayreuth den Kristallisationspunkt einer europäi- 
schen Identität und rief in der Zeitzu einer »Hadj«, einer 
kulturellen Pilgerfahrt, auf. »Wenn es heute ein kultu- 
relles Ereignis gibt, in dem sich die europäische Tradition 
verkörpert, dann ist es Bayreuth — oder, um Max 
Horkheimer zu paraphrasieren: Wer von Bayreuth nicht 
sprechen will, der sollte von Europa schweigen«, pos- 
tulierte er. 


Neue Spielräume? 


Während sich die linksliberale Prominenz dem euro- 
päischen Kulturkampf widmet, schen die linksradikalen 
Empire-TheoretikerInnen neue Chancen für den Klas- 
senkampf. An Stelle der bürgerlichen Zivilgesellschaft 
rücken bei ihnen die Produktionsverhältnisse. Im »Em- 
pire« beschreibt Toni Negri, wie die globalisierten Ar- 


beitsverhältnisse ein neues Subjekt schaffen, die Multitu- 
de, das einem modernen transnationalen Herrschafts- 
verhältnis unterworfen ist. Der moderne Kapitalismus 
habe die nationalstaatliche Regulierung zwar obsolet 
gemacht. Doch auch Negri glaubt, dass angesichts der 
»amerikanischen Konterrevolution« mehrere »Wider- 
standspole auf globaler Ebene« notwendig seien, wie er in 
der Jungle World erklärte. 

»Es ist besser, wenn sich die große Macht in ver- 
schiedene Zentren zersplittert. [...] Es ist einfach eine 
realpolitische Option, zu sagen: besser mehr als nur eine 
Supermacht«, fasst Andreas Fanizadeh, ehemaliger He- 
rausgeber der Subtropen, in der Jungle World diese Sicht 
zusammen. Aus dem Machtkampf der verschiedenen 
Zentren ergeben sich neue Spielräume für die Multitude 


Im Namen des Rose 


Schlichter geht es bei den traditionellen Antiimperialist- 
Innen zu. Dort hört das Reich des Bösen nur auf den 
Namen »Busharon«. Die USA sind demnach die imperi- 
ale Macht und Israel ihr wichtigster Verbündeter. Europa 
spielt dabei die Rolle des Juniorpartners, der gerne einen 
eigenen Hinterhof erobern möchte, aber noch nicht so 
kann, wie er will. Innerimperialistische Widersprüche, 
wie im Falle des Irakkriegs, regen dabei zu weitreichenden 
Fantasien an. So schildert etwa Oberstleutnant Jürgen 
Rose im Freitag, wie die EuropäerInnen die Weltmacht 
Nummer eins bekämpfen können. Voraussetzung wäre 
ein »möglichst desaströses Scheitern« der USA im Irak. 
Wenn die EuropäerInnen gleichzeitig den »Bruch wagen« 
und sich von den USA lossagen würden, dann könnten 
sie »sich gegenüber der islamischen Welt als eigenstän- 
diger Akteur« präsentieren und »realistische Alternativen« 
anbieten — indem sie der USA das Öl abdrehen. 

Bis es soweit kommt, müssen die AntiimperialistIn- 
nen mit weniger attraktiven Verbündeten vorlieb neh- 
men. Im Freitag und der jungen Welt wird eine antiimpe- 
rialistische Koalition kreiert, die von dem so genannten 
irakischen Widerstand über die palästinensischen Intifa- 
da bis nach Jugoslawien reicht. Dort kämpft etwa die 
rechtsradikale Partei von Vojislav Seselj in der Nachfolge 
von Slobodan Milosevicz für nationale Selbstbestim- 
mung gegen das neoliberale US-Diktar. 

Alle Strömungen finden sich in unterschiedlicher 
Ausprägung in der Friedens- wie Antiglobalisierungs- 
bewegung wieder. Auch hier wird der Hauptfeind in den 
USA verortet, dem ein emanzipatorisches Subjekt gegen- 
übersteht — ob nun » Weltzivilgesellschaft« oder die »Mul- 
titude« oder das »globale Proletariat«. Im aktuellen Zen- 
trum dieses Machtkampfes, im Nahen Osten, steht die 
USA und ihr wichtigster Verbündeter, Israel, den Opfern 
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der neokolonialen Herrschaft gegenüber: den Paläs- 
tinenserInnen, dem »irakischen Widerstand« und den 
muslimischen Völker. 

Kein Wunder also, dass sich in dieser Dichotomie ei- 
genartige Konstellationen ergeben. Auf dem Weltsozial- 
forum in Mumbai rief die indische Schriftstellerin 
Arundhati Roy kürzlich zum Kampf gegen die Besat- 
zungsmächte auf, auf dem Europäischen Sozialforum in 


wird nicht als strukturelles Problem, sondern im besten Fall 
als bedauerlicher Betriebsunfall wahrgenommen. 

Die AntagonistInnen der neoliberalen Globalisierung 
sind nicht kosmopolitische KommunistInnen, sondern 
die vermeintlichen KämpferInnen für den nationalstaatli- 
chen Wohlfahrtsstaat, die einem imperialistischen Herr- 
schaftsanspruch den Befreiungskampf der »Völker« ge- 
genüberstellen. 


»DIE ANTAGONISTINNEN DER NEOLIBERALEN GLOBALISIERUNG SIND NICHT 
KOSMOPOLITISCHE KOMMUNISTINNEN, SONDERN DIE VERMEINTLICHEN 
KÄMPFERINNEN FÜR DEN NATIONALSTAATLICHEN WOHLFAHRTSSTAAT.« 


Paris wurde vergangenen November der Islamist Tariq 
Ramadan gefeiert, der zuvor ein Liste mit jüdischen Intel- 
lektuellen veröffentlicht hatte, die sich angeblich einseitig 
für Israel engagieren würden. 


Völker und Mythen 


Selbst wer den Bezug auf diese fatalen identitären Kate- 
gorien weit von sich weist und das Konzept eines vande- 
ren Europa« nur als realpolitische Option begreift, wird 
mit den damit einhergehenden Widersprüche kaum 
neue »Spielräum« erobern. 

Um Europa stark zu machen, bedarf es mehrerer 
Voraussetzungen. Beim EU-Gipfeltreffen in Lissabon 
1999 formulierten die Regierungschefs der Mitglied- 
staaten, wie sie die Union weltweit zum produktivsten 
»Standort« transformieren wollen: durch die Liberalisie- 
rungen in allen wichtigen sozialen und wirtschaftlichen 
Bereichen (Handel, Bildung, Dienstleistungen und 
soziale Sicherung). Gleichzeitig bedarf es einer gemein- 
samen Armee, um notfalls die Interessen als global player 
auch militärisch zu garantieren. Und nicht zuletzt muss 
Europa strategische Bündnisse eingehen — vor allem 
Russland und China bieten sich hierbei an. 

Unter dieser Voraussetzung könnte sich die EU 
durchaus zum erstzunehmenden Konkurrenten der USA 
entwickeln. Doch diese Perspektive widerspricht diame- 
tral der Vision eines »anderen Europas«. In einer solchen 
wettbewerbsfähigen EU hätten die sozialen Bewe- 
gungen, die Multitude oder gar das Proletariat nicht viel 
zu melden — wo doch gleichzeitig wiederum ein »starkes 
Europa« als Teil einer multipolaren Welt und den damit 
einhergehenden neuen linken Spielräumen gelten soll. 
Der Bezug auf Europa führt daher zu dem Dilemma, dass 
gleichzeitig bekämpft werden muss, was andererseits als 
Voraussetzung angesehen wird. 


Emanzipatorische Antimoderne 


Dass sich nun Linke ausgerechnet islamistischen und natio- 
nalistischen Kreisen nahe fühlen, die mit ihren libertären 
Vorstellungen etwa so viel anfangen können wie Saddam 
Hussein mit einem autonomen Plenum, erklärt sich auch 
aus einer mangelnden ideologischen Reflexion. Dass die 
Transformation der Produktionsverhältnisse, sei es nun in 
Gestalt der Globalisierung oder der Europäischen Integra- 
tion, zunehmend kulturkonservative Reflexe produziert, 


Daraus ergibt sich zunächst eine Perspektive, die 
nichts Gutes erahnen lässt. »Wer sich an ein Volk und die 
Völker wendet und nicht an die Individuen und die Mas- 
sen,« schrieb Gerhard Scheit in der Jungle Worldanlässlich 
des Europäischen Sozialforums in Paris, »wer für die so- 
ziale Gemeinschaft und die souveräne Nation gegen die 
USA mobilisiert, der kalkuliert das Ende Israels und den 
Tod der Juden ein.« 

Eine »emanzipatorische Antimoderne«, die sich 
schon einmal während eines dramatischen Modernisie- 
rungsprozesses vollzogen hat. Als Reflex auf die Moderne 
haben Ende des 19. Jahrhunderts Anarcho-Syndekalis- 
ten wie Georges Sorel die Wende vollzogen und die 
Klasse durch Volk und Nation ersetzt - und damit die 
Massen mobilisiert. Es ist kein Zufall, dass sich im Zeit- 
alter der Globalisierung und der subnationalen Insti- 
tutionen wieder die heimelige Sehnsucht nach gesicher- 
ter Zugehörigkeit, Heimat und Identität Geltung ver- 
schafft. 

In zunehmenden Maße wird dieser Transformations- 
prozess für die soziale und kulturelle Entfremdung ver- 
antwortlich gemacht. Der materielle Prozess wird vor 
allem als Zerstörung der traditionellen Ordnung und der 
Kultur wahrgenommen, die rigorosen Erfordernisse des 
globalisierten Kapitalismus nach zeitlicher Flexibilität, 
sozialer und kultureller Mobilität werden mit dem Be- 
dürfnis nach Authenzität und Identität konfrontiert. Die 
Abstraktheit der gesellschaftlichen Verhältnisse wird 
somit nicht als Ausdruck der warenproduzierenden Ver- 
hältnisse verstanden, sondern als Eigenschaft der Moder- 
ne selbst denunziert. Und dieser Prozess dringt bis in die 
Kapillaren der Gesellschaft vor. 

Europa bietet dabei die Möglichkeit einer scheinbaren 
glücklichen Identifikation. Während die positiven Uto- 
pien auf die alte Welt projiziert werden, bleiben die nega- 
tiven Aspekte der kapitalistischen Transformation dem 
aktuellen Symbol der Moderne, Amerika, vorbehalten. 

Folgt man dieser ideologiekritischen Deduktion, 
sind die Friedensdemonstrationen vom Februar vergan- 
genen Jahres der Auftakt einer Bewegung, die den totalen 
Frieden will und dabei der Aufklärung und der Emanzi- 
pation den Krieg erklärt. Diese linken Bewegungen 
bilden so gesehen eine Avantgarde, die nur deutlicher 
fordert, was die politische Klasse in Europa bislang erst 
vorsichtig zu sagen wagt. 

Besonders drastisch artikuliert sich diese Entwick- 
lung in Deutschland, wo man sich im vergangenen Jahr 


gleich noch mit einem anderen Kriegen beschäftigte. In 
Bestsellern wie Jörg Friedrichs Der Brand wird implizit 
gefragt, ob nicht auch der alliierte »Bombenkrieg« gegen 
Nazi-Deutschland als Kriegsverbrechen zu ahnden sei. 
Während die Diskussionen um den neuen Opferdiskurs 
breiten Raum in den Feuilletons einnehmen und Anlass 
für zahlreiche Doku-Dramen über »Flucht und Vertrei- 
bung« bieten, findet der Jahrestag zur Befreiung Lenin- 
grads kaum mehr Erwähnung. Alleine die Belagerung 
der Stadt durch die Nazis hatte mehr zivile Opfer ge- 
fordert, als Deutsche durch alliierte Bomben starben. 


Weltfriedensgesellschaft 


Die identitären Projektionen auf Europa sind durchaus 
vergleichbar mit den Mechanismen, denen sich auch der 
bisherige Nationalismus bediente — durch die negativen 
Zuschreibungen auf das Andere, durch die Definition des 
Identischen und die Zuschreibung des Nicht-Identi- 
schen. Im Falle von Europa funktionieren diese Projektio- 
nen, indem sie den derzeitigen Integrationsprozess als ein 
neues homogenes Projekts propagieren — Europa als kün- 
ftigen Ausgangsort einer »Weltzivilgesellschaft«, die an- 
stelle des Neoliberalismus treten soll, einer »Weltfriedens- 
gesellschaft«, wie es Bundeskanzler Gerhard Schröder for- 
mulierte, die die »Pax Americana« ersetzten soll. 

Eine Perspektive, dieses europäische »Nation build- 
ing« zu denunzieren, könnte darin bestehen, die Wider- 
sprüche umzukehren. Eine emanzipatorische Bewegung 
müsste sich demnach gegen die Versuche richten, Europa 
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zum global »wettbewerbfähigsten«, produktivsten Stand- 
ort zu transformieren. Damit muss diese Bewegung 
gleichzeitig die Kritik an Staat und Warenproduktion 
verbinden, die Befreiung nicht an »Völker« delegieren 
oder sie zu einer kulturellen Frage erklären. 

Tatsächlich kam es im vergangenen Jahr vor allem in 
Italien und Frankreich zu sozialen Konflikten, bei denen 
sich die Kritik gegen das jeweils eigene Establishment 
richtete. Die Forderungen blieben zwar in der Regel be- 
scheiden und gingen über die mehr oder weniger mili- 
tante Artikulation von Interessenskonflikten nicht hin- 
aus. Dennoch sind sie derzeit die einzigen Bewegungen, 
die zumindest potenziell ein antagonistischen Verhältnis 
zum eigenen Staat entwickeln — anstatt sich mit seinen 
Interessen gemein zu machen. 

Daher gehört nicht der Kampf für eine multipolare 
Welt, in der die Warengesellschaft doch immer dieselbe 
bliebe, sondern die konkreten Arbeitsverhältnisse und 
die neuen Formen der Warenproduktion in den Fokus 
der praktischen Kritik. Zur Subversion der europäischen 
Identität gehört die Ablehnung des Schengener Systems 
und seiner Ausdehnung bis an die Grenzen der neuen 
Ost-Beitrittskandidaten und der südosteuropäischen 
Einflusszonen. Dazu gehört auch die Denunziation des 
Ausbaus der EU zur global agierenden Militärmacht und 
selbst ernannten »Friedensstifterin«. Die Kritik, die es 
ernst meint, beginnt mit dem »Projekt Europa«. 


ANTON LANDGRAF ist Redakteur der Jungle World 
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Ein Gespenst geht um: Europa 


DER ALTE KONTINENT RÜCKT NICHT ZUSAMMEN, WEIL DEUTSCHLAND 
ES WILL- SONDERN OBWOHL 


esten war Gestern, Europa ist hip. Als abge- 
\W hobene Bürokraten geschmäht werden seine 

Kommissare und ihr Apparat in Brüssel nach wie 
vor. Doch mag es auch an der Ausführung hapern: Die 
»Idee Europa« ist und bleibt in den Augen der Europäerin- 
nen und Europäer gut. Wer als Staatsmann bzw. -frau, als 
populärer Kulturschaffender nicht zumindest postum in 
den Olymp der »großen Europäer« aufsteigt, hat etwas 
falsch gemacht. Thomas Mann machte es richtig und hielt 
im Mai 1930 seine »Rede für Pan-Europa«. Bevor seine 
Vision sich erfüllte, kamen Nationalsozialismus und 
Kalter Krieg dazwischen. Dafür verleiht die Tatsache, dass 
die europäische Integration erst heute den gesamten 
Kontinent zu umfassen beginnt, der Rede Manns eine 
scheinbar umso größere Weitsichtigkeit. In Wirklichkeit 
jedoch formulierte er nur weltanschaulich aus, was der 
»Europäer« Gustav Stresemann bereits praktiziert hatte, 
nämlich den Wiederaufstieg des Reiches im Bündnis mit 
seinem früheren Hauptfeind: »Am Ende der Politik Strese- 
manns stand und steht die friedliche Revision des Versail- 
ler Vertrages mit bewußter Zustimmung Frankreichs und 
ein deutsch-französisches Bündnis als Fundament des 
friedlichen Aufbaus Europas«, proklamierte Mann in der 
»Deutschen Ansprache« vom Oktober 1930. 

Auch Jacques Derrida und Jürgen Habermas haben in 
etwas jüngerer Vergangenheit nur nachvollzogen, wofür 
Hunderttausende in allen europäischen Ländern bereits 
demonstrierten. Ein Teil forderte, der US-Präsident solle 
sich stärker nach ihrer jeweiligen Regierung richten, ein 
anderer Teil forderte, ihre eigene Regierung solle sich 
weniger nach dem US-Präsidenten richten. Doch entge- 
gen den Wünschen der europäischen Bevölkerungsmehr- 
heit brachten die europäischen Regierungen keine einheit- 
liche Haltung gegenüber den USA zustande. Der deutsch- 
französischen Position gegen den Irak-Krieg widerspra- 
chen in einem offenen Brief die Staats- und Regierungs- 
chefs von Großbritannien, Italien, Spanien, Portugal, Un- 
garn, Polen, Tschechien und Dänemark. 

Doch ob sie auch Zustimmung oder Ablehnung be- 
kundeten: Keiner der Europäer konnte sich rühmen, die 
amerikanische Haltung zu beeinflussen. Nicht zum ersten 
Mal entbrannte daher eine Debatte um die »Handlungsfä- 
higkeit« der EU insbesondere nach außen. Akut wurde 
dieses Problem in diesem Fall gegenüber der stärksten 
Macht, doch im Prinzip stellt es sich auch gegenüber 
schwächeren. Im Kosovo-Krieg führte die Unfähigkeit, 
auch nur die Kleinstaaten der eigenen Peripherie zu befrie- 
den, in die politische Abhängigkeit von der amerikani- 
schen Militärtechnologie. Seit sich die Sowjetunion aus 


Mitteleuropa zurückzog, schreibt Egon Bahr, ist die euro- 
päische »Selbstbestimmung« denn auch »nur noch im 
Verhältnis zu Amerika zu gewinnen«. 

Auch das wirtschaftsstärkste und bevölkerungsreichste 
Land der EU, die Bundesrepublik, unterliegt auf sich ge- 
stellt den USA im Falle von Interessenkonflikten. Diese 
scheinen nachhaltig zuzunehmen, und es wächst hierzu- 
lande die Kritik am Amerika George W. Bushs. Die Bun- 
destagswahl wurde nur deswegen noch einmal spannend, 
weil Gerhard Schröder sich offen gegen den außenpoli- 
tischen Kurs der USA wandte. Laut Henry Kissinger ge- 
wann die SPD mit einer Kombination aus »Pazifismus, 
linkem und rechtem Nationalismus und dem Beschwören 
eines spezifisch deutschen Wegs«. 


Idealismus und Interesse 


Schröders Parole traf allerdings auf scharfen Widerspruch 
in der politischen Elite, die, damit niemand im Ausland 
sich an die Großmannssucht vergangener Zeiten erinnert 
fühle, lieber von europäischen Interessen spricht. Der Alt- 
bundeskanzler Helmut Schmidt bekennt allerdings, nie zu 
den »Europa-Idealisten« gehört zu haben: »Ich war und 
bleibe ein engagierter Anhänger der europäischen Integra- 
tion aus strategischem, patriotischem Interesse.« Der Ost- 
politiker Egon Bahr nennt »Deutsche Interessen« offen- 
siver beim Namen, kommt jedoch zu demselben Ergebnis 
wie Schmidt, dass nämlich kein europäischer Staat sich in 
der Globalisierung allein durchsetzen könne. Nicht 
Deutschland, aber Europa müsse sich dafür entscheiden, 
»Weltmacht werden zu wollen«. Der Kerneuropäer Wolf- 
gang Schäuble begreift seine Heimat als »Schutz- und 
Schicksalsgemeinschaft« und warnt vor vantinationalen 
Ressentiments« in den Köpfen der Deutschen, falls die eu- 
ropäische Einigung zur absoluten Bezugsgröße gedeihe. 
Aber auch Europa sei gut »für unser deutsches Vaterland« 
und eine »Schicksalsgemeinschaft auf Gedeih und Ver- 
derb«. 

Es stimmt schon: Die europäisch genannten Interes- 
sen meinen eigentlich deutsche. Das heißt allerdings 
nicht, dass die EU damit schon eine rein deutsche Angele- 
genheit darstellt. Es geht bei der europäischen Integration 
um Macht, Deutschland will den größtmöglichen Vorteil 
für sich erringen und profitiert als Exportriese z. B. vom 
gemeinsamen Binnenmarkt stärker als andere. Es kann 
aber keine Rede davon sein, dass Frankreich oder Großbri- 
tannien, die der Bundesrepublik eine Atomstreitmacht, ei- 
nen ständigen Sitz im UN-Sicherheitsrat sowie postkolo- 
niale Bindungen voraus haben, auch politisch hinter ihr 


ins zweite Glied treten müssten. Edmund Stoiber fürchte- 
te, Schröder könnte beim deutsch-französischen Wider- 
stand gegen den Irak-Krieg nicht den Koch, sondern nur 
den Kellner spielen. Jedenfalls kann man der Grande 
Nation nicht ernsthaft unterstellen, sie würde sich unter 
dem Deckmantel der EU willen freiwillig unter das 
deutsche Joch beugen. 


Bockigkeit in Ewigkeit 


Ein politischer Plan hat in der EU nur dann eine Chance, 
wenn ihn Berlin und Paris gleichermaßen unterstützen. 
Auch das genügt nicht, wenn der Rest dagegen votiert. 
Mit dem »Brief der Acht« für die Solidarität mit den USA 
demonstrierten angesichts einer weltpolitischen Krise 
ohne Vorwarnung sowohl Großbritannien als auch das 
kleine Polen, dass sie Kerneuropa in die Schranken weisen 
können. Vor allem die osteuropäischen Länder fürchten, 
Deutschland würde im Zuge der EU-Erweiterung seinen 
ökonomischen Einfluss in politische Hegemonie ummün- 
zen. Doch Polen stationierte Soldaten im Irak - vielleicht 
gerade weil Deutschland sich dagegen sträubte. Auch die 
anderen osteuropäischen Länder werden noch lange Wert 
darauf legen, zeitweise bockig zu sein. Sie genießen ja die 
Vorteile der nationalstaatlichen Souveränität erst seitdem 
die USA das Wettrüsten gegen die Sowjetunion gewan- 
nen. Die Bundesrepublik hatte schon vor der Wende ihre 
Außenpolitik weitgehend selbständig gestalten können, 
vorbehaltlich der gravierenden Auswirkungen des Kalten 
Krieges. Der formale Schritt der Erlangung der vollen 
Souveränität (anders als die Vereinigung) hat an sich das 
reale politische Gewicht Deutschlands nicht entscheidend 
beeinflusst, es wurde nur symbolisch aus der Nachkriegs- 
geschichte und Besatzungszeit entlassen. 

Die Bundesrepublik ist mit ihrer beschränkten Souve- 
ränität 40 Jahre lang gut zurecht gekommen, und es fällt 
ihr daher leichter als anderen Staaten, Teile derselben an 
europäische Institutionen abzugeben. Während sich ge- 
gen den Abschied von der D-Mark noch einige Skeptiker 
zu Wort meldeten, ist das Ziel der Europäischen Sicher- 
heits- und Verteidigungspolitik innenpolitisch unumstrit- 
ten. Die Mitgliedsstaaten eines solchen Bündnisses sollen 
ihre Streitkräfte schrittweise integrieren, z. B. in Form ge- 
meinsamer Verbände. Eine verstärkte Arbeitsteilung auf 
dem militärischen Gebiet würde zwar Kosten senken, aber 
auch die nationale Eigenständigkeit schwächen. Deutsch- 
land braucht dies nicht zu fürchten, denn seit dem Zwei- 
ten Weltkrieg sind militärische Einzelaktionen ohnehin 
nicht denkbar gewesen. Briten und Franzosen dagegen zo- 
gen sich erst allmählich aus ihren kolonialen Positionen 
zurück, und sie werden ihr Vorrecht auf nukleare Waffen 
weder aufgeben noch teilen wollen. Als Tony Blair den 
Krieg gegen den Irak vorbereitete, musste er seine europäi- 
schen Amtskollegen ebenso wenig um Erlaubnis bitten 
wie der Kriegsgegner Chirac, als er vorsorglich den Flug- 
zeugträger »Charles de Gaulle« in die Krisenregion ent- 
sandte und nach wenigen Tagen wieder zurückbeorderte. 


Ein Zwang findet nicht statt 
EU ist, wenn einzelne Staaten auf Souveränität verzichten. 


Einige haben dabei mehr zu verlieren als andere. Dass 
Paris oder London bei manchen Initiativen aus Bonn, 


nunmehr Berlin, zögern, hat wenig damit zu tun, dass im 
Kanzleramt neowilhelminische oder gar neohitlersche 
Hegemonialpläne geschmiedet würden. Das Streben 
Deutschlands, seinen Einfluss möglichst zu erhöhen, kön- 
nen die anderen Länder nicht beeinflussen. Die EU dage- 
gen ist ein gemeinsames Projekt, das auf Freiwilligkeit und 
wechselseitiger Kontrolle beruht. Allerdings schweben 
diese Prinzipien nicht im luftleeren Raum. Die polnische 
Wirtschaft etwa hängt stärker von deutschen Kapitalin- 
vestitionen ab als umgekehrt die deutsche Wirtschaft von 
polnischen ArbeitsmigrantInnen. Keine Verlegung der 
EU-Außengrenze nach Osten wird an diesem Ungleichge- 
wicht etwas ändern. Außerdem beeinflussen die finanz- 
und beitragsstärksten Länder die Vergabe von EU-Mitteln 
mehr als die schwächeren. Diese werden es schwer haben, 
im wirtschaftlichen Wettbewerb mit den alteingesessenen 
Mitgliedsstaaten zu bestehen. Außen vor bleiben hieße 
indes, isoliert zu werden und noch weiter zurückzufallen. 

Die europäische Integration wird das Machgefälle zwi- 
schen den einzelnen Ländern nicht entscheidend verän- 
dern, d.h. die momentan Benachteiligten bleiben benach- 
teiligt. Andererseits würde kein osteuropäischer Staat der 
EU beitreten, wenn er sich davon nicht auch Vorteile ver- 
spräche. Immerhin formal reden Kleine und Große in der 
EU gleichberechtigt miteinander. Diplomatischer Druck 
richtet an wenigen Orten so wenig aus wie auf der EU- 
Ebene. Hier gibt es Vorschriften, wie z.B. die notwendige 
Einstimmigkeit der wichtigsten Entscheidungen, die bis- 
lang der Europäische Rat der Staats- und Regierungschefs 
trifft. Die Gipfeltreffen bezeugen immer wieder aufs 
Neue, dass noch jeder Mitgliedsstaat in der beschworenen 
»gemeinsamen Haltung« wenig mehr als seine eigene wie- 
derfinden will. Entsprechend selten kommen verbindliche 
Beschlüsse in brisanten Fragen zustande. 

Auch wenn Deutschland einen gewissen Druck aus- 
übt, ist der Spielraum dazu in den europäischen Institutio- 
nen noch am geringsten. Das deutsche Stimmgewicht im 
Europäischen Parlament soll sich zwar gemäß dem vorlie- 
genden Verfassungsentwurf auf gut 18 Prozent verdop- 
peln, doch das Parlament spielt bislang keine maßgebliche 
Rolle. Wirklich aufzwingen kann Deutschland seine Vor- 
stellung von einer EU den anderen Ländern nicht, schon 
gar nicht den großen. Die europäische Integration ging 
immer so weit, wie Frankreich sie mittrug. So kam die ge- 
meinsame Währung zustande. Eine zukünftige europäi- 
sche Armee aber bliebe ohne die zusätzliche Unterstüt- 
zung durch britische Kapazitäten ein Papiertiger. 

Die EU eignet sich also nicht dafür, dass ihre Mit- 
gliedsstaaten sich gegenseitig unterwerfen. Selbst die post- 
nationalsozialistische Elite der Bundesrepublik lernte 
schnell, dass es unklug sei, die eigenen Kräfte in revanchis- 
tischen Abenteuern zu verausgaben. Wenn die Völker in 
Europa nochmals aufeinander schlagen, fällt der Konti- 
nent anderen Großmächten der Welt, deren Kreis sich 
gerade um China und Indien erweitert, zur Beute. Gegen- 
über ihnen, speziell den USA, verfolgen die europäischen 
Staaten ein nicht nur halluziniertes, sondern tatsächliches 
gemeinsames Interesse. 


Die Herausforderung Amerikas 


Neue Technologien im Transport, in den letzten Jahren 
vor allem in der Kommunikation, entscheiden über die 
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Ausgangsposition im globalen Wettbewerb. Der Vor- 
sprung der USA in Naturwissenschaft und Forschung 
macht selbst europäische Volkswirtschaften potenziell von 
amerikanischen Interessen und Entscheidungen abhän- 
gig. Protektionismus schottet den amerikanischen Boom 
gegen Konkurrenz ab, und im Sommer 2002 protestierte 
die EU gegen US-Zölle auf Stahl und drohte mit Straf- 
zöllen in Höhe von vier Milliarden Dollar. Die Entschei- 
dungen des einflussreichsten globalen Ordnungsinstru- 
ments auf den Finanzmärkten, des Internationalen Wäh- 
rungsfonds, unterliegen dem faktischen Veto-Recht Wa- 
shingtons. Mit dem gemeinsamen europäischen Wäh- 
rungssystem und der Europäischen Zentralbank hat sich 
die EU finanzwirtschaftlich unabhängig gemacht und ge- 
genüber den Schwankungen der Wechselkurse erfolgreich 
behauptet. 

Auch politisch weht zukünftig ein härterer Wind 
über den Atlantik: Die USA brauchen Europa nicht 
mehr als Stützpunkt gegen den sowjetisch dominierten 
Block und planen mit der NATO anderes als den Schutz 
der norddeutschen Tiefebene vor feindlichen Panzer- 
verbänden. Die unbekümmerte Haltung Washingtons 
gegenüber der UN richtet sich gegen die schwächeren 
Staaten, die mit Hilfe des Völkerrechts und des globalen 
Prestiges internationaler Institutionen die realpolitische 
Macht der USA auszubalancieren hoffen. Dieser Kon- 
flikt um das Recht des Stärkeren und der Stärke des 
Rechts, d.h. des Schwächeren, spiegelte sich besonders 
deutlich in der Kontroverse um den Internationalen 
Strafgerichtshof (ICC) wider. Jeff Gedmin, Direktor des 
Aspen-Instituts, schrieb, der Gerichtshof diene der Er- 
richtung einer »Weltordnung nach EU-Vorstellungen«. 
Die Europäer fühlen sich zunehmend unwohl angesichts 
der Macht der USA. »Die Abhilfe soll sein: Amerika zu 
Multilateralismus zu zwingen.« 

Die amerikanischen Pläne über eine National Missile 
Defense erhöhen nochmals den ohnehin für lange Zeit 
uneinholbaren Vorsprung der US-Rüstung. Die demüti- 
gende Erfahrung mit deren dominierender militärischen 
Technologie im Kosovo-Krieg gab den Ausschlag für kon- 
krete Ziele über die Aufstellung und Ausrüstung gemein- 
samer Verbände im Rahmen der Europäischen Sicher- 
heits- und Verteidigungsinitiative. Da ihre Durchschlags- 
kraft auf absehbare Zeit mit den USA nicht mithalten 
kann, stehen die europäischen Gesellschaften Kriegen, vor 
allem in entlegenen Regionen der Welt, grundsätzlich 
skeptischer gegenüber als die amerikanische. 

Auf der wirtschaftlichen, politischen wie militäri- 
schen Ebene wird der Atlantik breiter und tiefer. Ein 
handlungsfähiges Europa, schreibt Bahr, werde zum 
»Konkurrenten Amerikas«, zu einer »friedlichen Heraus- 
forderung« seiner politischen und wirtschaftlichen Stel- 
lung. Andernfalls sei der Kontinent auf dem Weg zur 
»Kolonie«. Nicht innerer, sondern äußerer Druck 
schweißt also die EU zusammen, und sie richtet sich 
umgekehrt weniger gegen Teile ihrer Mitgliedschaft, als 
vielmehr gegen andere Machtblöcke. Der Verzicht auf 
nationale Souveränität gründet sich auf die Hoffnung, 
zusammen mit anderen die Weltpolitik stärker zu beein- 
flussen als vorher. Die EU existiert nicht aufgrund, son- 
dern trotz innereuropäischer Rivalitäten und obwohl sie 
Deutschland im Endergebnis ein Übergewicht geben 
könnte. 


Verbindlich in der Sache 


Polen oder Tschechen plädieren dafür, deutschen Re- 
vanche-Gelüsten im Gewande der EU entschlossen zu 
widerstehen. Dies verleiht ihrer Verhandlungsposition 
moralisches Rückgrat. Deutsche hingegen malen die 
schreckliche Rückkehr von politischen Krisen und Ka- 
tastrophen nach Europa an die Wand. Dies verleiht ihren 
Initiativen weltgeschichtliches Pathos. Um bestimmte 
politische Ziele zu erreichen, sind bestimmte politische 
Aussagen vernünftig, auch wenn sie abstrakt und für sich 
genommen einer wissenschaftlichen Überprüfung nicht 
in jeder Hinsicht standhalten. Die Wahrheit ist eben 
immer konkret. 

Auch innerhalb der jeweiligen Länder werden die De- 
batten nach diesem Muster ausgetragen. Bislang hat noch 
keine oppositionelle Kraft darauf verzichtet, der eigenen 
Regierung alle erdenklichen Bösartigkeiten zu unterstel- 
len. Das ist teils berechtigt, teils aber auch nicht oder zu- 
mindest übertrieben. Öfter muss die Regierung sich 
fälschlicherweise vorwerfen lassen, außenpolitisch zu 
nachgiebig aufzutreten. Seltener, aber meist zutreffend, 
wird sie dafür verdammt, konfrontativ und egoistisch vor- 
zupreschen. Diese Kritik, wie sie z.B. an Schröders »deut- 
schem Weg« und hauptsächlich von der gemäßigten Rech- 
ten geübt wurde, meinte freilich nichts anderes, als dass 
die Nation alte Holzwege vermeiden und ihre Interessen 
lieber auf samtenen Pfoten und verschlungenen Pfaden 
verfolgen solle. Die linke Opposition trug den deutschen 
Weg gegen die USA mit. Micha Brumlik gefielen zwar die 
nationalistischen »Untertöne« Schröders nicht, aber »in 
der Sache« stimmte er ihm zu. 

In der Sache patriotisch sind üblicherweise auch die- 
jenigen Deutschen, welche die europäische Integration 
befürworten. Ist sie abzulehnen deshalb weniger nation- 
alistisch? Nicht unbedingt. Hinter der Behauptung, die 
EU sei ein hegemoniales Unternehmen deutscher Prove- 
nienz, schwingt ein Stück Verachtung gegenüber den- 
jenigen Ländern mit, die sich ihm vermeintlich willen- 
und gedankenlos unterwerfen. Gegen die EU polemi- 
sieren außerdem auch Kräfte, die Deutschland nicht an 
seine Erbfeinde gebunden sehen wollen. Kritik an deut- 
schen Übervorteilungsmanövern ist eine Sache. Mit die- 
sen ist jedoch die EU nicht gleichzusetzen und die Kritik 
an ihr denunziert im Prinzip all diejenigen Staaten, 
welche Teile der deutschen Linken gegen die Hegemo- 
nialbestrebungen ihres Landes in Schutz zu nehmen 
behaupten. 

Ähnlich verhält es sich mit den sogenannten europäi- 
schen Werten, unter denen man allgemein die Ideen der 
Aufklärung versteht. Wenn Deutsche im Ersten Weltkrieg 
Franzosen umbrachten, trugen sie Goethe und Hölderlin 
im Tornister. Es mag chauvinistisch sein, die Namen des 
europäischen Geisteslebens gegen die amerikanische Kon- 
sumkultur auszuspielen. Das ist aber kein Grund, das 
Kind mit dem Bade auszuschütten. Fortschrittliches Den- 
ken geht, wie kritisch auch immer, von Postulaten der 
Aufklärung, d.h. vom alten Europa aus. 


GERRIT BRÜNING 


Der Autor lebt in Berlin schrieb in konkret und Jungle 
Worla. 
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Bündnisoptionen 


AUßENPOLITISCHE WEICHENSTELLUNGEN IN OST- UND SÜDOSTEUROPA 


hren spektakulärsten Auftritt der letzten Jahre hatten 

die Staaten Ost- und Südosteuropas Anfang 2003. Die 

Länder des alten deutschen Expansionsgebietes, aus 
denen regelmäßig neue Rekorde des deutschen Wirt- 
schaftseinflusses gemeldet werden, erklärten öffentlich 
ihre Zustimmung zum Irak-Krieg und damit zu den 
Weltneuordnungsplänen der Vereinigten Staaten. Zuerst 
Polen, Ungarn und die Tschechische Republik, dann 
Estland, Lettland, Litauen, Slowenien und die Slowakei 
und gemeinsam mit ihnen Rumänien, Bulgarien, Kroa- 
tien, Mazedonien und Albanien: Sie setzten sich mit ihrer 
Befürwortung der US-Pläne in offenen Widerspruch zu 
den konkurrierenden Vorhaben der europäischen Hege- 
monialmacht Deutschland. 

Die ost- und südosteuropäischen Staaten zielten mit 
ihrem Bündnisangebot an die Vereinigten Staaten vor 
allem auf eines ab: Der ungebremsten deutschen Hege- 
monialpolitik durch die eigene Bindung an den Welt- 
machtkonkurrenten USA den weiteren Vormarsch zu er- 
schweren. »Wer Europa zum Vehikel eigener nationaler 
Ambitionen machen möchte, muß damit rechnen, daß 
ihm die Nachbarn die Gefolgschaft verweigern«, erklärte 
der einflussreiche polnische Politikberater Janusz Reiter 
im Februar 2003 dem deutschen Publikum!'. Die entspre- 
chenden Reaktionen aus Berlin ließen nicht lange aufsich 
warten. »Ich glaube, dass das nicht wieder vorkommt«, 
drohte der deutsche EU-Kommissar Günter Verheugen; 
ein deutscher Diplomat in Warszawa erklärte einfach, er 
fühle sich »schlichtweg verarscht«. Die Gelegenheit, sich 
den USA anzunähern, nutzten alle ost- und südosteuro- 
päischen Staaten, die — ökonomisch in hohem Maße von 
Deutschland abhängig — vor allem aus wirtschaftlichen 
Gründen ihre Zukunft innerhalb der von Berlin domi- 
nierten EU sehen. Neutral blieben nur das Protektorat 
Bosnien-Herzegowina und Jugoslawien, dessen dama- 
liger Regierungschef Zoran Djindjic eng an die SPD- 
nahe Friedrich-Ebert-Stiftung gebunden war und in 
Belgrad als »nemacki covek«, als »Deutscher« bezeichnet 
wurde. Dabei hatten die einzelnen Staaten durchaus un- 
terschiedliche Motive für ihre Positionierung, nur neigt 
der stereotype Blick aus dem deutschen Wohlstands- 
zentrum auf die Peripherie in »Ost- und Südost-europa« 
dazu, dies zu übersehen. 


Polen 


Der größte und bevölkerungsreichste Staat der Region — 
Polen - erhoffte sich von der Bindung an die Vereinigten 
Staaten ein Mehrfaches. An vorderster Stelle standen 
Sicherheitsinteressen. Die USA seien »der Sicherheitsga- 
rant, nach dem die Polen sich seit dem Ende des 18. Jahr- 
hunderts gesehnt haben«, erklärt Marcin Zaborowski, 


ein freier Mitarbeiter des Centrum Stosunköw Miedzynar- 
odowych (Zentrum für Internationale Beziehungen) in 
Warszawa.’ Die drei »Polnischen Teilungen«, in denen 
der preußische Militärstaat, das Zarenregime und das 
Habsburgerreich Polen bis 1795 schrittweise von der 
Landkarte löschten, gehören zu den prägendsten Bege- 
benheiten der polnischen Geschichte, ebenso der Hitler- 
Stalin-Pakt, der ein weiteres Mal zur Zerschlagung Po- 
lens durch seinen westlichen und seinen östlichen Nach- 
barn führte. 

Konkreter Anlass für die Regierung in Warszawa, sich 
den Vereinigten Staaten lauthals anzudienen, war Anfang 
2003 tatsächlich eine Annäherung zwischen Deutschland 
und Russland. Dabei ging es durchaus nicht nur um das 
deutsch-russisch-französische Ad-hoc-Bündnis gegen 
den Irak-Krieg. Tiefer reichende Absprachen zwischen 
Berlin und Moskau waren im Gange, ihre Ergebnisse 
zeigten sich in den nächsten Monaten etwa auf dem stra- 
tegisch bedeutenden Energiesektor. Gazprom inten- 
sivierte seine jahrelange Zusammenarbeit mit deutschen 
Energiekonzernen, die dabei Zugriff auf riesige russische 
Erdgasfelder erhielten - ein langfristig angelegter, für die 
europäische Energieversorgung bedeutsamer Schritt. Die 
Deutsche Gesellschaft für Auswärtige Politik (DGAP) 
warb bei der deutschen Wirtschaft um »strategische In- 
vestitionen« in Russland, um die politische Annäherung 
materiell noch stärker zu fundieren. Alexander Rahr — 
DGAP-Russlandexperte — beschrieb die Perspektive: 
»Langfristig bleiben Russland und die USA weltpolitische 
Rivalen — die EU und Russland nicht.« 

Die enger werdende deutsch-russische Zusammenar- 
beit ließ in Warszawa alle Alarmglocken schrillen. Nicht 
umsonst hatte Polen schon 1992 offiziell beschlossen, 
NATO-Mitglied werden zu wollen: Im Falle einer mög- 
lichen »Achse« Berlin-Moskau sah die Regierung ihre 
einzige Chance im Schutz durch Washington. London 
hatte mit seiner Appeasement-Politik die Okkupation 
durch das Deutsche Reich im Jahr 1939 nicht verhindern 
können, die Hoffnung auf US-Unterstützung hingegen 
hat historische Bezugspunkte. Ignacy Paderewski, ab 
1919 polnischer Ministerpräsident, trug mit seiner Lob- 
byarbeit in Washington dazu bei, dass ein freier polni- 
scher Staat mit Zugang zum Meer in Woodrow Wilsons 
»Vierzehn Punkte-Programm« vom 8. Januar 1918 zum 
US-Kriegsziel erklärt wurde. Dass Polen sich ab 1989 aus 
dem Einflussbereich des östlichen Nachbarn lösen und 
dem Westen annähern konnte, wird von den neuen pro- 
westlichen polnischen Eliten vor allem der Großmacht 
jenseits des Atlantik und ihrer Unterstützung für die anti- 
kommunistischen Oppositionsbewegungen im realsozia- 
listischen Osteuropa gutgeschrieben. Die Entscheidung 
der polnischen Regierung, den Angriff auf den Irak zu 


unterstützen und sich an der anschließenden Besetzung 
des Landes zu beteiligen, beruhte jedoch nicht nur auf 
Sicherheitsinteressen. Sie knüpfte an die alte polnische 
Expansionsstrategie der »Polska od morza do morza« an 
(»Polen von der Ostsee bis zum Schwarzen Meer«). Von 
einem Staat nach dem Modell des früheren polnisch- 
litauischen Königreichs, der über heute westukrainische 


land Verlierer des Ersten Weltkriegs, musste 1920 im Ver- 
trag von Trianon größere Teile seines Territoriums an die 
Nachbarstaaten abgeben. Ganz wie Berlin und zeitweise 
in enger Zusammenarbeit mit dem deutschen Vorbild 
betrieb die ungarische Regierung in den zwanziger und 
dreißiger Jahren eine revanchistische Politik, die schließ- 
lich zwischen 1938 und 1941 in die Okkupation von 


»ZUR ZEIT IST IN DEN USA EINE NEUE ANNÄHERUNG AN DEUTSCHLAND 
UND FRANKREICH ANGESAGT, POLEN SPIELT DABEI KEINE ROLLE.« 


Territorien herrscht und über eigene Schwarzmeerhäfen 
Zugang zu den Ölquellen der Golfregion hat, träumen 
großpolnische Nationalisten schon lange. Polen bekom- 
me endlich »direkten Zugang zum Erdöl«, jubelte der 
polnische Außenminister Wlodzimierz Cimoszewicz im 
vergangenen Sommer, als polnische Truppen in den Irak 
aufbrachen. 

Ungewohnt mag für Warszawa gewesen sein, dass ge- 
rade Washington an polnische Expansionswünsche an- 
knüpfte. In den 1920er und 1930er Jahren gehörten ent- 
sprechende Offerten zu den Planspielen des deutschen 
Auswärtigen Amts, das zeitweise erwog, bei der Neuord- 
nung Europas mit Polen zu kooperieren. Das überra- 
schende Angebot der Vereinigten Staaten, Polen eine 
eigene Besatzungszone im Irak zuzuteilen, schien den 
Aufstieg der polnischen Regierung zum Akteur auf der 
internationalen Bühne zu ermöglichen — im Bündnis mit 
den USA. 

Inzwischen ist in der polnischen Hauptstadt Ernüch- 
terung eingekehrt. Während russische Erdölkonzerne 
sich im Irak in Stellung bringen und deutsche Unterneh- 
men in Bagdad millionenschwere Geschäfte abschließen 
können, ging bisher nur ein einziges nennenswertes Wirt- 
schaftsprojekt an eine polnische Firma. Erst kürzlich 
musste sich der polnische Rüstungskonzern Bumar bei 
einer Ausschreibung für die Ausrüstung der neuen iraki- 
schen Armee einem US-Konzern geschlagen geben. »Wir 
verlieren den Wettbewerb im Irak«, resümierte unlängst 
das Nachrichtenmagazin Newsweek Polska. Die unbe- 
queme Einsicht beginnt sich in Warszawa durchzusetzen, 
dass man auf der Prioritätenliste Washingtons nicht 
besonders weit oben steht: Zur Zeit ist dort eine neue 
Annäherung an Deutschland und Frankreich angesagt, 
Polen spielt dabei keine Rolle. 


Ungarn 


Gänzlich anders gelagert waren die Motive der ungari- 
schen Regierung für ihre Positionierung auf Seiten der 
Vereinigten Staaten. Ging es Polen darum, neben Ansät- 
zen für eine imperialistische Außenpolitik vor allem 
grundlegende eigene Sicherheitsbedürfnisse zur Geltung 
zu bringen, so stand im Zentrum der Budapester Absich- 
ten die taktische Erweiterung des eigenen Handlungs- 
spielraums. Ein ernsthaftes Bündnis zur Absicherung 
gegen die deutsche Hegemonialpolitik stand in Ungarn 
nicht zur Debatte. Es wäre auch überhaupt nicht nötig. 
Die Gründe dafür liegen in den parallelen Revisions- 
interessen Berlins und Budapests. Ungarn, wie Deutsch- 


Teilen der Tschechoslowakei, Rumäniens und Jugosla- 
wiens mündete. Die ungarischen Grenzen wurden 1945 
auf den Vorkriegsstand korrigiert, seit 1989 jedoch be- 
wegt sich das deutsch-ungarische Revisionstandem wie- 
der vorwärts: Der von Berlin mit Sympathie beobachtete 
Kampf der »Auslandsungarn« um Autonomie und engere 
Anbindung ans »Mutterland« führt inzwischen in Rumä- 
nien zu ernsthaften Spannungen.‘ 

Entsprechend verärgert reagierte der Vorsitzende der 
konservativen Oppositionspartei Fidesz, Viktor Orban, 
auf den Versuch der sozialdemokratischen Regierung, 
durch die Unterstützung des Überfalls auf den Irak das 
eigene Gewicht gegenüber dem deutschen Verbündeten 
aufzuwerten. Infolge des Krieges, so Orban, bilde sich 
eine neue US-dominierte Weltordnung heraus, die für 
Ungarn »nicht die günstigste« sei. »Im Irak haben wir 
keine Verpflichtungen«, erklärte der frühere Regierungs- 
chef, der — wie die Budapester Regierungen der drei- 
Biger Jahre — für die eigenen großungarischen Ziele auf 
die Unterstützung des mächtigen Deutschland ange- 
wiesen ist. 

Die langfristigen ungarischen Interessen an der Seite 
Deutschlands erklären wohl auch das seltsame Hickhack 
um die südungarische Militärbasis Taszär. 1.500 Exil- 
Iraker wollten die Vereinigten Staaten vor dem Krieg in 
Taszär zu »Verbindungsleuten« ausbilden — als 76 von 
ihnen die Schulung durchlaufen hatten, wurde der Kurs 
aufgrund heftiger Proteste in Ungarn eingestellt. Pläne 
Washingtons, in Taszär eine provisorische Polizeiakade- 
mie für irakische Polizisten einzurichten, wies die ungari- 
sche Regierung im August 2003 zurück. Während War- 
szawa sich nach wie vor darum bemüht, US-Militärstütz- 
punkte auf polnischem Territorium anzusiedeln —- am 
liebsten in ehemals deutschen Gebieten - , beschloss 
Budapest im September 2003, die gelegentlich von den 
USA genutzte Militärbasis Taszär zu schließen. 


Tschechische Republik 


Ambivalent ist die Lage in der Tschechischen Republik. 
Auch hier hat die Bindung an die Vereinigten Staaten 
historische Wurzeln: In Washington fand Staatsgründer 
Thomas Garrigue Masaryk im Jahr 1918 offene Ohren 
für eine unabhängige Tschechoslowakei, in der US- 
Hauptstadt proklamierte er im Oktober desselben Jah- 
res den neuen Staat. Wie Warszawa muss auch Praha sei- 
nen Sicherheitsinteressen Genüge leisten; die Be- 
drohung bildet für Tschechien allerdings nicht ein 
deutsch-russisches Bündnis, sondern ein deutscher 
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Anspruch auf die »Sudetengebiete«. 

Mit der Anlehnung an die USA sucht 
vor allem die konservative Oppositions- 
partei ODS die tschechische Position ge- 
genüber deutschen Ansprüchen zu stär- 
ken. Ein »großer Fehler« sei es, erklärte 
der ODS-Vorsitzende Mirek Topolanek 
jüngst, wenn die EU sich im Militär- und 
Sicherheitsbereich von den Vereinigten 
Staaten lösen wolle.‘ Der deutschen He- 
gemonialmacht schutzlos ausgeliefert zu 
sein, das will die Partei des tschechischen 
Staatspräsidenten Vaclav Klaus um jeden 
Preis vermeiden. Klaus gehört entspre- 
chend zu den schärfsten Kritikern einer 
EU-Verfassung, die die deutsche Hege- 
monie verfestigen würde. 

Andere Ansichten werden zuneh- 
mend in der sozialdemokratischen 
CSSD diskutiert. Unter sozialdemokra- 
tischen tschechischen Außenpolitikern 
konnte man schon im vergangenen Jahr 
die Meinung hören, die EU müsse auf- 
rüsten, um der US-Weltmachtpolitik 
Einhalt gebieten zu können. Freilich — 
wenn man gegen die Vereinigten Staaten 
aufrüstet, kann man von ihnen keinen 
Schutz gegen Berlin verlangen. Es bleibt 
die Unterwerfung unter die deutsche 
Hegemonie. »Die besten Zeiten haben 
wir in der Ära von Karl IV. erlebt, als wir 
in den höchstentwickelten Teil Europas 
eingebunden waren«, erklärte CSSD- 
Ministerpräsident Vladimir Spidla kür- 
zlich.’ Karl IV. war deutscher Kaiser, 
Praha gehörte damals zum Heiligen 
Römischen Reich Deutscher Nation. 


EU-Beitritt 


Zuspitzen dürfte sich die Situation, 
wenn neben Malta und Zypern acht ost- 
und südosteuropäische Staaten im Mai 
den Beitritt zur EU vollziehen. Mit Ent- 
schädigungsklagen deutscher Umgesie- 
delter gegen Polen und die Tschechische 
Republik ist zu rechnen, ihr Ausgang ist 
ungewiss. Sollte Berlin den vorliegenden 
EU-Verfassungsentwurf durchsetzen kön- 
nen, wird sich der deutsche Einfluss bei 
EU-internen Abstimmungsverfahren glatt 
verdoppeln. Keine günstigen Vorausset- 
zungen für Staaten wie Polen oder die 
Tschechische Republik, sich gegen die 
deutsche Übermacht unbeschadet zu be- 
haupten. 

Einst als Rettungsanker konzipiert, 
scheint die Anlehnung an die Vereinigten 
Staaten weniger zuverlässig zu sein als 
erhofft. »Staaten haben keine Freunde, 
Staaten haben Interessen« — die abge- 
droschene Phrase bewahrheitet sich ein- 
mal mehr. Washington kommt offenbar 


zu dem Schluss, seine Interessen im Na- 
hen und Mittleren Osten in der nächs- 
ten Zeit besser gemeinsam mit Berlin 
und Paris durchsetzen zu können; Polen 
könnte dabei unter die Räder geraten. 
»Ihr bekommt nichts geschenkt, nur 
weil ihr den USA helft«, erklärte jüngst 
Jeremy Shapiro von der Brookings Insti- 
tution unmissverständlich in Richtung 
Warszawa. 

Dort bemüht man sich denn auch 
verstärkt um innereuropäische Absiche- 
rung. Die polnische Regierung strebe 
»eine enge Zusammenarbeit Polens mit 
Großbritannien«, eine »strategische Part- 
nerschaft« mit Spanien sowie eine An- 
näherung an Italien an, erklärte der pol- 
nische Außenminister Wlodzimierz Ci- 
moszewicz im Januar in einer Grund- 
satzrede.® Im vergangenen Jahr hatte der 
Sejm über eine ausdrückliche Solidari- 
tätserklärung mit der Tschechischen Re- 
publik zur Abwehr der deutschen Hege- 
monialpolitik debattiert. Konservative 
und kommunistische Kräfte in Praha 
setzen aufeine Annäherung an das euro- 
skeptische Spektrum in Großbritan- 
nien. 

Wie weit diese Versuche tragen, ist 
nicht endgültig abzusehen; Skepsis ist 
angebracht. Sich mit dem deutschen 
Koloss anzulegen, ist riskant, auch wenn 
der zur Zeit nicht über die Mittel verfügt, 
seine Ziele notfalls im militärischen Al- 
leingang umzusetzen. »Der NATO-Krieg 
1999 gegen Jugoslawien«, so beschrieb 
der ehemalige Chefökonom der slowa- 
kischen Partei HZDS, Augustin Huska 
die erfolgreiche Berliner Bündnispolitik, 
»war auch ein Signal an uns, keine Vision 
einer politischen Selbständigkeit mehr zu 
haben. [...] Wir haben ja gesehen, was mit 
Kräften passiert, die unabhängig sein 
wollen.« 

Dennoch: Der im vergangenen Jahr 
in Polen und der tschechischen Repu- 
blik deutlich gewachsene Unmut über 
die deutschen Hegemonialbestrebungen 
gibt Anlass zu leiser Hoffnung. Langfris- 
tig ist auf Widerstand in der Bevölke- 
rung, der auf konkreten historischen 
Erfahrungen mit der deutschen Okku- 
pation oder — wie in Großbritannien — 
auf der mehrfachen Abwehr militäri- 
scher deutscher Aggressionen beruht, 
wohl mehr Verlass, als auf Bündnisse mit 
anderen Staaten, die stets eigene Inter- 
essen verfolgen. 


JÖRG KRONAUER 
Der Autor ist Sozialwissenschaftler und 
freier Journalist. 


Ein Strafgerichtshof 
gegen unbegrenzte Gerechtigkeit 


NOCH IMMER IST DER INTERNATIONALE STRAFGERICHTSHOF 
IN DEN HAAG EINE GEHEIMWAFFE GEGEN AMERIKA, 
AUF DIE DEUTSCHLAND UND EUROPA IHRE HOFFNUNGEN RICHTEN 


genen Jahres hat der Argentinier Moreno Ocampo 

als erster Chefankläger des ständigen Internatio- 
nalen Strafgerichtshofes (IStGH) in Den Haag seine 
Arbeit aufgenommen - und der große Skandal blieb aus. 
Nachdem im April 2002 durch die 60. Ratifizierung des 
Status von Rom, der Rechtsgrundlage des Strafgerichts, 
dessen Zukunft gesichert war, hatte es noch einmal 
besondere Aufregung um das Lieblingskind der Europä- 
er gegeben. Die Amerikaner hatten ihre kritische Zu- 
rückhaltung gegenüber dem Projekt aufgegeben und 
mit dem American Servicemember Protection Act (ASPA) 
versucht, ihre eigene Position außerhalb des Bundes von 
Staaten zu sichern, die den Souverän des neuen Gerichts 
bilden. Das Gesetz soll verhindern, dass amerikanische 
Behörden mit dem IStGH zusammenarbeiten und 
»ermächtigt den Präsidenten »alle nötigen«, also auch 
militärischen Maßnahmen zu ergreifen, um US-ame- 
rikanische Staatsbedienstete aus dem Gewahrsam des 
Internationalen Strafgerichtshofes in Den Haag zu 
befreien.«' 


)) ie Spannung ist vorerst vorbei. Im Juni vergan- 


Was den Befürwortern des IStGH wie eine amerika- 
nische Kriegserklärung gegen »old europe« klang, das war 
beim näheren Hinsehen jedoch nichts anderes als ein de- 
mokratischer Gesetzgebungsakt einer souveränen Na- 
tion. Denn es hatte über den Umgang mit dem Gerichts- 
hof nicht nur leidenschaftliche Auseinandersetzungen im 
US-Kongress gegeben, sondern das inkriminierte Gesetz 
»enthält allerdings in Wirklichkeit keine Verpflichtung 
des Präsidenten, seine Vorschriften tatsächlich durchzu- 
setzen, da weitreichende Verzichtsmöglichkeiten auf ent- 
sprechende Maßnahmen enthalten sind«.” Der ASPA ist 
also das, was man in internationalen Auseinandersetzun- 
gen bislang als »Drohgebärde« bezeichnete: ein Versuch 
der US-Administration auf juristisch-diplomatischem 
Wege die eigenen Interessen zu wahren und völkerrecht- 
lich abgesicherte Allianzen durch Bündnisse und Verträ- 
ge mit anderen souveränen Staaten gegen ein Vertrags- 
system wie das derjenigen Staaten zu errichten, die den 
IStGH bilden. Solche Interessenspolitik aber erscheint 
heutzutage besonders in Deutschland verdächtig. Einer- 
seits belächelt man abschätzig die Amerikaner und er- 
klärt, als Weltmacht hätten sie doch vor dem Strafgericht 
sowieso nichts zu befürchten. Gleichzeitig dämonisiert 
man ihr Vorgehen und bastelt selbst an der geeigneten 
Drohkulisse. 


In den USA gab es von Anfang an Vorbehalte gegen ein 
Engagement für den IStGH. Unter anderem deshalb, 
weil es vor dem 11. September 2001 gar nicht sicher 
war, in welche Richtung die Vereinigten Staaten außen- 
politisch steuern würden. Oft wird vergessen, dass auch 
die Clinton-Administration nicht hundertprozentig 
vom Nutzen des Strafgerichtshofes überzeugt war, ge- 
nauso wie unter Bush die Ablehnung keineswegs von 
Anfang an ausgemacht war. Erst nach den Anschlägen 
von New York und Washington und der darauf folgen- 
den Neuformulierung nationaler Sicherheitsinteressen 
praktizierte die US-Administration die Forcierung der 
Gesetzesvorhaben, die im ASPA zusammengefasst sind.’ 
Auch unter amerikanischen PolitikerInnen, JuristInnen 
und RechtswissenschaftlerInnen nahm die Kritik am 
IStGH seit dem 11. September deutlich zu. Gleichzeitig 
war aber die zögernde Haltung der Amerikaner für Eu- 
ropa bereits Grund genug, sie aus dem Kreis »anständi- 
ger« Anwälte der Gerechtigkeit auszuschließen. So 
bekannte der FU-Rechtswissenschaftler Uwe Wesel im 
Februar 2002, also noch vor dem endgültigen Zustande- 
kommen des ASPA: »Der Gerichtshof kommt und der 
Widerstand der USA bleibt. »Unbegrenzte Gerechtig- 
keit«, wie sie ihre völkerrechtlich bisher weitgehend 
gerechtfertigten Aktionen nach dem 11. September 
nennen, gibt es bisher nur für sie, nicht gegen sie.«‘ Nur 
zwanzig Tage nach den Terroranschlägen begannen die 
europäischen Regierungen, eine Front gegen die USA zu 
errichten. Besonders hervor taten sich dabei die Deut- 
schen. Anfang Oktober 2001 starteten sie eine Initiati- 
ve, in der die übrigen europäischen Regierungen aufge- 
fordert wurden, sich in einem gemeinsamen Brief an 
US-Außenminister Colin Powell zu wenden. Darin soll- 
te den Amerikanern gedroht werden, »dass aus europäi- 
scher Sicht eine gegen den ICC [International Criminal 
Court] gerichtete Gesetzgebung der Vereinigten Staaten 
eine Bedrohung der Anti-Terror-Allianz darstelle.«° We- 
gen des Einspruchs der britischen Regierung wurde der 
Brief allerdings nicht abgeschickt. Anfang 2002 dann 
konnte man in der Frankfurter Rundschau lesen: »Berlin 
mahnt US-Unterschrift an«. Die damalige Justizminis- 
terin Däubler-Gmelin, die ein halbes Jahr später wegen 
des Vergleiches von Bush mit Hitler die Regierung ver- 
lassen musste, hatte die Amerikaner gedrängt, »sich zur 
Zusammenarbeit gegen schwerste völkerrechtliche Ver- 
brechen zu bekennen«.° 
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Moral vs. Interesse 


Dass Deutschland und Europa heute als Anwälte der 
Menschenrechte auftreten, ist nicht zufällig. Nach dem 
Ende des Kalten Krieges und der stärkeren Forcierung 
der europäischen Einigung versteht sich das europäische 
Projekt immer stärker als Kontrapunkt zu den USA. 
Dabei handelt es sich weniger um einen innerimperialis- 
tischen Machtkampf, als um das Infragestellen von als 
»westlich« gekennzeichneten Politikformen, die sich 
bisher als Politik der Verfolgung von Interessen äußerten. 
Als Hort solcher »reinen« Interessen, des »Materialis- 
mus«, der »Machtpolitik« und der instrumentellen Ver- 
nunft werden heute die USA identifiziert. Nicht immer 
entsprechen diese Angriffe den tatsächlichen ökonomi- 
schen oder politischen Interessen der anklagenden Staa- 
ten. Für Deutschland beispielsweise ist die Moralpolitik 
als Kanalisierung antiamerikanischer Ressentiments in 
der Tagespolitik längst zum Selbstzweck geworden. Das 
verzweifelte Zurückrudern der Schröder-Regierung in 
Sachen Irak verweist darauf. 

So hat sich in den vergangenen Jahren eine neue 
Blockkonfrontation herausgebildet, auf deren einer 
Seite ein moralisch gefärbter Menschenrechtsimperia- 
lismus steht, der vor allem in Europa propagiert wird, 
und auf dessen anderer Seite die valte Weltordnung« als 
Machtpolitik von Interessen personifiziert in den USA 
vermutet wird. Robert Kagan hat darauf hingewiesen, 
dass u.a. Europas militärische Schwäche dazu geführt 
habe, in der Menschenrechtspolitik eine weltpolitische 
Chance zu wittern: »Sie hofften darauf, die Macht der 
USA zu beschränken, ohne selbst Macht auszuüben. Sie 
möchten den Koloss kontrollieren, indem sie an sein 
Gewissen appellieren.«’ Die Verrechtlichung der inter- 
nationalen Beziehungen scheint eine günstige Form für 
diesen »Appell« zu bieten.* Allerdings ist zu befürchten, 
dass es dabei nicht bleiben wird. Selbst wenn keine US- 
Amerikaner auf der Anklagebank in Den Haag Platz 
nehmen müssen, so ist doch bereits der erste Prozess im 
Vorfeld der Gründung des Gerichtshofes geführt wor- 
den. Dort hat sich gezeigt, dass es beim IStGH nicht in 
erster Linie um Rechtssetzung oder Rechtsprechung 
geht, sondern um die Aufweichung und Ersetzung des 
Rechts durch eine weitgehend undefinierte »Gerech- 
tigkeit«: »Der Wunsch nach Gerechtigkeit bedeutete in 


Souverän herausbilden, dessen Artikulationsform die 
Empörung und dessen Grundlage das Ressentiment ist. 
Habermas’ und Derridas Versuch, das »Signal für die 
Geburt einer europäischen Öffentlichkeit« in den Mas- 
sendemonstrationen gegen die USA und den Irakkrieg 
zu lokalisieren, trägt bereits die Gegnerschaft zu Ame- 
rika als konstituierendes Element in sich.'’ Entspre- 
chend entschlüsselte Richard Rorty den Appell seiner 
europäischen Kollegen als Aufruf gegen den amerika- 
nischen Unilateralismus. Das Letzte, was Washington 
wolle, sei »ein Europa, dessen Einigkeit und Selbst- 
sicherheit es befähigt, die amerikanische Hegemonie in 
Frage zu stellen.« Um das zu verhindern werde Amerika 
»jeden Trick anwenden, sie wieder auf Kurs zu brin- 
gen«.'' Zwei Wochen vor der feierlichen Eröffnung des 
IStGH lasen sich diese Manifeste wie Plädoyers der An- 
klage in einem globalen Prozess, in dem längst der 
Schuldige feststand. Beinahe selbstverständlich wurde 
der Gerichtshof bereits vor seiner Verwirklichung zum 
»Instrument internationaler Machtpolitik; er befriedigt 
und ermuntert das Strafbedürfnis der zu kurz gekom- 
menen Staaten und Staatsgründungsprojekte und mo- 
bilisiert deren selbsternannte Anwälte und Schutz- 
mächte«.'? 

Auch wenn die reale Ausgestaltung des IStGH sicht- 
bar auf Deeskalation setzte, mit Ocampo ein durchaus 
auch den USA genehmer Chefankläger eingesetzt wurde 
und sich die ersten Ermittlungen auf ein vergleichsweise 
wenig umstrittenes Gebiet, den Kongo, beziehen, bleibt 
noch immer fraglich, wessen »Gerechtigkeit« der Ge- 


richtshof schließlich befriedigt. 
Die Bewältigung von Nürnberg 


Die Deutschen treibt bei der Unterstützung des IStGH 
noch ein anderes Ziel. Ohne Deutschland wäre das Pro- 
jekt vielleicht nie realisiert worden, denn »unter den 
EU-Staaten und darüber hinaus ist Deutschland die 
ideell und finanziell treibende Kraft«.'” Von Anfang an 
wurde die deutsche Begeisterung für den IStGH auch 
durch die Hoffnung gespeist, die Nürnberger Kriegsver- 
brecherprozesse als einige unter vielen internationalen 
Strafverfahren zu minimieren und schließlich dem Ver- 
gessen zu überantworten. So wird der IStGH »ein weit- 
eres Instrument auf dem Weg zu einer »normalen Na- 


»FÜR DEUTSCHLAND BEISPIELSWEISE IST DIE MORALPOLITIK 
ALS KANALISIERUNG ANTIAMERIKANISCHER RESSENTIMENTS IN DER TAGES- 
POLITIK LÄNGST ZUM SELBSTZWECK GEWORDEN.« 


bürgerlichen Gesellschaften seit jeher, daß jedem der 
gleiche Anteil am gesellschaftlichen Mangel zustehen 
möge, [...] und daß alle gemeinsam sich für das Wohl 
des nationalen Souveräns ins Zeug legen.«’ Wer dieser 
Souverän in der »globalisierten Welt« nun sein soll, ist 
auch durch den IStGH noch nicht geklärt. Gedacht als 
Gegenmodell zur amerikanischen Hegemonialrolle und 
damit auch zu herkömmlichen, völkerrechtlich begrün- 
deten internationalen Rechtsvorstellungen, könnte sich 
— nicht zuletzt befördert von einer globalisierten, 
medial vermittelten Öffentlichkeit — ein weltweiter 


tion««."* Der Internationale Strafgerichtshof wird als 
Erbe des Nürnberger Hauptkriegsverbrecherprozesses 
verstanden, der 1945/46 von den Alliierten gegen die 
deutschen Verbrecher geführt wurde und dem noch 
weitere Prozesse gegen Eliten und Gruppen des soge- 
nannten Dritten Reiches folgten. Die Nürnberger Pro- 
zesse versuchten eine Rechtsordnung wieder herzustel- 
len, die im Nationalsozialismus an ihre Grenze gelangt 
war. Sie waren eine Reaktion auf ein präzedenzloses 
Verbrechen, die Shoah, und eben darum ein Ad-hoc- 
Gericht, dessen Rechtsgrundlage gesetzt werden konn- 
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te, weil es im besiegten Deutschland keinen Souverän 
mehr gab. 

Nürnberg war der eigentliche Sieg über die Deut- 
schen, weil hier und in den zahlreichen weiteren Prozes- 
sen, die Verbrechen zur Sprache kamen und unleugbar 
geworden sind. Deutschland und den Deutschen war 
Nürnberg darum immer ein Schandmal. Hier und 
nicht am 8. Mai 1945 hatte das deutsche Kollektiv seine 


Europas Geister kehren zurück 


Europa soll heute beides sein: exklusiver Erbverwalter der 
Verbrechen, die zu bekämpfen man sich weltweit an- 
schickt, und das Allheilmittel dagegen. Um nicht nur 
moralisch, sondern auch juristisch definieren zu können, 
wer nun unter das Verdikt »Massenmörder« oder »Wie- 


dergänger Hitlers« fällt, dazu soll der IStGH dienen. Der 


»NÜRNBERG WAR DER EIGENTLICHE SIEG ÜBER DIE DEUTSCHEN, WEIL HIER 
UND IN DEN ZAHLREICHEN WEITEREN PROZESSEN, DIE VERBRECHEN ZUR 
SPRACHE KAMEN UND UNLEUGBAR GEWORDEN SIND.« 


empfindlichste Niederlage erfahren. Unter anderem 
auch deshalb wurde die Westanbindung als faktische 
Außerkraftsetzung von Nürnberg begrüßt. Und darum 
auch tut sich Deutschland heute darin hervor, das Erbe 
von Nürnberg in einem allgemeinen Begriff von Geno- 
zid und »Verbrechen gegen die Menschlichkeit« ver- 
schwinden zu lassen. Indem Auschwitz so juristisch sei- 
ne Präzedenzlosigkeit genommen und es stattdessen 
zum Präzedenzfall bagatellisiert wird, wird an seiner 
Entwirklichung gearbeitet." In Umkehr der bisherigen 
Leugnung der eigenen verbrecherischen Vergangenheit, 
propagieren die Deutschen nun eine »einzigartige Mo- 
ralität« (Simon Paulenz), die sie wie keine andere 
Nation — außer das künftige Europa - legitimiere, als 
Wächter von Menschenrechten und Humanität sowohl 
juristisch, als auch diplomatisch oder militärisch aufzu- 
treten. In Habermas’ und Derridas Gründungsmanifest 
für Europa wird erklärt, die »selbstkritische Auseinan- 
dersetzung« über die europäischen »Erfahrungen der 
totalitären Regime« und des Holocaust hätten »die mo- 
ralischen Grundlagen der Politik in Erinnerung geru- 
fen«, auf deren Basis sich Europa heute entfalte.'° Dass 
dabei die juristische Ebene in Form der Verrechtlichung 
der internationalen Beziehungen eben durch den 
IStGH und darin auch der Rückbezug auf Nürnberg 
eine zentrale Rolle spielen, zeigen eben die aktuellen 
europäischen Selbstfindungsdebatten. Denn die Ankla- 
ge nach Außen verbindet sich mit dem Freispruch nach 
Innen. So stellt der Soziologe Ulrich Beck mit expli- 
zitem Bezug auf Nürnberg die Frage nach der »Ver- 
gebung des Unvergebbaren«.'” Seinem Artikel mit dem 
Titel »Wie Versöhnung möglich werden kann« wird in 
der Zeit das bekannte Foto der Angeklagten von Nürn- 
berg zur Seite gestellt. Die Angeklagten sind es, so sug- 
geriert diese Anordnung, mit denen es nun eine späte 
Versöhnung geben soll. Beck gelingt in seinem Plädoyer 
ein Kunststück. Denn er zerschneidet das historische 
Band, das die Prozesse von Nürnberg und die USA ver- 
bindet. Wie oftmals vorher und nachher waren es nach 
1945 besonders die USA, die auf der Seite des positiven 
Rechts die juristische Verurteilung der Nazi-Verbrecher 
durchsetzten. Beck zufolge wurde dagegen die 
»europäische Tradition der Anerkennung des anderen 
samt dem darauf aufbauenden Recht gegen die NS- 
staatliche Perversion des Rechts mobilisiert«', als sei 
diese Perversion selbst nicht ein originär deutsches 
Projekt gewesen, das sich im Herzen von Europa entfal- 
ten konnte. 


Oberschurke greift nach dem Sessel des Richters. Ob die 
europäische Vormachtstellung im IStGH aber dauerhaft 
europäische und besonders deutsche Hoffnungen erfüllt, 
bleibt fraglich. Denn trotz der moralisch grundierten 
europäischen Politik ist der Gerichtshof ein juristisches 
Instrument. Das schließt ein, »dass eine über Jahrzehnte 
verfestigte Rechtsprechung sich auch gegen ihre »Schöp- 
fer« richten kann«", wie das Beispiel des Europäischen 
Gerichtshofes zeigt. Der Angriff auf die staatliche Souve- 
ränität, den der IStGH darstellt, kann sich schnell auch 
gegen die europäischen Nationen wenden.” Es waren 
auch nicht nur die USA, die Sonderregelungen beispiels- 
weise für ihre Soldaten in UN- und Nato-Missionen 
forderten. Frankreich setzte eine Zusatzregelung durch, 
mit der die Vertragsstaaten die Zuständigkeit des IStGH 
für sieben Jahre ausschließen können. Auch schlossen 
verschiedene europäische Staaten Abkommen mit Afgha- 
nistan, um ihre Soldaten vor der Auslieferung an den 
IStGH zu schützen.?' 

Der offen bestehende Widerspruch zwischen der 
juristischen und der militärischen Option von Europa ist 
nicht auflösbar. Vielmehr verweist er auf den Selbst- 
zweck, den der Internationale Strafgerichtshof für Euro- 
pa und besonders für Deutschland hat. Dies illustriert 
anschaulich die hartnäckige auch juristische Abwehr von 
Klagen wegen deutscher Kriegsverbrechen während des 
Angriffs auf Jugoslawien oder die Arroganz, mit der 
deutsche Gerichte Klagen wegen Wehrmachtsmassakern 
in Griechenland ablehnten.?” Man wähnt sich hierzu- 
lande so selbstverständlich auf der Seite der moralisch 
Guten, dass man sich nicht vorstellen kann, der zum 
Leben erweckte Belzebub könnte einen selber treffen. 
Dabei wäre es zu wünschen, dass sich nicht das moralisch 
gefärbte Ressentiment im Strafgerichtshofprojekt durch- 
setzt, sondern dass sich seine positiv-rechtlichen Grund- 
lagen schließlich auch gegen die Europäer selber wenden. 
Das wäre eine Genugtuung für diejenigen KritikerInnen, 
die aus einer aufgeklärten Position den IStGH als gefähr- 
liches Instrument kritisieren. Die USA und Israel taten 
dies z.B. auch deswegen, weil sich die Mitgliedstaaten 
hartnäckig weigerten, auch den Terrorismus in den 
Katalog der zu verfolgenden Verbrechen aufzunehmen. 
An der Notwendigkeit einer grundsätzlichen Kritik des 
IStGH tut dies jedoch keinen Abbruch. 


TOBIAS EBBRECHT 
Der Verfasser lebt als freier Autor in Berlin. 


Europa wehrt ab 


DIE AUSEINANDERSETZUNG ÜBER DIE ANTISEMITISMUS-STUDIE 
UND IHRE ABWEHR DURCH DIE EUROPÄISCHE UNION 


eit dem 11.September 2001 kam es vielen Ländern 

der Europäischen Union zu einem starken Anstieg 

antisemitischer Vorfälle. Daraufhin gab die offizielle 
europäische Beobachtungsstelle für Rassismus und Frem- 
denfeindlichkeit (EUCM)! mit Sitz in Wien eine Studie in 
Auftrag, die für den Zeitraum zwischen Januar und Juli 
2002 »Manifestations of Anti-Semitism« in der EU unter- 
suchen sollte. Dazu sollten aus den sogenannten »Natio- 
nal Focus Points« Informationen bereitgestellt werden, die 
eine detaillierte Auflistung der Art und Weise sowie der 
Quantität antisemitischer Vorfälle erlauben würden. Es 
sollten Tätergruppen benannt sowie Empfehlungen zur 
Bekämpfung des Antisemitismus erarbeitet werden. 

Wie Ende November 2003 bekannt wurde, weigerte 
sich das EUMC, die im Zentrum für Antisemitismus- 
forschung (ZfA) an der TU Berlin schon im Januar des- 
selben Jahres fertiggestellte Studie zu veröffentlichen. Sie 
wurde schließlich von jüdischen Organisationen und 
dem Europaabgeordneten Cohn-Bendit im Internet 
zugänglich gemacht.” Was war geschehen? Im Folgenden 
soll die Studie kurz vorgestellt werden, um danach zu 
untersuchen, warum die Veröffentlichung verhindert 
werden sollte. 


Manifestationen des Antisemitismus 


Die vom ZfA unter der Leitung von Werner Bergmann 
und Juliane Wetzel durchgeführte Studie erkennt einen 
deutlichen Zusammenhang zwischen dem starken Anstieg 
antisemitischer Vorfälle in Europa und dem Scheitern des 
Nahost-Friedensprozesses, dem Beginn der Al-Aksa-Inti- 
fada im Oktober 2000 sowie den Anschlägen des 11. 
September 2001. Die AutorInnen erläutern, dass die anti- 
semitischen Vorfälle Anfang 2002 nicht auf die herkömm- 
liche Propaganda rechtsextremer Gruppen zurückzufüh- 
ren seien. Vielmehr äußere sich der Antisemitismus viel- 
fach als ein Antizionismus, der Israel und das Judentum 
gleichsetze, wobei aber immer auf herkömmliche antise- 
mitische Denkmuster in Europa rekurriert werden kön- 
ne.’ Auch im Antiamerikanismus kämen antisemitische 
Versatzstücke zum Tragen. Der Antisemitismus sei im Un- 
tersuchungszeitraum von Menschen mit arabisch/musli- 
mischem Hintergrund, Rechtsextremen, pro-palästinen- 
sischen Linken und dem »politischen Mainstream« ausge- 
gangen, wobei die jeweiligen Tätergruppen sich von Land 
zu Land stark unterschieden. Als neues Phänomen wird 
das massive antisemitische Auftreten Jugendlicher mit 
islamischem Hintergrund bewertet sowie das Aufgreifen 
rechtsextremer revisionistischer Propaganda durch isla- 


mistische Gruppen, in denen sich der Begriff des »zionist 
occupied government«als fester Kampfbegriff etabliert 


habe. 
Die einzelnen Länder 


In allen Ländern beobachtet die Studie eine Steigerung 
von antisemitischen Vorfällen, wobei ein quantitativer 
Vergleich aufgrund der unterschiedlichen Datenerfas- 
sung als unmöglich bezeichnet wird. Besonders heftige 
Angriffe und Beleidigungen gegen Juden erfolgten laut 
Studie in Frankreich, Belgien, den Niederlande und 
Großbritannien, wo nicht nur jüdische Einrichtungen 
beschädigt wurden, sondern auch Einzelpersonen direkte 
physische Gewalt erlitten. Oft gingen diese von Men- 
schen mit arabischem oder muslimischem Hintergrund 
aus. In Griechenland erfolgten offen antisemitische Äu- 
ßerungen von Seiten führender Politiker und den Mas- 
senmedien, die in der Öffentlichkeit kaum auf Wider- 
spruch stießen. Für Deutschland meinen die Autoren we- 
niger direkte Angriffe als vielmehr eine »Flut« antisemi- 
tischer Hetzbriefe und Anrufe aus allen Teilen des politi- 
schen Spektrums gegen jüdische Organisationen und 
Prominente beobachtet zu haben. Ähnliches wird über 
Italien und Spanien berichtet, wo die Hetze meistens von 
pro-palästinensischen Linken ausging. In Portugal und 
Finnland diagnostiziert die Studie wenige antisemitische 
Vorfälle, fast keine in Irland und Luxemburg. 

Anders sind laut Studie die Länder zu gruppieren, 
wenn man sie nach Allianzen der Tätergruppen unter- 
sucht: In Italien, Frankreich, Spanien und Schweden 
habe es eine gemeinsame antisemitische Mobilisierung 
durch Muslime und Teile der extremen Linken gegeben. 
In den Niederlanden ging sie vor allem von Muslimen 
aus. In den meisten Ländern habe es eine öffentliche 
Debatte um den Antisemitismus gegeben, diese fehlte in 
Luxemburg, Irland, Portugal, Dänemark und Finnland. 
In einer Zehn-Länder-Studie der Anti-Defamation- 
League (S. 43) stimmen mehr als 51 Prozent aller befrag- 
ten Europäer (55 Prozent der befragten Deutschen und 
58 Prozent der befragten Italiener) der Aussage zu, dass 
Juden sich »loyaler zu Israel als zu ihrem eigenen Land 
verhalten.«‘ 

Zusammenfassend kennzeichnen die AutorInnen die 
Situation in der ersten Hälfte von 2002 als bedrohlich für 
die jüdischen Communities in Europa, weil die Angriffe 
durch Rechtsextreme und Muslime von einer Kritik an 
Israel aus dem gesamten politischen Spektrum begleitet 
und dabei oft antisemitische Stereotype verwendet wur- 
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' Das European 
Monitoring Centre on 
Racism and Xenophobia 
wird von der EU 
unterhalten. 


? Studie zum Download 
unter http://www. 
antisemitismus.net/ 
europa/eu-studie.pdf. 


® Vgl. auch Umfrage 
durch das »Euroba-ro- 
meter« im Auftrag der 
EU-Kommission, wo- 
nach 59 Prozent der EU- 
Bürger der Ansicht sind, 
dass Israel die größte 
Bedrohung fürden 
Frieden in der Welt 
darstellt. Quelle: 
http://europa.eu.int/ 
comm/public_opinion/ 
archives/flash_arch.htm. 


* Eine Untersuchung von 
9 EU-Ländern und der 
Schweiz, ADL-Studie 
unter http://www.adl. 
org/anti_semitism/ 
EuropeanättitudesPoll 
10-02.pdf, 

siehe Seite 43. 
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° Vgl. Stephan Grigat, 
»Antisemitismus und 
Fetischismus - Kritische 
Theorie zur Basisideolo- 
gie der bürgerlichen 
Gesellschaft.« Ihm zufol- 
ge stellen Juden im anti- 
semitischen Bewusst- 
sein die Personifikatio- 
nen der Abstraktheit, 
den biologisch dingfest 
gemachten Wert dar. 
http://hagalil.org/s4/ 
antisemitismus/ 
antisemitismus/theorie/ 
texte/grigat-01.htm. 


° Martin Luther King 
jr.:»anti-zionist ist 
inherently anti-semitic«. 


"Susanne Wein, 
Clemens Heni, Jörg 
Rensmann, Martin 
Ulmer, »Einer meiner 
besten Freunde ist 
Jude...«. http://www. 
nahost-politik.de/ 
europa/ 
eu-studie-kritik.htm 


ANZEIGE 


den. Als Mittel dagegen werden die Mobilisierung der 
Zivilgesellschaft und die bessere Erfassung und polizei- 
liche und gerichtliche Verfolgung von antisemitischen 
Tätern gefordert. An Internet-Provider und Medien wird 
appelliert, sich bewusster gegen antisemitische Bericht- 
erstattung zu wenden. 


Fehler und Mängel 


Eine wissenschaftliche Studie zur Verbreitung des Antise- 
mitismus in Europa ist angesichts der konkreten Bedro- 
hung der jüdischen Bevölkerung längst überfällig. Die 
unseren bisherigen Einschätzungen in Hinblick auf den 
Anstieg des Antisemitismus entsprechende Studie ist 
durchaus lesenswert, weil sie einen Überblick über das 
Spektrum antisemitischer Äußerungsformen nachzeich- 
net. Zum ersten Mal wurde eine wissenschaftlich be- 
gründete Bestätigung für die Annahme gegeben, dass hin- 
ter den antisemitischen Angriffen in einer hohen Anzahl 
von Fällen Täter mit extremistischem arabisch-muslimis- 
chem Hintergrund stehen. 

Was Ursachen des Antisemitismus und seine Aus- 
drucksform im Antizionismus angeht, weist die Studie 
jedoch gravierende Mängel und Fehler auf. Antisemitis- 
mus wird weitgehend — im Gegensatz zu einer materialis- 
tischen Analyse’ — als Vorurteil begriffen. An mehreren 
Stellen wird der Antisemitismus als »Unterform des 
Rassismus« bezeichnet und damit in seiner Struktur 
verkannt. Er wird mehrfach mit der Diskriminierung von 
minoritären Gruppen parallelisiert: Über die antisemiti- 


# 


un 


te 


sche Gewaltbereitschaft in Teilen der muslimisch-arabi- 
schen Minderheit wird die apologetische These aufge- 
stellt, dass die »sozialen Probleme dieser migrantischen 
Minoritäten offensichtlich ein entscheidender Faktor für 
ihren Hang zu Gewalt und ihre Empfänglichkeit für 
Antisemitismus sind«. 

Im Herausstellen von Antisemitismus im Rahmen ei- 
ner Kritik Israels tun sich die AutorInnen der Studie 
schwer damit, eine deutliche Eigenpositionierung vorzu- 
nehmen. Statt die immanente Verbindung von Antizio- 
nismus und Antisemitismus offen aufzuzeigen, greifen sie 
lediglich auf Zitate von prominenten Forschern und Poli- 
tikern zurück.° 

Zu wenig Aufmerksamkeit erfährt die antisemitische 
Realität der Stammtische und Wohnzimmer, selbst wenn 
diese schwerer wissenschaftlich erforschbar ist. Diesbezüg- 
lich ist die Studie bereits andernorts ausführlich kritisiert 
worden.’ Den Autorinnen zufolge suggeriert die Studie, es 
bestünde ein Zusammenhang zwischen der Zahl der Jüd- 
Innen in einem Land und dem Antisemitismus. Zu recht 
wird von ihnen kritisiert, dass Informationen über anti- 
semitische Vorfälle »wahllos aneinandergereiht statt auf- 
einander bezogen« werden. Die politische Bedeutung der 
Diskussionen um die Äußerungen Karslis und Mölle- 
manns verkennt die Studie, wenn sie sich positiv auf eine 
angeblich gelungene öffentlichen Abgrenzung durch füh- 
rende Politiker bezieht. Deshalb müssen sie verschweigen, 
»dass es über Wochen keine prominenten Politiker waren, 
sondern, substantiell, nur Politiker aus der zweiten Reihe. 
Erst als das Ansehens Deutschlands durch Möllemanns 


undcisse #8: tex zu klassentheorie, adorno, logisch/historisch, 
soziale bewegungen in österreich, u.v.a.m. 


probenummef/abo? grundrisse@gmx.net. 
antonigasse 100/8, a-1180 wien "+ 
_hitp?/www.grundrisse.net 
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zeitschrift für linke theorie & debatte 


antisemitische Manifestationen ernsthaft gefährdet war, 
meldete sich z.B. Bundeskanzler Schröder am Ende der 
Debatte zu Wort. [...] Auch Bundespräsident Raus Ver- 
harmlosung des FDP-Politikers in der Betonung, die 
Kritik an Israel sei kein Antisemitismus, stellt die Studie 


als Leistung für Juden heraus.«® 
Der Umgang mit der Studie 


Die EUMC hatte selbstverständlich andere Gründe, von 
der Veröffentlichung der Studie abzusehen. Nachdem die 
Studie im Oktober 2002 fertig gestellt war, ging das Zen- 
trum für Antisemitismusforschung noch auf Ände- 
rungswünsche seitens der EU-Institution ein, die geän- 
derte Fassung lag schließlich im Januar 2003 vor.’ Im 
Frühjahr 2003 wurde den AutorInnen klar, dass eine 
Veröffentlichung der Studie seitens der EUMC ausblei- 
ben würde. Eine offizielle Nachricht über die Gründe der 
Nichtveröffentlichung hat das ZfA nie erhalten. Die Stu- 
die wurde schließlich von jüdischen Gemeinden in 
Frankreich und Großbritannien ins Netz gestellt, worauf 
sich auch das EUMC veranlasst sah, sie über ihre Home- 
page zugänglich zu machen. In dieser Fassung sind von 
ihr das Vorwort und einige Passagen gestrichen worden. 
Das EUMC erklärt, dass es der Studie an Wissenschaft- 
lichkeit mangele und sie zudem eine nicht-repräsentative 
Datenbasis, unlautere und unannehmbare Generalisie- 
rungen und falsche Vergleiche beinhalte. Außerdem weise 
die Studie eine anti-moslemische Tendenz auf. 

Die Nichtveröffentlichung der Studie durch das 
EUMEC ist offensichtlich der Tatsache geschuldet, dass in 
den Ergebnissen der Studie häufig jugendliche Muslime 
arabischer und nord-afrikanischer Herkunft als Täter anti- 
semitischer Übergriffe benannt werden. Das EUMC hatte 
bisher die Diskriminierung dieser Gruppen untersucht 
und die Ausbreitung von »Islamophobie«' in mehreren 
Studien thematisiert. Hagalil zitiert Bergmann, dass zu- 
dem ein bestimmter Wille des EUMC erkennbar war, eine 
hohe Schwelle anzusetzen, damit »so wenig Taten als mög- 
lich unter die Definition des Antisemitismus fallen«.'' 

Das ZfA hat auf die Vorwürfe des EUMC in ihrem 


Newsletter von Dezember 2003 reagiert.” Das Zentrum 


Jugendlicher konstatiert werden, das nicht mit »Israel- 
Kritik« verharmlost werden darf. Inzwischen wurde eine 
ähnlich Studie erneut ausgeschrieben, was vom ZfA als Af- 
front verstanden wird. Auch das ZfA erhielt die Ausschrei- 
bungsunterlagen, in denen nun eine enger gefasste De- 
finition des Antisemitismus zur Auflage gemacht wird." 


Reaktion auf den wachsenden Antisemitismus in Europa 


Nachdem Organisationen wie der Jüdische Weltkongress 
(WJC) und der Europäische Jüdische Kongress die feh- 
lende europäische Auseinandersetzung mit dem Anti- 
semitismus und insbesondere das Zurückhalten der Stu- 
die kritisiert hatten, hat der Präsident der Europäischen 
Kommission Prodi ein für Februar geplantes Seminar der 
EU und des europäischen Jüdischen Kongresses zum 
Thema Antisemitismus in Europa zeitweise abgesagt. 
Prodi: »Die auf die EU-Kommission zielenden verleum- 
derischen Vorwürfe des Antisemitismus zurückzuweisen, 
war nichts weniger als unsere moralische Pflicht.«'* Der 
WIJC reagierte auf die Absage mit Unverständnis. WJC- 
Vizepräsident Elan Steinberg betonte: »Nicht wir brau- 
chen dieses Seminar, sondern die EU braucht es, um den 
An-tisemitismus zu bekämpfen.« Der Streit wurde später 
beigelegt, das Seminar »Europa gegen Antisemitismus — 
für eine Union der Vielfalt« wurde für den 19. Februar in 
Brüssel angesetzt. 

Dabei zeigt sich ein weiteres Mal, dass erst durch den 
starken medialen Druck nach der Nichtveröffentlichung 
der Studie und die offensive Problembenennung durch 
jüdische Organisationen die EU überhaupt erst bereit war, 
im Rahmen einer Konferenz dezidiert und öffentlich den 
Antisemitismus innerhalb der Union zu thematisieren. 

Auch in Deutschland bewirkte der Medienwirbel, 
dass sich führende Politiker zu einer stärkeren taktischen 
Stellungnahme gegen Antisemitismus und Antizionismus 
veranlasst sahen. Als zunächst uneingeplanter Redner 
nutzte Joschka Fischer die Eröffnung einer Konferenz der 
Böll-Stiftung »Antisemitismus heute — Europäische De- 
batten im Vergleich« Ende Januar in Berlin, um sich als 
Bekämpfer des Antisemitismus neu zu positionieren. Der 
Antisemitismus trete auch in der Form von »Israel-Kritik« 


»AUCH IN DEUTSCHLAND BEWIRKTE DER MEDIENWIRBEL, DASS SICH 
FÜHRENDE POLITIKER ZU EINER STÄRKEREN TAKTISCHEN STELLUNGNAHME 
GEGEN ANTISEMITISMUS UND ANTIZIONISMUS VERANLASST SAHEN.« 


weist den Vorwurf der falschen Gleichsetzung von »Israel- 
feindlichkeit« und Antisemitismus in der Studie zurück. 
Mit den Daten sei verantwortungsvoll umgegangen wor- 
den, es sei darauf hingewiesen worden, dass die Datenba- 
sis aus den einzelnen Ländern sehr verschieden war und 
sich aus unterschiedlichen Quellen speiste. 

Auf den Vorwurf, dass die Studie von einer antimus- 
limischen Tendenz geprägt sei, weil Begriffe wie »Arab/- 
North African Muslim immigrants« benutzt werden und 
behauptet wird, Antisemitismus sei endemisch unter die- 
ser Gruppen antwortet das ZfA, dass in der Studie jeweils 
immer von einer »kleinen Zahl«, einem »Teil« oder einer 
»Minderheit« die Rede ist. Dennoch müsse ein festes anti- 
semitisches Weltbild bei einer großen Zahl muslimischer 


auf, aber: »Israel darf man kritisieren. Jede demokratische 
Regierung darf man kritisieren. Ich behaupte sogar, man 
muss sie kritisieren.«'” Erst beim Abschlusspanel der 
Konferenz verwies ein junger Zuhörer darauf, dass die 
Veranstalter doch mal die Auseinandersetzung mit dem 
Antisemitismus der Politiker aus den eigenen Reihen 
suchen sollten, die die deut-sche Balkankriegbeteiligung 
mit Auschwitz gerechtfertigt haben. 

Offenbar bedarf es immer erst einer Skandalisierung, 
um Antisemitismus in Europa zu einem Thema zu ma- 
chen, auf das politisch Bezug genommen wird. 
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® Ebd. 


® Bergmann dazu: »Sie 
baten uns immer wieder, 
die Entwürfe umzu- 
schreiben, die Schlüsse 
zu mildern, die Behaup- 
tungen auszugleichen.« 
Siehe »Europa und der 
Antisemitismus: Warum 
wurde das Dokument 
eingezogen?«, zit. n. 
http://www. 
nahostpolitik.de/ 
europa/ 
antisemitismus-8.htm. 


"° »Islamophobie« macht 
— besonders in Frank- 
reich - als neuer Kampf- 
begriff Karriere, um 
Kritiker des fundamen- 
talistischen Islams zu 
verunglimpfen. Berg- 
mann verwendet ihn 
kritiklos. Siehe dazu 
Jungle World 51, 10. 
Dezember 2003, 

21-22. 


" Eine Stellungnahme 
des EUMO zur Nicht- 
veröffentlichung findet 
sich unter 
http://eumc.eu.int/ 
eumc/material/pub/FT/ 
MR- 
AntiSemitism-DE.pdf. 


” Newsletter unter 
http://130.149.134.79/ 
newsletter/news-03- 
12.htm. Vgl. auch 
Bergmann-Interview, 
Jungle World 10. 
Dezember 2003, 3. 


" siehe J. Croitoru: 
»Antisemitismus-Studie 
Unter Verschluss«, FAZ 
v. 27. November 2003, 
37. 


"»Prodi verteidigt 
Seminar-Absage an 
Juden«, Frankfurter 
Rundschau v, 
8.Januar 2004. 


» 3Sat-Reportage »Wird 
Antisemitismus salon- 
fähig«, 
http://www.3sat.de/ 
3sat.php?http://www. 
3sat.de/kulturzeit/ 
themen/61991/. 
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' Zur Deutschen Bank 
erschienen im Papyros- 
sa-Verlag mehrere Titel. 

Einer lautet z.B.: 
»Deutsche Bank - 
Macht - Politik. 
Faschismus, Krieg und 
Bundesrepublik«. 


? Im Buch wird das 
akribisch »nachgewie- 
sen«, auf dem Einband- 
bild (mit dem Armdrück- 
Motiv) hingegen nur 
subtil angedeutet: 

Der braungebrannte 
Ami-Arm ist Schwarzen- 
eggermäßig muskelbe- 
packt, während der 
bläßliche Arm Europas 
nicht viel vorzuweisen 
hat. 


® Die Artikel von Conrad 
Schuhler in der konkret 
tragen sich selbst 
entlarvende Überschrif- 
ten wie: »Der Dritte 
Welt-Krieg. Afghanistan 
war nur ein Anfang. Und 
für alle armen Länder 
eine Lehre: Wer nicht 
pariert, wird bombar- 
diert. Demnächst auch 
atomar« (06/2002), »Der 
Terrorkrieg. »Enduring 
Freedom: nannten die 
USA ihren Feldzug ge- 
gen Afghanistan. Dauer- 
hafte Freiheit brachte er 
nicht. Aber Kriegsver- 
brechen ohne Zahl« 
(02/2002), »Return to 
sender? Betreibt, wer 
nach den Gründen des 
Terroranschlags gegen 
die USA fragt, dessen 
Rechtfertigung? Eine 
kleine Chronik der ge- 
walttätigen US-Außen- 
politik seit 1945« 
(11/2001). 


* So fiel HermannL. 
Gremliza zu einem 
Phase 2-Interview mit 
Matthias Küntzel (der bis 
zu seinem unbegründe- 
ten Rausschmiß Ende 
2001 13 Jahre konkret- 
Autor war) nur ein: 
»Phase 2« [...] hat einen 
Denker aufgetrieben, 
der so denkt: Dabei ist 
der Djihadismus heute 
nur die Speerspitze der 
regressiven Antwort auf 
das Kapital. Die Regres- 
sion hat eine Speerspit- 
ze. Wem steckt sie die 
wo rein? Ein Vorschlag: 
ihrem Erfinder, Matthias 
Küntzel, halbhoch hin- 
ten.« konkret, 05/2003. 
Das Küntzel-Interview 
»Mit den USA gegen An- 
tisemitismus?« erschien 
in Phase 2.07, 2003). 


® Bislang in konkret 
11/2003, 12/2003 und 
01/2004. Eine Praxis, 
die sonst fast nur bei 
den eigenen Büchern 
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BRD - Lakai der USA, kleiner Bruder 
oder mieser Widersacher? 


ÜBER DAS VERHÄLTNIS DER BRD ZU DEN USA GIBT ES IN DER AKTUELLEN 
LINKEN LITERATUR UNTERSCHIEDLICHE INTERPRETATIONEN. DREI NEUE 
BÜCHER ERGÄNZEN SICH IN VERSCHIEDENER HINSICHT GEGENSEITIG 


ie die (linken) Verlage, so ihre Bücher. Zum 

einen gibt es das klassische antiimperialistische 

Spektrum, in dem der PapyRossa-Verlag behei- 
matet ist. Dort erscheinen neben vielen Titeln zum 
Rechtsextremismus und Nationalsozialismus (der am 
liebsten als Faschismus bezeichnet und der Deutschen 
Bank in die Schuhe geschoben wird') solche wie »Die 
Herren der Welt. Die Weltmachtpolitik der USA nach 
1945«, »The Big Stick. Imperiale Strategie und globaler 
Militarismus — Die USA als Megamacht«, »Der Mythos 
vom guten Krieg. Die USA und der 2. Weltkrieg«, »Ein 
Kreuzzug für die Zivilisation? Internationaler Terroris- 
mus, Afghanistan und die Kriege der Zukunft«, »Globale 
Spiele. Imperialismus heute — Das letzte Stadium des Ka- 
pitalismus?«. Das hier besprochene Buch »Unter Brü- 
dern. Die USA, Europa und die Neuordnung der Welt« 
von Conrad Schuhler, Mitarbeiter beim Institut für 
sozial-ökologische Wirtschaftsforschung (isw) in Mün- 
chen, zeichnet nicht nur auf dem Einband das Verhältnis 
zwischen USA und BRD als eines vom großen und klei- 
nen Bruder, die gemeinsam die Welt tyrannisieren — und 
gern mal im Spaß ihre Kräfte beim Armdrücken messen, 
wobei das Ergebnis natürlich schon im Vorhinein fest- 
steht.? 

Dann gibt es den altehrwürdigen linksradikalen Kon- 
kret Literatur Verlag. Er hat sich erfolgreich von seinen 
antiimperialistischen Wurzeln gelöst und sie auch ander- 
swo bekämpft. Den Stallgeruch konnte der Verlag aber 
nicht völlig abschütteln. Ausgewogen und seriös soll an 
erster Stelle der deutsche und an zweiter der amerikani- 
sche Imperialismus analysiert und kritisiert werden. 
Deswegen räumte z.B. die Zeitschrift konkret dem schon 
oben genannten Conrad Schuhler die Möglichkeit ein, 
seine Weltsicht über die USA zu verbreiten.’ Und die 
manchmal über die Stränge schlagenden Antideutschen 
werden als Gefahr für die Linken angesehen und sich 
deswegen regelmäßig über sie lustig gemacht — auf 
Stammtischniveau.‘ Dann plante der Konkret Literatur 
Verlag ein Buch über Antiamerikanismus und kündigte 
sein Erscheinen für September 2003 an. In der konkret 
10/2003 war zu lesen: »Der [...] konkret-texte-Band 35 
(Amerika, dich haßt sich’s besser, hrsg. von Thomas 
Uwer und Thomas von der Osten-Sacken) wird nicht 
erscheinen. Inhaltliche Differenzen zwischen Verlag und 
Herausgebern, die [...] sich nicht ausräumen ließen, 
haben den Verlag veranlasst, das Buch aus dem Pro- 


gramm zu nehmen. Es wird in einem anderen Verlag 
veröffentlicht«. Nach Erscheinen des Buches in einem 
»anderen Verlag«, den zu nennen sich konkret scheute, 
bleibt unklar, was die Veröffentlichung beim Konkret- 
Verlag verunmöglicht hat; schließlich druckt die konkret 
nun Aufsatz für Aufsatz aus genau diesem Buch ab.’ 
Außerdem schreiben die meisten AutorInnen des Buches 
auch regelmäßig in konkret. 

Da es aber noch genug andere AutorInnen bei kon- 
kret gibt, wurde Michael Hahn kurzerhand beauftragt, 
einen weiteren Sammelband zum »Antiamerikanismus« 
zusammenstellen, der nun Amerika-kritischere AutorIn- 
nen versammelt und den deutschen »Antiamerikanis- 
mus« verhaltener kritisiert.‘ 

Zu guter Letzt wäre der ga ira-Verlag zu nennen, des- 
sen antideutsche AutorInnen sich gern hedonistisch ge- 
ben, allerdings über den Gebrauch der deutschen Spra- 
che- zumindest bei ihren WidersacherInnen - sehr peni- 
bel wachen, um sich selbst in Verlagsanzeigen als »anti- 
deutsche Kommunisten« anzukündigen. Dass in diesen 
Anzeigen auch das ursprünglich bei Konkret ange- 
kündigte Buch auftauchen würde, war wohl allen klar. Es 
zeichnet ein völlig anderes Bild vom Konflikt USA-BRD 
als das PapyRossa-Buch, wobei an manchen Stellen die 
Rolle der USA idealistisch verklärt erscheint. Alles in 
allem ist es — vor allem weil nicht die Bahamas- sondern 
die Malta-Fraktion® die Oberhand behält und somit der 
Ödipuskomplex’ nur sublimiert auftaucht — das beste 
der drei besprochenen Bücher. 


Ressentimentgeladener Materialismus 


Fangen wir mit Schuhlers Buch an. Bush ist für ihn ein 
»christlich wiedererweckter Alkoholiker« (8, 66) mit 
Missionierungsdrang, der als Lobbyist von »Öl, Rüs- 
tung, Auto, Pharma« (14) mit seiner Terrorbekämpfung 
gegen den »dunklen Doppelgänger des amerikanischen 
Präsidenten« (133), Osama bin Laden,'' einen »Zivilisa- 
tionsbruch« (11) begeht. Bush steht einer »Gier-Pluto- 
kratie« vor, die in »skrupelloser Gier den Wachstum an 
Wohlstand an sich rafft« (65) und dabei faschistoide 
Methoden anwendet (66) bzw. zur »imperialen Regula- 
tion« übergeht, und sich aller »Verträge, die der Militär- 
Supermacht Zügel anlegen könnten« (130), entledigt. 
Das ist aber nicht Bush allein anzulasten, denn »Fröm- 
migkeit und Dollar, Sendungsbewusstsein und Ge- 


schäftssinn gingen in den USA von jeher eine innige 
Verbindung ein«. (14) Das führt dazu, dass »die USA [...] 
weit über ihre Verhältnisse [leben], und zwar sowohl auf 
Kosten der Zukunft wie vor allem auf Kosten der übrigen 
Welt«. (35) Doch es gibt Hoffnung. Der Vietnamkrieg 
war das Zeichen dafür, dass »die Welt [...] den Völkern 
gehören [würde], nicht den imperialistischen Barbaren«. 
(29) Auch heute macht der Widerstand der »Opfer der 


kapitalistischen Globalisierung [...] in der armen wie in 


— hätten »die treibenden gesellschaftlichen Kräfte 
[Europas] gar kein Interesse, die USA tatsächlich her- 
auszufordern«. (95) Auf die beiden letzten Punkte — die 
fehlende Macht und den angeblich nicht vorhandenen 
Willen, diese zu erlangen — geht Schuhler ausführlich 
ein. Er beschreibt die Herausbildung eines »Transatlanti- 
schen Wirtschaftsraums«, über den die jeweiligen Öko- 
nomien Westeuropas und der USA enger miteinander 
verknüpft sind, als untereinander oder zu anderen Staa- 


»EINERSEITS BEHAUPTET SCHUHLER, WESTEUROPA DECKLE DIE KRIEGS- 
LÜGEN DER USA UND SELBST FRANKREICH UND DEUTSCHLAND HÄTTEN 
SICH DEM DRUCK DER USA GEBEUGT UND UNTERGEORDNEI.« 


der reichen Welt« (8) Mut: Es handelt sich dabei um die 
Friedensdemos am 15. Februar 2003, das Weltsozial- 
forum und seine regionalen und kommunalen Ableger 
und Teile der deutschen Gewerkschaften (154ff). Sie alle 
wehren sich gegen die »kranke Gesellschaft« (62) der 
USA. Die Krankheitssymptome lauten: hohe Krimina- 
litäts- und Selbstmordrate, »soziale Anomie« und »sozia- 
le Zerrüttung«, welthöchste »Quoten für Scheidungen, 
Drogenmissbrauch und psychische Defekte«, Auseinan- 
derbrechen des »sozialen Gefüges der Familie«, die wach- 
sende Einkommensschere und »enormer Vermögens- 
verlust [der] Mittelklasse« zu Lasten der »Betrüger- 
konzerne« (62f). So viel zum Ressentiment. 

Nun zum »Materialismus«.' Die USA seien der »Kon- 
sum-Staubsauger«« (40) der Welt. Bei sinkenden Löhnen 
und wachsender Arbeitslosigkeit ist die Weltbevölkerung 
nicht mehr in der Lage, den ganzen Scheiß, den der 
Kapitalismus produziert, auch zu konsumieren. Die USA 
kann sich den massenhaften Konsum qua Verschuldung 
leisten, was nur funktioniert, weil der Dollar militärisch 
gedeckt ist. Die »Supermacht USA«- und nicht etwa jeder 
Staat für sich und alle zusammen - fungiere somit »als 
politischer Gesamtdienstleister des globalen Kapitals« 
(129). Nun seien die »weichen« Regulationsmechanismen 
(Sozialstaat im Inneren, Stabilität der Weltwirtschaft 
durch WTO, IWF usw.) in die Krise geraten (132) — und 
der einzige Ausweg sei die Ankurbelung der Wirtschaft 
durch Aufrüstung (43), der direkte Zugriff auf das Erdöl 
als wichtigsten Energieträger, d.h. Krieg gegen Afghanis- 


ten wie Japan (94, I9fF). Alle »innerkapitalistischen Wi- 
dersprüche«, die auf dieser Ebene auftreten, würden 
friedlich in den Gremien der Weltwirtschaft (IWE, 
WTO, GATT, Weltbank, G7/G8) gelöst werden. Als 
Beispiel führt er die Konflikte um die Agrarpolitik, 
Gentechnik und Stahlzölle an (108ff). Westeuropa ist 
aber nicht nur wirtschaftlich von der USA abhängig (und 
andersherum), sondern auch politisch und militärisch. 
Die Europäische Union sei innerlich — und mit zuneh- 
mender Tendenz - so zerstritten, zerrüttet und schwach, 
dass sie keine Gegenmacht auf »Augenhöhe« zur USA 
werden könne (I0ff). 

Der »zivile« Anteil der Europäischen Politik wird 
nicht ernst- und wahrgenommen. Einerseits behauptet 
Schuhler, Westeuropa deckle die Kriegslügen der USA 
(14) und selbst Frankreich und Deutschland hätten 
sich dem Druck der USA gebeugt und untergeordnet 
(49). Andererseits gliche die »militärpolitische Strategie 
der EU [...] der Interventionsstrategie der USA aufs 
Haar« (88). Durch die militärische Schwäche Westeuro- 
pas würden die USA und die EU bei Interventionen im 
gemeinsamen Interesse allerdings »Bad cop — good cop« 
spielen (139). Gemeinsam sei nämlich allen westlichen 
DemokratInnen der Hass auf den Islam (144), und des- 
wegen sei die BRD nicht gegen Krieg, sondern nur für 
zusätzliche imperialistische Strategien (149). Diese Stra- 
tegien scheinen es dem Autor insgeheim angetan zu ha- 
ben, denn Schröder wird im Gegensatz zu Bush nicht als 
zigarrensüchtiger VW-Hampelmann oder frauenver- 


»ANDERERSEITS GLICHE DIE »MILITÄRPOLITISCHE STRATEGIE DER EU [...] DER 
INTERVENTIONSSTRATEGIE DER USA AUFS HAAR.« 


tan und den Irak (48), Sozialabbau und Ablenkung von 
inneren Problemen durch die Feindbildproduktion in der 
Terrorismusbekämpfung (66). 

Als Antiimperialist weiß Schuhler natürlich, dass das 
Gerede von der »zivilen Gegenmacht Europa« Unsinn 
ist. Zum einen weil Europa nicht zivil ist (8), zum ande- 
ren, weil es nicht mächtig genug sei, um eine ernst zu 
nehmende Gegenmacht darzustellen (95). Und über- 
haupt - fügt er, fast ist das Bedauern heraus zu hören, an 


brauchender Playboy-Diktator bezeichnet, sondern ein- 
fach immer nur als »der Bundeskanzler« oder »Schröder«. 


Höfliche Faktensammlung 


Das Buch »Nichts gegen Amerika« aus dem Konkret 
Literatur Verlag versammelt zehn Aufsätze zum Anti- 
amerikanismus von AutorInnen’, die für ihre unpolemi- 
sche, faktenreiche und verständliche Argumentation 
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245angewendet wird. In- 
teressanterweise schaff- 
te es allerdings noch 
kein Aufsatz aus dem 
Konkret-eigenen Buch 
zum Antiamerikanismus 
in die eigene Zeitschrift. 


® Warum ein für diesen 
Sammelband angefor- 
derter Beitrag über Anti- 
amerikanismus in der 
linken Plakatkunst dann 
nicht im Buch erschei- 
nen durfte, mag andere 
Gründe haben, als die, 
die die beiden Autoren 
(Markus Mohr, Klaus 
Viehmann) in der Zeit- 
schrift analyse und kritik 
(476/2003, dort wird 
auch der Aufsatz »Liber- 
ty Gangster« dokumen- 
tiert) vermuten, Sie 
schrieben nämlich nicht 
über Plakate, sondern 
über konkret-Cover. Da 
der Konkret Literatur 
Verlag keine Probleme 
mit Eigenkritik haben 
dürfte, sofern sie die fer- 
ne Vergangenheit 
betrifft, ist es wahr- 
scheinlicher, dass die 
dort vorgenommene Eh- 
renrettung des soften 
Antiamerikanismus und 
generell die schlechte 
Qualität des Aufsatzes 
für die Entscheidung 
ausschlaggebend war. 


” Die Anzeige erschien 
Ende 2003 in jeder 
zweiten linken 
Zeitschrift. 


® Bei den ständigen Flü- 
gelkämpfen und Abspal- 
tungen der Antideut- 
schen kommt ja nie- 
mand mehr mit. Nur so- 
viel ist ausgemacht: Der 
Freiburger und der Initia- 
tive Sozialistisches Fo- 
rum nahestehende Ver- 
lag lässt auf der Mittel- 
meerinsel Malta 
drucken. 


° Die Antideutschen wol- 
len mit der Bourgeoisie 
ins Bett. Deswegen 
müssen sie ihre Vater- 
figur - die Linke - ermor- 
den. Denn die sieht das 
nicht so gern (weil sie 
sich selbst ins gemachte 
Nest legen will, aber auf 
anderem Wege). So zu- 
mindest die vulgärfreu- 
dianische Erklärung, die 
dem Niveau der Debatte 
gerecht wird. 


" Und wer die Jungle 
World abonniert, be- 
kommt es geschenkt! 


" Er zitiert an dieser 
Stelle zustimmend die 
indische Junge Freiheit-, 
Spiegel- und FAZ- 
Autorin Arundhaty, Roy. 
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"2 Das folgende wird 
»Materialismus« ge- 
nannt, weil Schuhler es 
mit Zahlen und Zitaten 
zu belegen und zu ana- 
Iysieren versucht. Dies 
geschieht natürlich auch 
ressentimentgeladen, 
einiges davon dürfte 
aber für eine weitere Be- 
schäftigung mit dem 
Thema und als Ergän- 
zung zu den Leerstellen 
der beiden anderen 
Bücher trotzdem 
sinnvoll sein. 


" Als Beleg für das 
Verschweigen amerika- 
nischer Kriegslügen 
werden die großen deut- 
schen Zeitungen, allen 
voran die Süddeutsche 
Zeitung, zitiert, die eben 
jene ja permanent aus- 
plaudern. Dieser Wider- 
spruch scheint Schuhler 
aber genauso wenig 
aufzugehen wie der, 
dass er einerseits die 
Konstruktion der euro- 
päischen Identität in den 
deutschen Medien be- 
klagt und andererseits 
die gleichen Medien als 
wichtigste Quelle für 
Argumente gegen die 
USA benutzt. Das passt 
in sein Weltbild, nach 
dem Habermas Recht 
mit seiner Kritik an den 
USA hatte, nur Unrecht 
mit dem europäischen 
Eigenlob (84), in dem es 
also kein Antiamerika- 
nismus, aber sehr wohl 
Euro-Nationalismus 
gibt. 


“ „Bei der Verteilung 
und Umverteilung geo- 
politischer Positionen 
und weltweiter wirt- 
schaftlicher Ressourcen 
gilt das Faustrecht; 
kleinere Fäuste haben 
die derzeit größte Faust 
zu respektieren.« 


"s Z.B. Michael Hahn, 
Thomas Haury, Christian 
Stock, Bernhard Schmid 

und Wolf-Dieter Vogel. 


'* Er führt auch ins Feld, 
dass die deutsche Linke 
alle, auch die »deut- 
schen Eliten«, als Fa- 
schisten bezeichnet hat 
- und deswegen z.B. die 
Sprüche »USA - SA - 
SS« und »USA - Interna- 
tionale Völkermordzen- 
trale« nicht unbedingt 
antiamerikanisch sein 
müssten, sondern eine 
Form der damaligen 
revisionistischen Dra- 
matisierung (34 ff). Da- 
gegen sprechen andere 
Beispiele, die im glei- 
chen Aufsatz zitiert wer- 
den. So begründete die 
RAF einen Anschlag auf 
die US-Armee im 
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bekannt sind. Das eher beschreibende als analytisch an- 
gelegte Buch eignet sich somit gut als Einstieg in die Ma- 
terie sowie als Quellengrundlage für die weitere Beschäf- 
tigung mit dem Thema. Es behandelt u.a. den Antiame- 
rikanismus bei der KPD, SED, PDS, RAF, in der Neuen 
Linken und der Anti-Globalisierungsbewegung, in 
Frankreich, den USA und Lateinamerika. Darüber hin- 
aus werden Gemeinsamkeiten und Unterschiede zwi- 
schen Antiamerikanismus und Antisemitismus heraus 
gearbeitet sowie die Berechtigung und die instrumentelle 
Verwendung des Antiamerikanismus-Vorwurfes an die 
Linke sowie die Brauchbarkeit von diversen Antiameri- 
kanismus-Definitionen untersucht. 

Bei einigen AutorInnen, vor allem beim Herausgeber 
Michael Hahn, fällt auf, dass zu vorsichtige und ver- 
harmlosende Formulierungen verwendet werden, wo es 
eigentlich den Antiamerikanismus anzugreifen gilt. Da 
heisst es, die USA und EU würden offensichtlich »mit 
zweierlei Maß gemessen« (7), als ob der Antiamerikanis- 
mus ein Messfehler sei. Die unterschiedliche Beteiligung 
an den Friedensdemos gegen den Jugoslawien- und 
Irakkrieg lege lediglich »den Verdacht nahe, dass es die 
meisten nicht in erster Linie gegen Krieg, sondern gegen 
den Krieg der Amerikaner auf die Straße trieb« (8, Herv. 
im Original), anstatt als unschlagbarer Beweis gewürdigt 
zu werden. Das Gerede vom »sozialen Europa« entlarve 
sich, weil es sich an der Realität des Sozialabbaus bla- 
miert (ebd.) — und nicht etwa, weil Sozialleistungen zwar 
für den Einzelnen schön sind, aber nur der Aufrechter- 
haltung der herrschenden Zustände dienen. Linker 
Antiamerikanismus wird als »Theoriedefizit« verharm- 
lost (ebd.), den Antideutschen, den Verfechtern einer 
»anti-linken [...] Querfront«, hingegen ein dem Anti- 
amerikanismus komplementäres Weltbild bescheinigt, 
weil sie sich »einem neuen Vaterland [der USA] an die 
Brust« (12) werfen würden — was nun nicht schon allein 
deswegen wahr wird, weil es auch schon Herr Gremliza 
in der konkret behauptet hat. Desweiteren beklagt 
Michael Hahn, dass »die große Berliner Irakkriegs- 
Demo am 15. Februar 2003 [...] von CDU-Politikern als 
antiamerikanisch« denunziert« (20) wurde, postuliert, 
dass die Linke aufgrund ihrer allgemeinen Nationalis- 
mus- und besonderen Deutschland-Kritik vor den 
schlimmsten Auswüchsen des Antiamerikanismus gefeit 
sei (45)'‘ und gibt am Ende Tips für »eine nicht- 
amerikanische Kritik an den USA« (155ff), anstatt eine 
Fokusierung auf Deutschland und Europa einzufordern. 
Mal abgesehen von diesen kleinen Schwächen sind alle 


die Verantwortung unterjubeln wollen, meist üblich ist. 
Beleuchtet werden z.B. die Unterschiede zwischen lin- 
ken und rechten Antiamerikanismus, historische Ent- 
wicklungen und die weltpolitischen Konstitutionsbedin- 
gungen in unterschiedlichen Ländern. 

Das Buch widmet sich neben der Ideologiekritik 
allerdings kaum dem Verhältnis zwischen den USA und 
Westeuropa. Es wird nur vage angedeutet, dass das ver- 
stärkte Aufkommen des Antiamerikanismus mit dem 
Ende des Kalten Krieges und dem damit einhergehenden 
Bedeutungsverlust für »das strategische Bündnis mit den 
USA« (24) zusammenhängt. Im Gegensatz zu Schuhler, 
der die Ohnmacht der Europäer und deren Unterwürfig- 
keit behauptet, konstatiert Michael Hahn den militäri- 
schen, politischen und vor allem wirtschaftlichen »Nie- 
dergang der USA«. Die EU sei für die USA inzwischen 
»ein ernst zu nehmender Konkurrent«, was trotz oder 
gerade wegen der engen Verflechtung mit den USA zu 
häufigen Handelskonflikten führe. Die EU profitiere 
zwar von der »Weltpolizisten-Rolle der USA«, versuche 
aber gleichzeitig alternative Optionen zu entwickeln 


(155f). 
Antideutsche Analyse 


Das Buch »Amerika. Der »War on Terror« und der Auf- 
stand der Alten Welt« setzt sich nicht schwerpunktmäßig 
mit dem Antiamerikanismus auseinander. Den 14 Au- 
torInnen'* geht es vielmehr um Argumente gegen den 
Antiamerikanismus - also eine Beschreibung, warum 
und wie, ganz im Gegensatz zu den antiamerikanischen 
Wahnvorstellungen, amerikanische Außenpolitik wirk- 
lich funktioniert. Die amerikanische Politik als auch die 
antiamerikanische Ideologie werden sowohl historisch 
als auch analytisch hergeleitet. 

Die Schwächen des Buches sind schnell aufgezählt: 
An (allerdings nur) wenigen Stellen lugt ein dichotomes 
Weltbild hervor. Äußerungen von amerikanischen Poli- 
tikerInnen oder JournalistInnen über die hehren Absich- 
ten der eigenen Politik werden unkommentiert für bare 
Münze genommen (169ff), während der deutschen 
Außenpolitik der pure und mit der Al-Qaida vergleich- 
bare Irrationalismus bescheinigt wird. Dies lässt sich 
allerdings (im Gegensatz zu amerikanischen Verlautba- 
rungen, die angeblich in aller Offenheit ja für sich 
sprechen) nicht direkt belegen, sondern muss aus dem 
jeweils Gesagten oder Geschriebenen umständlich de- 
chiffriert werden. Sowohl die Bundesregierung als auch 


»BEI EINIGEN AUTORINNEN FÄLLT AUF, DASS ZU VORSICHTIGE 
UND VERHARMLOSENDE FORMULIERUNGEN VERWENDET WERDEN, WO ES 
EIGENTLICH DEN ANTIAMERIKANISMUS ANZUGREIFEN GILTI.« 


Aufsätze interessant, weil neben dem akribischen Nach- 
weis des Antiamerikanismus in allen linken Strömun- 
gen’ auch die Schuldzuschreibung für den weit verbrei- 
teten Antiamerikanismus differenzierter und unter ei- 
nem globaleren Blickwinkel vorgenommen wird, als es 
bei den Antideutschen, die primär der deutschen Linken 


das »zuständige deutsche Außenamt« wisse »wahrschein- 
lich selbst« nicht, warum sie sich gegen die USA und auf 
Seiten der islamischen Staatengemeinschaft gestellt ha- 
ben, denn: »Wo Antiamerikanismus zur Realität wird, ist 
er sich selbst genug.« (14) Wirtschaftliche Interessen — so 
scheint gewiss — waren bei der Ablehnung des Irakkrieges 


nicht dominant (49), vielmehr sei der 200 Jahre alte 
Gegensatz zwischen alter und neuer Welt nach dem Ende 
der Blockkonfrontation wieder aufgebrochen (22). Das 
soll wohl heißen, die Deutschen fühlen sich immer noch, 
im Sinne von Karl May, als »Oberförster«, die zusammen 
mit den Indianern gegen die »räudigen Schurken, die 


nach dem Golde jagen« (38) kämpfen." Es fällt auch auf, 


über die »Deutsch-amerikanischen Beziehungen seit 
1945« reagierte die USA - angefangen von der Nachsich- 
tigkeit gegenüber den Deutschen nach 1945, über die 
Frage der Wiederbewaffnung, der gemeinsamen Ehrung 
der Wehrmachtssoldaten in Bitburg, der Wieder- 
vereinigung bis hin zum gemeinsam geführten Jugosla- 
wienkrieg — lediglich und mit bester Absicht auf die mie- 


»ÄUßRERUNGEN VON AMERIKANISCHEN POLITIKERINNEN 
ODER JOURNALISTINNEN ÜBER DIE HEHREN ABSICHTEN DER EIGENEN 
POLITIK WERDEN UNKOMMENTIERT FÜR BARE MÜNZE GENOMMEN, 
WÄHREND DER DEUTSCHEN AUßENPOLITIK DER PURE UND MIT DER AL- 
QAIDA VERGLEICHBARE IRRATIONALISMUS BESCHEINIGT WIRD.« 


dass in den USA verschiedene politische Akteure mit 
widerstrebenden Interessen ausgemacht werden, wäh- 
rend die vermeintlich homogene »Volksgemeinschaft« im 
Alten Europa mit dem islamistischen Mob an einem 
Strang zieht. 

Genau diese Einschätzung führt dann dazu, das 
Problem des Antiamerikanismus zu verharmlosen — 
nicht weil die AntiamerikanerInnen wie bei Schuhler 
und ansatzweise auch bei Hahn in Schutz, sondern weil 
sie nicht ernst genommen werden. Die Bilanz der 
deutsch-europäischen Politik sei kläglich, was aber nicht 
zur Besinnung führe, da der Antiamerikanismus nicht 
durch Mißerfolg zu beeindrucken sei (8). Dem Antiame- 
rikanismus fehle jedoch die »Dynamik [...], um eine 
Bewegung mit Durchschlagkraft hervorzubringen« und 
sei deswegen ein reiner Rentnerprotest (11). Das sei so, 
weil die Ideen des Antiamerikanismus in weiten Teilen 
der Bevölkerung fest verankert sind — und dafür lohne es 
sich nicht, auf die Straße zu gehen (12). Die BRD 
betrachte sich inzwischen nicht mehr als Teil des Wes- 
tens, sondern als Verbündeter der Dritten Welt, die 
wiederum für ihr Elend selbst verantwortlich sei — jedoch 
werde die USA bei der Befreiung, Befriedung und 
Demokratisierung jener verlorenen Gebiete allein 
gelassen, damit sie sich übernimmt und zugrunde geht 
(187ff). Da aber die Europäer spinnen und schwach 
sind, ist die Auseinandersetzung zwischen den USA und 
dem Alten Europa so alt und harmlos wie der zwischen 
einem zänkischen, aber unzertrennlichem Ehepaar: Im 
Streit zollt man sich gegenseitige Anerkennung und die 
Deutschen seien sogar stolz darauf, endlich mal — »wenn 
auch auf negative Weise« — ernst genommen zu werden 
(192). Außerdem seien die Amis nicht so viel Terror 
gewöhnt und reagieren deswegen etwas heftiger auf Al- 
Qaida & Co. (207). Es wird also Entwarnung gegeben, 
denn vieles würde darauf hinweisen, »daß der dritte An- 
lauf der Deutschen, »die Völker in die Freiheit zu führen«, 
früher und unblutiger scheitert als seine Vorläufer« 
(190). 

Nur bei Stephan Grigat sieht das alles ein wenig 
anders aus, was aber seine Analyse deswegen nicht rich- 
tiger macht. Während die anderen AutorInnen auf die 
Stärke und Besonnenheit der USA vertrauen und hoffen, 
dass diese die kleinen, fast unbedeutenden Stänkereien 
von der anderen Seite des großen Teiches gelassen parie- 
ren wird, ist für Grigat die USA das gutmütige und 
wehrlose Opfer deutscher Ranküne. In seinem Beitrag 


sen Tricks der Deutschen und fiel immer wieder auf sie 
rein. Die USA wurden zum Spielball der deutschen 
Außenpolitik, weil sie ständig Zugeständnisse machten, 
um die Kontrolle nicht ganz zu verlieren. Die Deutschen 
wußten dies angeblich geschickt zu nutzen, indem sie 
stets mit dem Schlimmsten drohten (125ff). Diese 
Beschreibung mag für das aktuelle Verhältnis zutreffend 
sein, für die Nachkriegszeit und die des Kalten Krieges 
erscheint es als nicht besonders plausibel, dass die BRD 
so massiv drohen konnte, die USA sich wirklich bedroht 
fühlten und Angst vor dem Verlust der Kontrolle hatten. 

Das Buch selbst zeichnet ansonsten durch polemis- 
che Schärfe, analytischen Tiefgang und fundierte Be- 
schreibung der amerikanischen Außenpolitik aus. Wer 
wissen will, was am ressentimentbereinigten Teil von 
Schuhler falsch ist, d.h. warum auch die (fast) nicht 
antiamerikanischen Autoren Robert Kurz, Georg Fül- 
berth oder Thomas Ebermann” mit ihren Analysen häu- 
fig daneben liegen, oder warum die konkret überhaupt 
nichts über die USA auszusagen vermag, wenn sie sich 
von Schuhler eine Liste aller amerikanischen Kriege und 
Interventionen seit 1945 zusammen stellen läßt und pu- 
bliziert, wird an diesem Sammelband nicht vorbeikom- 
men. Genauso wenig wie alle Antideutschen, die sich 
nicht dem Verdacht aussetzen wollen, sich einem ande- 
ren »Vaterland an die Brust« zu werfen, sowie alle Ameri- 
kanistInnen”'. Den 97,5 Prozent der deutschen Antiame- 
rikanerInnen das Buch zu empfehlen, wäre ohnehin Per- 
len vor die Säue. 


MARK SCHNEIDER 
Der Autor ist Mitglied im bgr Leipzig. 
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2u 16 Jahr 1972 mit dem 
»Genocid [...] Völker- 
mord [...] Auschwitz« in 
Vietnam. Die Deutschen 
wären dagegen, denn 
sie hätten »Auschwitz, 
Dresden und Hamburg 
nicht vergessen«. Später 
schrieb die RAF von der 
»Kolonialisierung« 
Deutschlands nach 
1945 (39). 


” Wer hätte gedacht, 
dass in der BUKO-Zeit- 
schrift alaska von der 
kriegslüsternen »jüdi- 
schen Lobby« der USA 
geschrieben werden 
darf oder dass Robert 
Kurz der Conrad Schuh- 
ler unter den Krisentheo- 
retikerInnen ist (791)? 


'® Neben den Herausge- 
berInnen sind das ame- 
rikanische und israeli- 
sche Wissenschaftlerin- 
nen sowie Stefan Ripp- 
linger, Bernd Beier, Ger- 
hard Scheit, Stephan 
Grigat, Uli Krug u.a. 


" Der Beitrag von Stefan 
Ripplinger »Der Schatz 
im Silbersee« über den 
Antiamerikanismus in 
den Werken Karl Mays 
behauptet diese Kon- 
tingenz - trotz der unge- 
brochenen Beliebtheit 
des Indianerkitschs bis 
heute - selbst nicht. 


2° Auf die Theorien der 
drei wird direkt im Buch 
eingegangen: auf Seite 
150 und 234. 


?' Damit sind die Stu- 
dentinnen und Wissen- 
schaftlerInnen des 
Fachs gemeint und nicht 
der Menschenschlag, 
den sich Anti-Amerika- 
nerinnen gerne halluzi- 
nieren, um sich umso 
besser davon abgrenzen 
zu können. 
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' Nationen erfordern 
Medien, mit deren Hilfe 
das »Identitätsschaf- 
fende«, sei es eine ein- 
heitliche Sprache oder 
auch die Kultur und Ge- 
schichte sowie nationale 
Belange und Neuigkei- 
ten, an die Person ge- 
bracht werden kann. 
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Das gleiche, aber anders 


ÜBER DIE KONSTITUIERUNG EINER NEUEN EUROPÄISCHEN IDENTITÄT 


usgehend von den Diskussionen über den Irakkrieg 
wurde in den vergangenen Monaten verstärkt über 
eine europäische Identität, deren Ursprünge und 
Grundlagen, debattiert. Den öffentlich-diskursiven Anstoss 
für diese Auseinandersetzung lieferte dabei in besonderem 
Maße die konzertierte Aktion von Jürgen Habermas, Jaques 
Derrida und Anderen, die in Manier einer publizistischen 
Avantgarde die »Wiedergeburt Europas« proklamierten. Zu 
allem Überdruss wurde sie von Teilen der Linken mit ihrer 
Illusion vom friedlichen und sozialen Europa positiv rezipiert. 
Ziel des nachfolgenden Textes soll es nicht sein, allein 
die realpolitischen Zustände zu beschreiben oder die Vor- 
und Nachteile europäischer Politik im internationalen 
Kontext herauszustellen. Vielmehr wird der Versuch unter- 
nommen, die Relevanz einer kollektiven Identität für den 
kapitalistischen Staat sowie deren konstruierten Charakter 
darzulegen. Dabei sollen vor allem die Parallelen zwischen 
nationaler und europäischer Identität aufgezeigt werden. 


Historische und aktuelle Grundlagen von politischen 
Identitäten 


Zu Beginn wird kurz auf die Herausbildung von Nationen 
und den dazugehörigen Prozess der Identitätsbildung ein- 
gegangen, da im Vergleich mit dem Verlauf der Euro- 
päisierung ähnliche Strukturen auftreten. 

Nationen und nationales Bewusstsein stellen Phänomene 
dar, die erst seit der Moderne in Erscheinung treten und sind 
so nur im Kontext der Umbrüche der Zeit zu verstehen. Das 
Aufkommen neuer Wissenschaften und der Aufklärung führ- 
te zu einem extremen Autoritätsverlust überlieferter Ideen- 
und Symbolsysteme. Dieser Prozess ging mit der Ausweitung 
der Industrialisierung einher, die zugleich eine Voraussetzung 
der Nationenbildung vor allem im Hinblick auf die Kommu- 
nikationsmöglichkeiten darstellte.’ Alte integrierende und 
ordnungsstiftende Strukturen wurden damit ebenso in Frage 
gestellt. Hier sei vor allem auf die Veränderung der Sozial- 
struktur hingewiesen, die aufgrund der neuen Produktions- 
weisen eine Urbanisierung zur Folge hatte. Dieser Vorgang, 
begleitet von den liberalen Strömungen der Demokratie oder 
des Laizismus, zerschlug traditionelle, familiäre Strukturen 
und veränderte gleichsam das gesellschaftliche Gefüge. 

Der Nationalstaat bildete sich nun in einem begrenzten 
Territorium aus, übernahm damit strukturelle Aufgaben 
zur Bildung einer ökonomischen Infrastruktur für das 
Funktionieren des Kapitalismus und entfaltete damit das 
überaus wirksame sowie grundlegende Prinzip des Wirt- 
schaftswettbewerbs. Erst mit dem Schutz bürgerlicher Frei- 
heiten, besonders der Sicherung des Eigentums, war dem 
Individuum ein kapitalistisches Wirtschaften möglich. Zu- 
gleich schaffte der Nationalstaat auf sozialer Ebene Voraus- 
setzungen zur Identifikation. Und das nicht nur, indem die 
soziale Absicherung eingeführt wurde, um die Loyalität der 


Bürger zum Staat aufrecht zu erhalten. Von Anbeginn dien- 
te die nationale Identität durch die Schaffung von Legen- 
den und Mythen zur Rechtfertigung des Konstruktes Na- 
tion und funktionierte zugleich als Antriebsmotor für die 
nationale Wirtschaft. So galt es ein Gemeinschaftsbewusst- 
sein zu fördern, durch das die Menschen die verheerenden 
Folgen der Durchsetzung des Kapitalismus akzeptieren 
konnten. Damit wurde ein Weg gefunden, die mündig ge- 
wordenen Massen politisch zu integrieren. 

Heute kann eine recht ähnliche Situation, wie zu Beginn 
des 19. Jahrhunderts, diagnostiziert werden. Wirtschaftliche 
sowie technologische Veränderungen — damals in Gestalt der 
sogenannten Industrialisierung und heute abgeschwächt in 
Form der Globalisierung — modifizieren das europäische ge- 
sellschaftliche und wirtschaftliche Gefüge. Auf wirtschaftli- 
cher Ebene identifiziert man den äußerst schwer zu fassenden 
Begriff der Globalisierung primär mit dem wachsenden Welt- 
handel und der Ausweitung transnationaler Unternehmen. 
Dadurch erhöht sich auf der einen Seite die Interdependenz, 
andererseits steigt auch der Konkurrenzdruck. In Zeiten der 
weltweiten Durchsetzung des Kapitalismus führt der Wett- 
bewerb der Standorte zunehmend zu einer ökonomischen 
Prioritätensetzung und Durchdringung der Gesellschaft. 
Als Folge oder im Wechselspiel mit den beschriebenen wirt- 
schaftlichen Entwicklungen nimmt die politische und kul- 
turelle Verflechtung zu. 

Die Voraussetzung und Grundlage solch einer Entwick- 
lung stellt der Ausbau der Kommunikationstechnologie etwa 
in Form des Internets dar. Es ermöglicht weltweite Vernet- 
zung, Austausch von Informationen sowie Zugang zu öffent- 
lichem Wissen. Darüber hinaus beeinflusst die erhöhte Mo- 
bilität innerhalb und zwischen den Gesellschaften diesen 
Prozess. Resultat ist, dass ehemals national definierte Ele- 
mente, wie beispielsweise Kultur, nicht mehr für die Kons- 
titulerung einer Gemeinschaft ausreichend sind. An dieser 
Stelle bietet sich für die Integration in eine kulturell hetero- 
gene Gesellschaft die weiter gefasste europäische Identität an. 

Das Projekt Europa fungiert somit als Reaktion auf die 
Globalisierung. Aufgrund ökonomischer Veränderung und 
den daraus entstehenden Funktionsdefiziten der National- 
staaten wird ein neues handlungsfähigeres System installiert, 
das infolge wachsender internationaler Probleme zuneh- 
mend politisch gefüllt wird. Die Ausweitung des Hand- 
lungsbereichs bedarf einer ideologischen Unterstützung der 
Bevölkerung. Da dieses Projekt ihnen eine Antwort auf sub- 
jektiv stärker werdende äußere Bedrohungen (z.B. durch 
Terrorismus oder die Umweltproblematik) verspricht, wird 
ein positiver Bezug zur äußeren Einheit hergestellt. 


Elemente der Identitäten 


Die Suche nach kollektiven Identitäten erscheint als beglei- 
tendes Phänomen der Ausformung von Gesellschaften. 


Ausgehend von der Moderne rückt zunehmend die Defini- 
tion des Individuellen in den Vordergrund, wobei eine per- 
manente Abgrenzung von der homogenen Masse stattfin- 
det. Scheinbar bieten sich in einer diffusen Welt, in der die 
Menschen der abstrakten Logik des Werts unterworfen 
sind, ideologische Konstrukte an, mit deren Hilfe sich Per- 
sonen in die Gesellschaft eingliedern und dadurch ihren ei- 
genen Platz finden können. Folglich unterliegt die überge- 
ordnete —- und dadurch hoch relevante — nationale Grup- 
penidentität, die dem Einzelnen Orientierung und Sicher- 
heit verspricht, den strukturellen Veränderungen der Ge- 
sellschaft, vor allem der Ökonomisierung, obgleich der 
Wandlungsprozess vergleichsweise schleichend verläuft. 

Menschen fühlen sich aufgrund der Ausdifferenzierung 
der Gesellschaft meist mehreren Gruppen zugehörig, sie 
bilden multiple Identitäten heraus. Welche primär kulti- 
viert wird, hängt vor allem vom Kontext ab, in dem sich be- 
wegt wird. Auch die europäische und nationale Identität 
verkörpern Bezugspunkte in unterschiedlicher Reichweite 
und differentem Funktionszusammenhang. Insofern lassen 
sich regionale, nationale und europäische Identität grund- 
sätzlich ohne Probleme miteinander verbinden. 

Individuelle wie kollektive Identitäten sind stets Gebil- 
de aus unterschiedlichen Elementen. Kulturelle Traditio- 
nen, gemeinsame Werte und Normen sind niemals so 
selbstverständlich vorhanden und gesellschaftlicher Kon- 
sens, wie das behauptet wird. Vieles muss erfunden und an- 
deres vergessen gemacht werden, um die kulturelle Gemein- 
samkeit für plausibel zu erklären, die als Legitimation poli- 
tischer Gemeinschaften benötigt wird. 

Das Empfinden von Identitäten wird erst durch die Defi- 
nition des »Anderen« möglich. Dabei werden Parallelen unter- 
einander gesucht, positive Elemente konstruiert sowie Unter- 
schiede, die zumeist an negative Wertungen gekoppelt sind, zu 
angrenzenden Ländern oder Kontinenten ausgemacht. Die 
Ressentiments, die ausgebildet und meist permanent bedient 
werden, fußen auf den Erfahrungen der Gemeinschaft, deren 
Deutung und Übergang in vorherrschenden Geschichtsbil- 
dern. Durch die Abgrenzung nach außen lanciert man die in- 
nere Homogenisierung und deckelt damit nicht nur Unter- 
schiede, sondern merzt diese auch aus. Die Konstituierung 
von politischen Identitäten geht vorwiegend auf Initiativen 
von gesellschaftlichen und politischen »Eliten« zurück, die 
durch Symbole, das Erschaffen von historischen Mythen so- 
wie die Reanimation von Traditionen diese Entwicklung for- 
cieren. Darüber hinaus thematisieren sie diesem Prozess dien- 
liche Politikfelder. Im Hinblick auf die Herausbildung einer 
europäischen Identität unterstützt die gemeinsame Außenpo- 
litik diesen Zweck. Sie stellt Zugpferd und doch Dämpfer zu- 
gleich dar, da immer wieder nationale Interessen in den Vor- 
dergrund rücken. Alles in Allem erzielt die Identität bei der 
Bevölkerung Loyalität, eine innere Homogenisierung und fol- 
gerichtigauch die Bereitschaft, gewisse Opfer zu bringen. Die- 
se subjektive Grundlage dient zur Legitimierung eines politi- 
schen Systems und schafft damit die Voraussetzung für die 
Konstituierung eines Staates. 


Euronationales Double 


Bisher vollzieht sich die Europäisierung innerhalb der Bevöl- 
kerung noch schleppend, was vorwiegend auf die fehlende 
Existenz einer gemeinsamen Öffentlichkeit in Form von 
Medien oder anderen Organen zurückzuführen ist. Nicht zu- 


letzt stellt das Sprachproblem eine derzeitige Hürde dar. Die- 
se Umstände begünstigen das Fortwähren eines recht starken 
Nationalgefühls. Wie auch die letzten Umfragewerte des Eu- 
robarometers’ verrieten, kam es im vergangenen Jahr zu einem 
weiteren Absinken des Ansehens der EU unter den Deut- 
schen. Dies bezeichnet jedoch keineswegs eine eindeutige 
Kehrtwende, sondern zeigt vielmehr, inwieweit Identitäten er- 
folgsabhängig und nicht-statisch sind. Gerade die Unstim- 
migkeiten innerhalb der EU in der Auseinandersetzung um 
den Irakkrieg, aber auch das ungelöste Verfassungsproblem 
oder das Image der EU als bürokratischer und weit entfernter 
»Haufen«, lassen nicht gerade gemeinschaftliche Gefühle 
sprießen und könnten Gründe für die derzeitige Talfahrt sein. 
Während dessen erscheint den Bürgern und Bürgerinnen der 
eigene Staat als sicher und für die Durchsetzung der eigenen 
Bedürfnisse besser geeignet. Ferner ist der individuelle Bezug 
auf die Nation mit all seinen überlieferten Vorstellungen his- 
torisch weitaus stärker ausgebildet. Auf der Basis solcher 
Umfragen versteht man den Versuch von Habermas und Co., 
ein »Wir-Gefühl« innerhalb Europas zu installieren. 

Hierbei scheint sich ein Konflikt zwischen traditionell 
nationalem und »modernem« Denken anzubahnen. Oder zu- 
gespitzter formuliert: Kommt es vielleicht sogar auf der Bevöl- 
kerungsebene zu einer Transformation zum Teil noch existie- 
render alter, an Blut und Boden gebundener Nationalismen in 
ein europäisches Verständnis? Es lassen sich gewisse, wenn 
auch zum Teil gegenläufige, Tendenzen innerhalb des Projekts 
Europas ablesen, die verschiedene Modelle denkbar machen. 
Während heute die Mitgliedstaaten die EU vorrangig zur 
Durchsetzung eigener Interessen und Positionen benutzen, 
kann es gerade aufgrund externer Umstände zur zunehmen- 
den Bedeutung der Union kommen. Die bisher reale und 
klare Verbindung von Staat und Nation würde sich lösen und 
in einer Verwirklichung des Verhältnisses auf einer europäis- 
chen Ebene münden. Während die EU vordergründig den 
politischen Bezug in Gestalt der »Vereinigten Staaten von 
Europa« auf der Grundlage einer gemeinsamen Verfassung 
verkörpert, findet die engere kulturelle Identifikation mit der 
eigenen Region bzw. im größeren Rahmen mit der Nation 
statt. Hierbei darf die gesamteuropäische Lage nicht aus den 
Augen verloren werden, denn in allen westeuropäischen 
Staaten existieren wachsende und an Bedeutung gewinnende 
separatistische Bewegungen.’ Die europäische Integration 
wird das Konstrukt des Nationalstaats nicht zerschlagen, 
vielmehr ermöglicht sie ihm ein Überdauern, wenn sich seine 
Funktionen und der Bezug zum Nationalstaat auch ändern. 

Es ergibt sich ein Bild der gegenläufigen Tendenzen, die 
jeweils eine gleiche machtpolitische Stellung intendieren. 
Auf der einen Seite beschleunigt sich die interne Ausdiffe- 
renzierung — mit einem starken Rückbezug auf das Volk —, 
zum anderen wird eine übergeordnete Vereinheitlichung 
forciert. Dies widerspricht jedoch keineswegs der ange- 
strebten Europäisierung. Man hantiert nicht mit der Ziel- 
vorstellung eines europäischen Superstaates, in dem alle ihre 
Nationalität verlieren, sondern fordert von der Bevölkerung, 
»ihre nationalen Identitäten gewissermaßen auflzu]stocken 
und um eine europäische Dimension [zu] erweitern« (Ha- 
bermas) — Der Wunsch ist eine Doppelidentifikation. 


Bausteine einer Identität 


Die Konstruktion der kollektiven Identität fängt nicht erst 
mit dem Rückgriff auf eine Geschichte an, die als gemein- 
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? Im Oktober 2003 ver- 
banden noch 46 Pro- 
zent, im Vergleich von 
59 Prozent im Frühjahr 
letzten Jahres, positive 
Aspekte mit der EU. 


® Klassisches Beispiel 
für Separation ist der 
Nordirlandkonflikt. In 
Spanien sind seit Jahren 
das Baskenland und Ka- 
talonien Problemfälle. 
Frankreich kämpft mit 
separatistischen Ten- 
denzen auf Korsika. 
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* Der Zusammenschluss 
der Schwerindustrie zur 
Montanunion (1951) - 
der Vorläuferin heutiger 
Institutionen wie der EU 
- war vor allen vom Ziel, 
Kriege innerhalb Europa 
unmöglich machen, 
bestimmt. 


® Soziale Absicherung 
und Wohlergehen der 
arbeitenden Bevölke- 
rung wurde nun direkt in 
Verbindung mit der 
Funktions- und Leis- 
tungsfähigkeit des 
Staates gesetzt. 
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same definiert wird. Sie drückt sich schon in der eigentlich 
abstrusen geographischen Einteilung von Europa und 
Asien aus, als deren Trennlinie lediglich das Uralgebirge 
dient. Die uns präsentierte Historie beginnt vor zweitau- 
send Jahren und setzt sich über das gemeinsam erlebte Leid 
des Zweiten Weltkriegs bis hin zum Fall der Mauer fort. 

Die demokratischen Wurzeln der Europäer findet man 
bei den Griechen mit ihrer Idee der Polis. In der lateinischen 
Sprache wird der alleinige Ursprung aller europäischen Spra- 
chen gesehen. Auch die Römer werden für ihre »Rationalität 
des Rechts« in die europäische Geschichte aufgenommen. 
Das Christentum erscheint als die alles umspannende und 
einzig existierende Religion in Europa. Und zu guter Letzt 
darf man nicht den Humanismus, die Aufklärung und die 
Revolutionen vergessen. Es entsteht ein Bild einer positiven 
und aus einem Guss entstandenen Geschichte. Nicht nur, 
dass sich eine scharfe Trennung zwischen einer europäischen 
und der Weltgeschichte als unsinnig erweist, da die Historie 
in Wirklichkeit einen Mix aus tausend Einflüssen darstellt. 
Zudem bleibt eine linke Berufung auf historische Gegeben- 
heiten und Strömungen fragwürdig, da es sich eigentlich von 
ihnen zu emanzipieren gilt. Diese völlig unreflektierte Ge- 
schichtsbetrachtung lässt darüber hinaus vieles Heterogene 
und vor allem Negative weg, wie der Umgang mit der dauer- 
haften Erscheinung des Antijudaismus und Antisemitismus, 
aber auch mit der Kolonialzeit belegt. 

Es fällt auf, dass die scheinbar endlos zurück reichende 
Geschichte und Kultur besonders dann hochgehalten wird, 
wenn vom angeblichen moralischen und kulturellen Verfall 
gesprochen wird. Als dessen vermeintliche Ursache bietet sich 
die Globalisierung förmlich an - eine gleichzeitig direkte und 
indirekte Verantwortlichkeit der USA natürlich ebenso. 

Zudem werden gesellschaftlich relevante Probleme — 
von der Entwicklung der neuen Weltordnung bis hin zur 
sozialen Frage — im Rahmen europäisch-amerikanischer 
Gegensätze diskutiert. Damit wird immer wieder der So- 
zialstaat dem »schlechten und furchtbaren Raubtierkapita- 
lismus« gegenübergestellt. 

Dem amerikanischen Individualismus wird die vermeint- 
lich solidarische Gemeinschaft entgegengesetzt. Der Unter- 
schied lässt sich vordergründig mit einem anderen, vor allem 
in Zentraleuropa vorherrschenden Staatsverständnis erklären. 
Der Staat bekommt eine viel höhere Machtfülle zugesprochen 
und ist damit zugleich für das persönliche Wohl verantwort- 
lich. Analog dazu wird auch innerhalb der Gesellschaft eine 
gewissenhafte Gemeinschaft halluziniert, die sozial Schwäche- 
re auffängt. Dies geht mit einem Sozialneid einher, der zu ab- 
strusen Ausschlüssen und diffamierenden Aktionen führen 
kann. Habermas nennt ebenfalls den Vorrang des Staates vor 
dem Markt als eines der sieben identitätsstiftenden Merkmale 
für Europa. Auch wenn dies im Moment nicht den Eindruck 
macht, so sei doch darauf hingewiesen, dass die gemeinsame 
Union vor allem aufgrund wirtschaftlicher Interessen initiiert 
worden ist. Durch eine erhöhte Zusammenarbeit ließ sich, 
neben den sicherheitspolitischen Ambitionen, Wettbewerbs- 
fähigkeit nach dem Zweiten Weltkrieg erreichen. 

Die noch vorhandenen »sozialen Vorteile« dienen au- 
genscheinlich immer noch als Argumente zur Abgrenzung, 
obwohl der »Rheinische Kapitalismus ausgedient« hat und 
eine immer größere Eigenverantwortung gefordert wird. So 
werden zunehmend ökonomische Zwänge angeführt, die 
zur weiteren Liberalisierung und Flexibilisierung der Ar- 
beitswelt führen. 


Die Abstriche, die in einer Auflösung sozialer Absicherung 
oder auch in härteren Zumurtbarkeitskriterien für Arbeitslose 
münden, werden als notwendig angesehen und damit ohne 
nennenswerten Widerstand akzeptiert. Natürlich bestehen 
Unterschiede, die man ebenfalls nicht verwischen kann. 
Diese haben ihren historischen Vorlauf in der Industriali- 
sierung und der relativ stark ausgeprägten Arbeiterbewegung, 
die über Jahrzehnte hinweg Stück für Stück soziale Leistun- 
gen etablierte. Nach 1945 wurde aufgrund des Wirtschafts- 
wachstums und der politischen Erkenntnis in Deutschland 
der Sozialstaat geschaffen, der immer noch, wenn auch zu- 
nehmend eingeschränkt, soziale Absicherung möglich 
macht.’ Trotz allem ist jeder unreflektierte positive Bezug auf 
die hier herrschenden Verhältnisse eine blinde Sichtweise, da 
verkannt wird, dass der Sozialstaat der gleichen kapitalistis- 
chen Logik entspringt, die es abzulehnen gilt. Um Leistungen 
beziehen zu können, muss man sich in ein Zwangssystem 
eingliedern und den staatlichen, immer umfassender werden- 
den Gegenforderungen nachkommen. 

Die europäische Gemeinschaft wird seit der Mitte der 
achtziger Jahre zunehmend als eine Wertegemeinschaft 
verstanden, die den Pluralismus und die demokratischen 
Freiheiten vertritt und damit der Rechtsstaatlichkeit, den 
Menschenrechten und dem Schutz von Minderheiten ver- 
pflichtet ist. Dementsprechend beschreibt auch die euro- 
päische Charta: »Die Europäische Union beruht auf einem 
großen Ensemble zivilisatorischer Werte, deren Wurzeln 
zweifellos auf die Antike und das Christentum zurückgehen 
und die sich durch zwei Jahrtausende hindurch zu der Ge- 
stalt entwickelt haben, die wir heute als die Grundlagen der 
modernen Demokratie, des Rechtsstaates und der Bürger- 
gesellschaft ansehen.« 

Mittlerweile hat zusätzlich ein Wandel im Umgang mit 
den negativen Aspekten der Geschichte stattgefunden. Diese 
werden nicht mehr verschwiegen, sondern ihre Verarbeitung 
als Chance begriffen. Außenminister Fischer erklärt dazu 
dem Spiegek »Die europäische Integration ist die Antwort auf 
Jahrhunderte europäischer Kriege und Metzeleien [...] Es hat 
nichts mit Schwärmerei zu tun, wenn man den Anspruch 
verfolgt, Konflikte möglichst friedlich zu lösen.« Und weiter 
heißt es, die Amerikaner »hatten kein Verdun auf ihrem 
Kontinent. In den USA gibt es nichts mit Auschwitz oder 
Stalingrad oder den anderen schrecklich symbolischen Orten 
unserer Geschichte vergleichbares.« 

So wird der Holocaust vermehrt in einen europäischen 
Kontext gerückt. Mit der Nivellierung entscheidender Tatsa- 
chen und Unterschiede treten Gemeinsamkeiten hervor. In 
diesem Zusammenhang wird das ertragene Leid auf alle Per- 
sonen übertragen und die Vertreibung aus der Historie geris- 
sen. In der Quintessenz stellt allein die Erfahrung des Krieges 
das gemeinschaftliche Element innerhalb der europäischen 
Geschichte dar. Erstmalig ist in diesem Jahr der deutsche 
Bundeskanzler zum festlichen Gedenken an die Landung der 
Alliierten in der Normandie eingeladen. Dieser Schulter- 
schluss verdeutlicht den neuen und instrumentellen Um- 
gang mit dem Verbrechen, der vor allem das Bewusstsein für 
ein kollektiv erfahrenes »Schicksal« in Europa stärken soll. 
Gleichermaßen dient diese Art der Rezeption zur Be- 
gründung für eine angeblich moralische Weltmachtpolitik. 


Macht in Zivil 


Das allgemein geäußerte Verständnis der Außenpolitik 
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® Hauptsächlich wird der 
Begriff in Verbindung mit 
der bundesdeutschen 
Außenpolitik bis 1990 
gebracht, als Deutsch- 
land rechtlich jegliche 
militärische Hand- 
lungsoption entzogen 
war. Auch die EU 
symbolisierte bis zum 
Aufstellen der schnellen 
Eingreiftruppe eine 
Zivilmacht. 
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drückt sich in dem Konzept der Zivilmacht aus. Diese Be- 
zeichnung gilt zum einen für die Beschreibung des außenpo- 
litischen Charakters, zum anderen erfasst es das normative 
Ideal, das es zu erstreben gilt. Doch unterlag der Begriff ei- 
nem Wandel. Während der Ausdruck zu Beginn rein zivile 
Methoden der Konfliktbewältigung umfasste, impliziert er 
heute auch militärische Aktionen.‘ In der Erklärung der EU- 
Staats- und Regierungschefs im Jahr 2001 zur Zukunft Euro- 
pas ist zu lesen: »Muss Europa nicht nun — da es endlich 
geeint ist — eine führende Rolle in einer neuen Weltordnung 
übernehmen, die Rolle einer Macht, die in der Lage ist, so- 
wohl eine stabilisierende Rolle weltweit zu spielen als auch 
ein Beispiel zu sein für zahlreiche Länder und Völker?« Man 
verkauft sich als moralischer Akteur, der die »Augen nicht vor 
dem schreienden Unrecht in der Welt verschließt«, »kurz 
gesagt einer Macht, die die Verhältnisse in der Welt so ändern 
will, dass sie nicht nur für die reichen, sondern auch für die 
ärmsten Ländern von Vorteil sind.« Bundeskanzler Schröder 
formuliert überzeugt, »dass wir es als unsere deutsche und 
europäische Verpflichtung begreifen, aus der europäischen 
Erfahrung und Einigung langfristige Perspektiven für eine 
Welt der Sicherheit und Zusammenarbeit zu entwickeln«. 
Mit Hilfe des Multilateralismus und durch die Stärkung 
von internationalen Institutionen versucht Europa den Ein- 
fluss zu sichern, mit dem es die militärische Rückständigkeit 
halbwegs ausbalancieren kann. Damit einher geht die Bemü- 
hung, den USA einen Sicherheitsbegriff entgegenzustellen, 
der politische, soziale und interkulturelle Vorgehensweise zur 
Milderung und Lösung von Konflikten einschließt und nicht 
per se militärisch geprägt ist. Neben den vertraglichen Mög- 
lichkeiten, die die Regierungen ausschöpfen, propagiert die 
EU eine »zivilisatorische Mission«, also die Verbreitung west- 
licher Werte inner- und außerhalb Europas. Dieses Vorha- 
ben, das gerade in Osteuropa durchgeführt wird, untermau- 
ert das Konzept ziviler Konfliktlösung und Vorbeugung. 
Auch die neueste Nahost-Friedensinitiative, die von Fischer 
auf der 40. Konferenz für Sicherheitspolitik Ende Januar in 
München vorgestellt wurde, funktioniert nach ähnlichen 
Mustern. Sein Vorschlag besteht in der Ausweitung der Frei- 
handelszone der EU auf den gesamten Mittelmeerraum. Mit 
dem erhofften Wohlstand soll die Voraussetzung für die Be- 
friedung der Situation zwischen Israel und den Palästinensern 
geschaffen werden. Der deutsche Außenminister fordert ne- 
ben wirtschaftlichen auch geistigen Export: »Starke Zivilge- 
sellschaften sind unverzichtbar für Demokratie und Rechts- 
staat und zugleich essentiell für jeden Erneuerungsprozess.« 
Wenn man die Realität unter die Lupe nimmt, wird 
schnell klar, dass Kriege unter dem Vorzeichen der Men- 
schenrechte wohl auf Grund anderer Interessen geführt 
werden. So stößt eine verlautbarte Friedenspolitik spätes- 
tens dann, wenn der Kampf um Einflusszonen ausbricht, an 
ihre Grenzen. Militärische Interventionen oder indirekte 
Eingriffe sollen z.B. neue Absatzmärkte schaffen oder wie es 
auch in den verteidigungspolitischen Richtlinien steht, den 
Zugang zu Rohstoffen ermöglichen. Zunehmend tritt das 
Ziel der Stabilisierung von Regionen aufgrund der Vermeh- 
rung der Konfliktgebiete in den Vordergrund, da ansonsten 
die potentielle Gefahr von nicht mehr steuerbaren und so- 
mit auch für die westliche Welt bedrohlichen Kriegen ent- 
steht. Das erläuterte »Sendungsbewusstsein«, zivilisatori- 
sche Werte zu verbreiten, stellt sich ebenso gefährlich dar. 
Denn im Zuge der Bedrohung durch den Terrorismus wird 
es innerhalb der EU zur Aufrüstung kommen. Es ist nur ei- 


ne Frage der Zeit, bis es die Union als notwendig erachtet, 
militärisch einzugreifen. 

Der Zerfall der Sowjetunion führte zu einem endgülti- 
gen Ende der Blockkonfrontation, aus dem die USA als die 
alleinige Großmacht hervorgingen. Nachdem Europa seine 
Vormachtstellung am Anfang des Jahrhunderts verloren 
hatte und anschließend im Ost-West Konflikt untergegan- 
gen war, besteht nun die Möglichkeit, sich über das neue 
Projekt Europa wieder auf internationaler Bühne zu profil- 
ieren. Sofort werden die Stimmen, die nach neuer Weltgel- 
tung schreien, laut. Gerade westeuropäische Intellektuelle 
fordern den Aufbau einer einigenden europäischen Identität 
und gewinnen damit zahlreiche Anhänger. Während diese 
im Zusammenhang mit dem Nationalbewusstsein zurück- 
haltend sind, können sie sich diesmal mit ihren positiven Be- 
zügen auf Europa kaum übertreffen. Die Forderung nach 
mehr Verantwortung für Europa im internationalem System 
und der Wunsch, dass die Union eine größere Rolle in der 
Welt spielt, wird nicht als gefährliches Weltmachtstreben de- 
chiffriert, sondern mit emanzipatorischen Insignien versetzt. 

Mit ihrem Appell wollen sie die subjektive Ebene des als 
bürokratisch und abstrakt erscheinenden Konstrukts der 
Europäischen Union füllen und schaffen damit die Basis ei- 
ner neuen territorialen und moralischen Großmacht. Infol- 
ge der Konstruktion einer gemeinsamen Geschichte ver- 
dichten sich Mythen und Erzählungen zu einem histori- 
schen Bild, das geradezu eine politische Intention verfolgt. 
Die Identität schafft damit die Legitimationsgrundlage für 
ein Ausweiten des Machtbereiches der Union, die nun nicht 
mehr allein wirtschaftliche Zusammenarbeit, sondern auch 
gemeinsame Außenpolitik betreiben möchte. Das morali- 
sche und normative Aufladen der Außenpolitik, welches aus 
den »Hochs« und »Tiefs« der eigenen Geschichte abgeleitet 
wird, transformiert die Willenseinheit samt dem Projekt 
Europäische Union in eine Art Schicksalsgemeinschaft, 
indem immer wieder die politische Verantwortung von 
Europa postuliert wird. Als amerikanischer »Kronzeuge« 
europäischer Verantwortung agiert dabei der Sozialwissen- 
schaftler Richard Rorty: »Europa könnte nichts weniger als 
die Welt retten, es könne leisten, was der amerikanischen 
Politik verwehrt ist«. Unabhängig von den gefährlichen Fol- 
gen solch einer Außenpolitik, wird selbst die proklamierte 
Wertegemeinschaft zur Farce, wenn man die Abschottung 
Europas nach außen betrachtet. Weder an einem gleichbe- 
rechtigtem Auftreten der Länder auf dem Weltmarkt ist 
man interessiert, noch impliziert die Verlautbarung von 
Menschenrechte und Gleichheit, dass Europa eine »Zu- 
fluchtsmöglichkeiten für Menschen« darstellt. 

Trotz allem bezieht sich ein Großteil der Linken positiv 
auf Europa und verdrängt oder übersieht, dass die Union 
ein Hertschaftsgebilde ist. In diesem wird über Steuerung 
und gesellschaftliche Zwänge - falls erforderlich auch unter 
Gewaltanwendung - das kapitalistische System aufrecht 
erhalten. Dazu gehört das Führen von Kriegen, wenn si- 
cherheitspolitische oder wirtschaftliche Maßgaben, die für 
das problemlose Funktionieren des Staates als notwendig 
erachtet werden, in Frage gestellt sind. Nach der Analyse 
dieser Zustände lässt sich ein linker Bezug zum Projekt 
Europa nicht hinreichend begründen und wird untragbar. 


BARBARA HAUCK 
Die Autorin ist Mitglied des dgr Leipzig. 


Unkritische Theorie 


ZUR FALSCHEN ÜBERWINDUNG DES »TRADITIONELLEN MARXISMUS« 


Is Wertkritik wurden in den letzten zehn Jahren ver- 

schiedene Versuche populär, den revolutionären 

Gehalt der Kritik der politischen Ökonomie gegen 
den sogenannten Traditions- oder Arbeiterbewegungsmar- 
xismus zurückzugewinnen. Dass weder Sozialdemokratie 
noch Marxismus-Leninismus die Abschaffung der Lohnar- 
beit, der Warenform oder des Staates befördert haben, ist 
bekannt. Neu ist an den Schriften der Krisis-Gruppe oder 
der Initiative Sozialistisches Forum (ISF), aber auch Moishe 
Postones, vor allem eins: Das Klassenverhältnis wird zur 
Randnotiz. Die einen — Krisis und Postone - halten es nun 
mit den Neuen Sozialen Bewegungen oder dem Kollaps des 
warenproduzierenden Systems, die anderen — die ISF — 
sehen den Kommunismus eher in Israel aufgehoben. ' 

Die ISF um Joachim Bruhn nimmt allerdings eine 
Sonderrolle beim großen Abschied vom Proletariat ein, der 
eine nähere Betrachtung verdient. Während Postone und 
Krisis den Klassenkampf per definitionem als bloßen Ge- 
gensatz innerhalb des Kapitalverhältnisses fassen, der nie 
auch nur ein Fenster zur Emanzipation aufgestoßen habe, 
betrauert Bruhn die »Epoche zwischen 1870 und 1936«, 
mit der die »revolutionären Bewegungen des europäischen 
Proletariats [...] für immer« untergegangen seien. So be- 
fasst sich die ISF mit den linken Strömungen der Arbeiter- 
bewegung, vor allem dem Rätekommunismus.’ Mit dem 
»historischen Ausfall des proletarischen Subjekts/Objekts«, 
das »selbst nur flüchtiges Moment im Übergang des Kapi- 
tals von der formellen zur reellen Subsumtion«' gewesen 
sei, ist all dies jedoch erklärtermaßen nur mehr von histori- 
schem Interesse. 


Reelle Subsumtion von was? 


Ausgangspunkt der ISF ist der Befund, die Kritik der poli- 
tischen Ökonomie kranke am »Schwanken zwischen einer 
durchaus idealistischen, d.h. schöpfungsmythischen Philo- 
sophie der Arbeit einerseits, der materialistischen Wert- 
formanalyse andererseits. Zum einen habe der Ge- 
schichtsphilosoph Marx der Entwicklung des Kapitals die 
List der Vernunft untergejubelt, an der Emanzipation der 
Gattung durch die Entfaltung der Produktivkräfte zu ar- 
beiten; zum anderen der Kritiker Marx nüchtern erkannt, 
daß der Weltgeist, der sich hinterrücks durch die Handlun- 
gen der Individuen verwirklicht, gar nicht die Arbeit, son- 
dern das Unwesen Kapital ist. Darin, dass der Geschichts- 
philosoph Marx daneben lag, begründet sich die »Krise der 
Revolutionstheorie«‘ — so der Titel der Doktorarbeit Stefan 
Breuers, von dem Bruhn diese These übernommen hat, 
und mit ihr alle folgenreichen Fehler’. 

Den Fehler des traditionellen Marxismus, die Arbeit 
zum Subjekt der Geschichte zu erklären, entdeckt die ISF 


bereits bei Marx, mustergültig formuliert im Abschnitt 
über die »geschichtliche Tendenz der kapitalistischen 
Akkumulation« im Kapital »Das Kapitalmonopol wird zur 
Fessel der Produktionsweise, die mit ihm und unter ihm 
aufgeblüht ist. Die Zentralisation der Produktionsmittel 
und die Vergesellschaftung der Arbeit erreichen einen 
Punkt, wo sie unverträglich werden mit ihrer kapitalisti- 
schen Hülle.« Diese werde daher mit der »Notwendigkeit 
eines Naturprozesses« gesprengt". 

Mit diesem Ausblick verdrängte Marx laut Bruhn seine 
eigenen Erkenntnisse, da die Wertformanalyse in Wahrheit 
zeige, »warum das Kapital sich totalisiert und dann tat- 
sächlich totalitär wird und warum die proletarische Revo- 
lution daher nicht stattfinden wird.« Bruhn alias Breuer 
lässt nicht einfach die Revolutionstheorie beiseite — weil es 
müßig ist, umwälzende Praxis theoretisch ableiten zu 
wollen, und weil es fatal ist, im Fortschritt der kapitalisti- 
schen Produktionsweise deren Negation als Automatismus 
verbürgt zu sehen. Statt dessen begibt sich Bruhn alias 
Breuer auf die Suche nach dem Zeitpunkt, an dem die 
Arbeitals Gegenspieler der Kapitallogik den Geist aufgege- 
ben hat: mit ihrer reellen Subsumtion nämlich. 

Diese Bestimmung bedeutet bei Marx nichts weiter als 
die Ausbildung eines spezifisch kapitalistischen Arbeits- 
prozesses im Unterschied zur nur formellen Subsumtion, 
die historisch vorgefundene Arbeitsprozesse unter das bloß 
äußerliche Kommando des Kapitals bringt, ohne diese 
selbst zu verändern. Bereits in der Manufaktur vollzieht 
sich die reelle Subsumtion der Arbeit unter das Kapital, 
insofern dieses nun die Arbeitsteilung innerhalb der Werk- 
statt revolutioniert und die Produzenten zu stumpfsinni- 
gen Teilarbeiten verurteilt, die Fabrik schließlich vollendet 
diese historische Tendenz mit dem Einsatz von Maschine- 
rie, welche die Arbeiter/innen anwendet, anstatt umge- 
kehrt ihnen die Arbeit zu erleichtern und zu verkürzen." 
Wenn mit diesem Übergang die proletarische Revolution 
erledigt sein soll, so wäre sie dies je nach Region und Pro- 
duktionszweig bereits seit mehreren hundert Jahren. Schon 
die Rätebewegung nach dem ersten Weltkrieg bestand aus 
Leuten, die in der großen Industrie tätig waren, und an der 
revolutionären Bewegung in Spanien 1936, deren Nieder- 
lage laut Bruhn das definitive Ende des Klassenanta- 
gonismus besiegelt, können in dieser Interpretation eigent- 
lich nur die Bauern von Interesse sein, die mit dem moder- 
nen Produktionsprozess noch keine Bekanntschaft ge- 
macht hatten und sich mit Pfaffen und Großgrundbesit- 
zern herumschlagen mußten. 

Entscheidend ist jedoch weniger dieses historisch 
mehr als schiefe Verständnis reeller Subsumtion, sondern 
der dahinterstehende Kulturpessimismus. Was als belieb- 
ter Vorwurf an die kritische Theorie Adornos und Hork- 
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' Vgl. ISF 2002. Zu 
Postone, kritikfrei aber 
informativ: Thomas 
Hauke in Phase 2.06. 
Den hastigen Abschied 
der Krisis-Gruppe vom 
Proletariat und etliche 
weitere Fehler kritisieren 
treffend Gerhard 
Hanloser, Vom »Kommu- 
nismus der Sachen: zur 
»Anti-Moderne«, 
www,trend.partisan.net, 
und vor allem der Zirkel 
Scarlet L, Revolutio- 
näres Subjekt N.N., 
www.scarletl.com. 


® Bruhn 2003a, 197. 


® Der Rätekommunis- 
mus entwickelte sich in 
den zwanziger Jahren 
nicht nur gegen die So- 
zialdemokratie, sondern 
auch gegen die Bol- 
schewiki und ihren ver- 
längerten Arm in Gestalt 
der westlichen KPs. Der 
vermeintliche Sozialis- 
mus in Russland wurde 
früh als staatskapitalis- 
tische Diktatur über die 
ArbeiterInnen angegrif- 
fen, Parlamentarismus 
und Gewerkschaften als 
Integration der Arbeiter- 
klasse abgelehnt. Die 
ISF hat in ihrem Ca Ira- 
Verlag wichtige Schrif- 
ten dieser Strömung 
wieder verfügbar ge- 
macht, u.a. von der 
Gruppe Internationaler 
Kommunisten (GIK), 
Paul Mattick, Anton 
Pannekoek, Cajo 
Brendel und Willy Huhn. 
S. www.ca-ira.net. 


* SF 2000, 27. 

° Bruhn 2000, 61. 

° Bruhn 2003a, 201. 

” Vgl. Breuer 1977. 

® MEW 23, 791. 

° Bruhn 2000, 64. 

"Vgl. zu formeller und 
reeller Subsumtion 
MEW 23, 533, vor allem 
aber Marx 1969. 

" Breuer 1977, 64. 

” Bruhn 2003a, 203. 

" Bruhn 2003a, 204. 
Bruhn 2003a, 202. 

" Bruhn 2003a, 202. Zu 
allem Überfluß wird dies 
Marx in die Schuhe ge- 
schoben. »Der Arbeits- 
prozeß ist ein Prozess 
zwischen Dingen, zitiert 
Bruhn Marx, der ironisch 
fortfährt: »die der Kapi- 


talist gekauft hat, zwi- 
schen ihm gehörigen 
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2° Dingen. Das Produkt 
dieses Prozesses gehört 
ihm daher ganz eben- 
sosehr als das Produkt 
des Gärungsprozesses 
in seinem Weinkeller.« 
Deutlich heißt es im Satz 
davor: »Von seinem 
Standpunkt ist der Ar- 
beitsprozeß nur die Kon- 
sumtion der von ihm 
gekauften Ware Arbeits- 
kraft ...« (meine Hvhbg.) 
Womit Bruhn unfreiwillig 
einräumt, die Sichtweise 
des Kapitalisten als letz- 
ten Schrei materialis- 
tischer Kritik zu deklarie- 
ren: Vgl. MEW 23, 200. 


" Einen guten Überblick 
über den Operaismus, 
eine revolutionäre Ten- 

denz zunächst am Ran- 
de und schließlich ge- 

gen die offizielle italieni- 
sche Arbeiterbewegung, 
bietet der Text Renais- 
sance des Operaismus? 
unter www.wildcat- 
www.de/wildcat/64/ 
w64opera.htm. Die 
ausführliche Studie von 

Steve Wright, Storming 
Heaven, London 2002, 

soll in diesem Jahr im 
Verlag Assoziation Ain 
deutscher Übersetzung 
erscheinen. 


” Panzieri 1972, 17. 


"Vgl. Nadja Rakowitz 
und Jürgen Behre, Auto- 
matisches Subjekt? Zur 
Bedeutung des Kapital- 
begriffs bei Marx, 
www.marx- 
gesellschaft.org, 
Thomas Gehrig, Der 
Freiburger Materia- 
lismus,www.links- 
netz.de, und Wildcat, 
Verblendungen der 
Markwirtschaft? Kritik 
der neuen deutschen 
Wertkritik, 
www.nadir.org/nadir/ini- 
tiativ/ci/nf/81/28.html. 
Wildcat und Gehrig rich- 
ten den Vorwurf der Zir- 
kulationsfixiertheit mys- 
teriöserweise auch an 
die kritische Theorie, 
während sich in Wirk- 
lichkeit kaum ein Auf- 
satz von Adorno und 
Horkheimer finden läßt, 
der nicht den Zusam- 
menhang von Äquiva- 
lententausch und kapi- 
talistischer Ausbeutung 
darlegt. Durchdachter 
als dieser Text von 
Wildcat, in dem die kriti- 
sche Theorie ahnungs- 
los für ihre angebliche 
»Abstraktion von dem 
Ort der Ausbeutung« 
und »kulturpessimisti- 
sches Jammern« gerüf- 
felt wird, ist ihre kürzlich 
erschienene Abhand- 
lung über Adorno 
(Wildcat 67). 
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heimers ins Leere geht, findet in ihren vermeintlichen 
Nachfolgern Bruhn und Breuer die richtigen Adressaten. 
Das Bild, das hier heraufbeschworen wird, ist das einer 
Welt, deren fortschreitende Kapitalisierung die Umwäl- 
zung der Verhältnisse in immer weitere Ferne rückt, sie an 
einen magischen Moment der Durchsetzung des Kapi- 
talverhältnisses verbannt, der dummerweise verpasst wur- 
de. Es handelt sich hier um einen romantischen Anti- 
kapitalismus, der sich an der Kunstfertigkeit proletari- 


reich und Italien, assistierte sie bei der Verwaltung der 
bestehenden Gesellschaft. Als ideologische Legitimation 
diente ihr die oben zitierte Marxsche Überzeugung, mit 
einer im Produktionsprozeß verankerten geschichtlichen 
Tendenz zum Sozialismus im Bunde zu sein. Die Marx- 
sche Expropriation des Kapitals wurde als Verstaatli- 
chung mißverstanden, seine Perspektive der Revolution 
gegen die Beteiligung am Wahlgeschäft eingetauscht, die 
Fabrik als Terrain des Klassenkampfes aufgegeben, da 


»MIT DIESER THEORETISCHEN WENDUNG GEGEN DIE INTEGRIERTE 
ARBEITERBEWEGUNG KORRESPONDIERTE UM 1968 BIS IN DIE SPÄTEN 
SIEBZIGER JAHRE EINE PRAKTISCHE ...« 


sierter Handwerker im Frühkapitalismus orientiert, einer 
»von agrarisch-mutualistischen Lebensformen geprägten 
autochthonen Bevölkerung«'', die also mit einem Bein 
innerhalb und mit einem Bein außerhalb des Kapitalver- 
hältnisses stand und somit die widersprüchliche Koexis- 
tenz von »zwei Ökonomien«' verkörperte: Einerseits die 
Logik des Werts, andererseits die Eigenlogik der Arbeit. 
Mit deren Abdanken im Zuge der reellen Subsumtion 
vollendet der Wert seinen historischen Triumphzug und 
bringt eine ganz nach seiner Maßgabe geformte, von kei- 
nem inneren Widerspruch zerrissene Gesellschaft hervor. 
Das Verhältnis von Kapitalisten und Lohnarbeitern sei 
heute zwar verallgemeinert, aber »kein Antagonismus 
mehr, sondern nur leerer Gegensatz ohne jedwede revolu- 
tionäre Implikation.«' 

Unter der Hand werden in dieser Perspektive Arbei- 
terInnen und Arbeit in eins gesetzt. Mit der reellen Sub- 
sumtion werde die Arbeitskraft »ganz in das Kapital hin- 
eingezogen«, und zwar so sehr, dass sie kurzerhand von 
der Bühne abtritt, denn nun »treffen in der Produktion 
nicht mehr Kapital und Arbeitskraft aufeinander, [...] 
sondern das Kapital interagiert gleichsam mit sich selbst 
und bezieht sich, wenn auch in anderer Gestalt, durch 
sich selbst auf sich selbst.» (Bruhn 2003a, 202) Steht 
neuerdings der Wert persönlich am Fließband? Wo sind 
die Träger der Arbeitskraft geblieben? In der Kritik der po- 
litischen Ökonomie kommt der Ware Arbeitskraft nicht 
nur deshalb zentrale Bedeutung zu, weil nur sie Mehrwert 
produzieren kann, sondern auch, weil sie eben kein Ding 
ist, sondern in Gestalt der ArbeiterInnen mit ihrer ganzen 
Subjektivität vorliegt. Was die ProletarierInnen als Ware 
verkaufen, ist nicht weniger als ein Teil ihrer Lebenszeit. 
Die damit gesetzte Spannung wird theoretisch ausge- 
löscht, wenn Bruhn den Arbeitsprozeß als »Prozeß zwi- 
schen Dingen«' bestimmen will. 


Kritik des Arbeiterbewegungsmarxismus um 1968 


So endet diese vermeintliche Überwindung des tradi- 
tionellen Marxismus im theoretischen Delirium. Gera- 
dezu zwangsläufig übergeht sie die theoretische wie prak- 
tische Kritik der offiziellen Arbeiterbewegung, die in den 
sechziger und siebziger Jahren geleistet wurde. Wo diese 
anders als im postfaschistischen Deutschland überhaupt 
noch bestand, etwa in Gestalt der starken KPs in Frank- 


man die Vergesellschaftung der Arbeit durch das Kapital 
als sozialismusträchtige Entwicklung verstand; kein Wort 
von der Despotie der Fabrik. Gegen dieses ideologische 
Gebräu notierte der italienische Operaist'° Raniero Pa- 
nzieri 1964: »Es gibt keinen vobjektiven«, verborgenen 
Faktor, der dem technischen Fortschritt oder der Planung 
in der spätkapitalistischen Gesellschaft immanent ist und 
die »automatische« Transformation oder den »not- 
wendigen Umsturz der bestehenden Verhältnisse 
gewährleistet. Die allmählich erreichten neuen »technis- 
chen Grundlagen« der Produktion stellen für den Ka- 
pitalismus neue Möglichkeiten der Konsolidierung dar. 
Das heißt natürlich nicht, daß sie nicht gleichzeitig auch 
neue Möglichkeiten der Systemüberwindung eröffnen. 
Aber diese Möglichkeiten fallen mit dem systemspren- 
genden Charakter zusammen, den die »Insubordination 
der Arbeiter« gegenüber dem immer unabhängigeren 
objektiven Skelett« des kapitalistischen Mechanismus 
tendenziell annimmt.«'” 

Der Graben, der diese Kritik des »Arbeiterbewegungs- 
marxismus« von jener der ISF trennt, besteht in zwei 
Erkenntnissen. Erstens wird die Materialisierung des Kapi- 
tals in der Produktionssphäre nicht mit einem Verschwin- 
den des Klassenantagonismus verwechselt; dieser besteht 
vielmehr gerade in der totalen Unterwerfung der lebendi- 
gen Arbeit unter die technologische Gestalt annehmenden 
Imperative der Verwertung. Zweitens ist es dieses 
Festhalten des Klassencharakters der Produktion, der vor 
rückwärtsgewandter Technikfeindlichkeit bewahrt, indem 
er eine Transformation des Produktionsapparates nach 
dessen Übernahme auf die Tagesordnung setzt. 

Mit dieser theoretischen Wendung gegen die integri- 
erte Arbeiterbewegung korrespondierte um 1968 bis in 
die späten siebziger Jahre eine praktische; anders als 
hierzulande verbanden sich Gesellschaftskritik und stu- 
dentische Bewegungen mit der Auflehnung der Arbeits- 
kräfte: Frankreich erlebte den ersten wilden Generalstreik 
der Geschichte, in Italien wurden die Fabriken von wilden 
Streiks erschüttert, selbst in den USA war es um den 
sozialen Frieden geschehen. Davon, dass eine spezifische 
Gestalt der Produktion gleichbedeutend sei mit dem 
Exitus des Proletariats als Kraft der Negation, kann über- 
haupt keine Rede sein. Vielmehr ließe sich die Revolte 
1968 ff. als Reaktion auf die unerträgliche Kluft zwischen 
Bestehendem und Möglichem verstehen, die sich mit der 
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reellen Subsumtion nicht nur der Arbeit, sondern virtuell 
der gesamten Gesellschaft auftut. 


Die Erledigung der kritischen Theorie 


Verschiedene Beiträge gegen die heutige Wertkritik haben 
deren Verschwindenlassen des Klassenverhältnisses darauf 
zurückgeführt, dass die Ebene der einfachen Zirkulation 
nicht überschritten werde.'* Doch nicht weil die Produk- 
tionssphäre ausgespart, sondern weil sie wie gezeigt grund- 
falsch gefasst wird, gerinnt der ISF das Kapitalverhältnis 
zum »automatischen Subjekt« ohne jeglichen Antagonis- 
mus — was die deutschen Zustände trifft, nicht aber den 
Spätkapitalismus insgesamt und schon gar nicht aus der 
Wertformanalyse folgt. 

Ebenso irrig ist es, den Kult der ISF um Adorno für 
bare Münze zu nehmen. Denn in Wahrheit wirft die ISF 
alles über Bord, was die kritische Theorie ausmacht. 
Breuer war sich bewusst, dass seine Kritik der Revolu- 
tionstheorie die kritische Theorie kurzerhand als »Sozial- 
romantik«'’ miterledigt. Die Suche Adornos nach den 
»unter den Produktionsverhältnissen vergrabenen Bezie- 
hungen zwischen Menschen«” sei eine vergebliche Veran- 
staltung, weil das System nun einmal ein »prinzipiell un- 
menschliches Gefüge« sei. Ausdrücklich gegen die kriti- 
sche Theorie richtet er seine postmoderne Apologetik, es 
seien »Vernunft, Emanzipation, Kritik, der Traum des 
Subjekts und die Idee des mündigen Menschen allesamt 
Bestandteile einer Semantik, die höchstens noch von his- 
torischem Interesse ist.«' Die ISF folgt ihm mit der be- 
merkenswerten Behauptung, »daß Marx nicht nur die 
Illusion zerstört hat, die Menschen machten ihre Ge- 
sellschaft selbst, bloß hinter ihrem Rücken, sondern auch 
die nicht weniger hybride, sie dächten ihre Gedanken 
selbst, aber unter der Regie der falschen Lehrer.« Das Ka- 
pital denkt, das Kapital lenkt. 

Sicherlich lieferte Adorno der Verfallsgeschichte darin 
eine Steilvorlage, das »exterritorial« zur bürgerlichen Ge- 
sellschaft des 19. Jahrhunderts stehende Proletariat sei- 
nem integrierten Nachfolger im 20. Jahrhundert gegen- 
überzustellen, anstatt dessen potentielle Sprengkraft ge- 
rade darin zu erkennen, dass es gänzlich innerhalb des 
Kapitals sich befindet. Mit der Mischung aus Melancholie 
und postmodernem Zynismus hatte er allerdings nichts zu 
schaffen und bestand selbst im postfaschistischen 
Deutschland auf der Bedeutung des Klassenverhältnisses. 
Ob und in welchen Formen sich dieses Verhältnis in 
Krisensituationen erneut als Konflikt zeigen werde, blieb 
ihm zufolge abzuwarten.” Die spätkapitalistischen Inte- 
grationsmechanismen — der autoritäre Staat, der Anti- 
semitismus, die allgegenwärtige Kulturindustrie — haben 
gerade darin ihre Bedeutung, die auf der Hand liegende 
Möglichkeit des Kommunismus zu sabotieren. Gegen das 
kulturpessimistische Geraune über den Fortschrittsglau- 
ben hielt Adorno an der Dialektik des Fortschritts fest; 
dass »vermöge der Technik die Immergleichheit des 
Tauschprinzips zur Herrschaft von Wiederholung im Pro- 
duktionsbereich sich steigert«“ war ihm gerade nicht An- 
lass für »eine Art Maschinenstürmerei auf erweiterter 
Stufenleiter«?. 

Weil selbst die äußersten Stufen der Verdinglichung als 
Verselbständigung eines gesellschaftlichen Verhältnisses 
zwischen Menschen bestimmt wurden, fasste Adorno die 


Gegenwart als »Zeitalter utopischer wie absolut zerstören- 
der Möglichkeiten«*. 

»Auf der einen Seite grausen die »Probleme«, auf der 
anderen blühen die »Möglichkeiten«“ mokiert sich dage- 
gen die ISF. So ist mit allerhand Pathos von der Revolution 
die Rede, deren Möglichkeit aber überhaupt nicht mehr 
angegeben werden kann. Wenn das Kapitalverhältnis »kei- 
nesfalls von den Menschen selbst konstituiert wird« 
(Bruhn 2000), kann es von ihnen auch nicht abgeschafft 
werden. Die falsche Kritik des traditionellen Marxismus 
führt schnurstracks zurück in den Objektivismus: »Dieses 
Kapital hat, weil es sich nur sich selbst verdankt, auch nur 
eine einzige Grenze: sich selbst«*. Dann schlägt der Objek- 
tivismus um in den nackten Dezisionismus: in die »ver- 
mittlungslose Feindschaft«”, in die »die kategorische Kri- 
tik des Kapitalverhältnisses »von außen«“”. Zwei Symp- 
tome der gleichen Unfähigkeit, das Kapital als Verhältnis 
zu begreifen, wie Adorno bemerkte: »Existentialistischer 
Dezisionismus ist bloß die Reflexbewegung auf die lücken- 
lose Totalität des Weltgeists. Gleichwohl ist diese aber auch 
Schein. Die verhärteten Institutionen, die Produktions- 
verhältnisse, sind kein Sein schlechthin, sondern noch als 
allmächtige ein von Menschen Gemachtes, Widerruf- 
liches. In ihrem Verhältnis zu den Subjekten, von denen sie 
stammen, und die sie umklammern, bleiben sie durch und 
durch antagonistisch. Nicht bloß verlangt das Ganze, um 
nicht unterzugehen, seine Änderung, sondern es ist ihm 
auch, kraft seines antagonistischen Wesens, unmöglich, 
jene volle Identität mit den Menschen zu erzwingen, die in 
den negativen Utopien goutiert wird.«' 
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?' Breuer 1995, 113-114. 
Breuers Verwandtschaft 
mit der postmodernen 
Gegenaufklärung er- 
kennt auch Krug (1999); 
im Gegensatz zur ISF 
wendet er sich gegen 
dessen Spaltung des 
Marxschen Werkes in 
Arbeitsmetaphysik und 
Wertkritik. Auf anderen 
Wegen, und ohne die 
Geschichte der Klassen- 
kämpfe im 20. Jahrhun- 
dert mit einer Silbe zu 
erwähnen, gelangt Krug 
jedoch zum gleichen 
grauen Einerlei und 
raunt zustimmend: 
»Indem das Kapital als 
Großmaschinerie sich 
selbst zur handgreifli- 
chen Naturtatsache 
transformiert, verliert es 
seine befreiende Kraft, 
die gerade in der Auflö- 
sung scheinbarer Natur- 
tatsachen bestanden 
hatte. (...) Das Kapital 
setzt keinen Gebrauchs- 
wert mehr, es setzt sich 
an seine Stelle.« Nach 
dem 11. September wie- 
derum erblickte die 
Bahamas plötzlich im 
letzten Schund spätka- 
pitalistischer Warenpro- 
duktion einen Hauch 
von Kommunismus. 
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' Robert Kurz, Die 
antideutsche Ideologie, 
Münster 2003. 


? »Es sind nur unter- 
schiedliche Grade und 
Vollzugsweisen, es ist 
nur der Unterschied von 
indirekter und direkter 
Erscheinung des Selbst- 
zwecks, worin sich die 
Vernichtungslogik des 
Kapitals zeigt und sich 
dabei immer der ins- 
trumentellen Zweckra- 
tionalität bedient. Denn 
auch der Selbstzweck 
ist ein Zweck, und auch 
die Verbrennungsöfen 
von Auschwitz wurden 
zweckrational betrieben. 
Qua universeller Kon- 
kurrenz vollzieht sich 
tagtäglich ein ebenso 
universeller Zerstö- 
rungs- und Weltvernei- 
nungsprozess.« 


® Vgl. Gerhard Scheit, 
Die Meister der Krise, 
Freiburg 2001. Auch 
wenn wir es nicht für 
nötig erachten, die ISF 
Freiburg gegen Robert 
Kurz zu verteidigen, weil 
sie das wohl am besten 
selbst könnten, wäre da- 
rauf zu verweisen, dass 
dieser Satz seinen 
Ursprung einer mehrsei- 
tigen, weil buchförmigen 
Kritik der Wertform des 
Individuums, also des 
Subjekts habe. Kurz 
zitiert sogar aus eben 
diesem »Was deutsch 
ist«, aber das ist ihm 
nicht Grund genug, die 
haltlose These von der 
besinnungslosen 
Apologie des Subjekts 
von Seiten der 
Antideutschen einer 
Überprüfung auf ihren 
Wahrheitsgehalt zu 
unterziehen. 


40 - PHASE2 


»Im Land der Freiheit sind alle gleich- 
so gleich wie damals im Dritten Reich« 


(»Yankees Raus«, Slime) 


DIE UNENDLICHEN GESCHICHTEN DES ROBERT KURZ 


ie hiesige Linke habe ein Problem, weil sie anti- 

deutsch kontaminiert sei und ihre einstigen pub- 

lizistischen Flaggschiffe von sogenannten Anti- 
deutschen gekapert worden seien. Daran wie auch an die 
diversen antikapitalistischen Bewegungen glaubt Ro- 
bert Kurz. Deshalb hat er sich an seinem Nürnberger 
Kampfplatz für den Frieden der Aufgabe unterzogen, so 
ziemlich jedes bekannte Ressentiment gegen Antideut- 
sche mit Beweisen zu unterfüttern. Auf dreihundert Sei- 
ten weist Kurz in seinem neuesten Buch »Die antideut- 
sche Ideologie«' (97) nach, dass das in den letzten Mona- 
ten so häufig geäußerte Versprechen, dies sei aber nun 
wirklich der letzte Text zum Thema und im übrigen wä- 
re man jetzt mit den Antideutschen fertig, eine leere 
Drohung ist. Da sich die wie ein buddhistisches Mantra 
vorgetragene Selbstvergewisserung an der Realität bla- 
miert hat, ist es wohl nur eine Frage der Zeit, bis auch in 
Nürnberg zu härteren Mitteln der Auseinandersetzung 
gegriffen werden wird. Doch einstweilen geht es noch 
weniger ruppig zur Sache als in linken Frankfurter Knei- 
pen oder in Hamburger Szenebezirken. Einstweilen be- 
schränkt man sich darauf, den Schlagenden das Ar- 
gument zu liefern. 


Auschwitz - wir lernen relativieren 


Damit die projektive Notwehr funktioniert, macht Kurz 
die Antideutschen zu Apologeten einer Zivilisation, die 
die Barbarei selbst sein soll. Weil bei dieser Ineinssetzung 
jedoch der Nationalsozialismus, der deutsche Wahn und 
sein Resultat Auschwitz im Wege stehen, muss Kurz das 
deutsche Menschheitsverbrechen zwangsläufig unter das 
allgemeine der »Modernisierungs- und Durchsetzungsge- 
schichte des Werts« subsumieren. Sonst würde die Darstel- 
lung der modernen kapitalen Ordnung als allgemeine und 
allumfassende, einzig und allein existierende Barbarei 
nämlich nicht funktionieren. 

Denn obwohl die Deutschen (bei ihm sind es be- 
zeichnenderweise nur »die Nazis«) laut Kurz beim in- 
dustriell organisierten Massenmord »subjektiv« den 
Wert von der Abstraktion befreien« wollten, haben sie 
doch objektiv nur »die Wertabstraktion als Selbstzweck 
unmittelbar exekutier[t]« (97). Das scheint auch das 


Hauptproblem für Kurz zu sein: Wertvergesellschaftung 
bleibt eben Wertvergesellschaftung. Schließlich sind es 
ja »nur unterschiedliche Grade und Vollzugsweisen« 
(101) des Selbstzwecks des Kapitals, »nur der Unter- 
schied von indirekter und direkter Erscheinung« (101) 
dieser Vernichtungslogik, die die Singularität von 
Auschwitz in der Masse der Modernisierungsverbrechen 
begründen. 

Weil Kurz selbst ganz genau weiss, dass die Gleich- 
setzung mit Indianermord und Hiroshimabombe allein zu 
offen »ns-apologetisch« (103) wäre, rechnet er einfach alle 
Opfer der Akkumulation zusammen, schlägt Auschwitz 
oben drauf, und schon verschwindet die Besonderheit von 
Auschwitz wegen der gemeinsamen Struktur im allgemei- 
nen Verbrechen der Wertverwertung. So wird die begeis- 
tert betriebene Menschenschlachtung dann nach einigen 
Rechenübungen folgerichtig »die binnenkapitalistische 
Differenz zwischen deutscher Geschichte [...] und dem 
Westen« (128), die überhaupt eigentlich völlig egal ist, 
denn »entscheidend [...] ist die gemeinsame basale Konsti- 
tution des fetischistischen Wertverhältnisses« (128). 

Noch nicht einmal der Hauch eines kritischen Ge- 
dankens lässt dieses wertkritische Wahngebäude zu- 
sammenbrechen. Wenn der Meisterdenker gegen den 
Arbeiterbewegungsmarxismus meint, dass »die Juden- 
vernichtung nicht irgendwie als Beitrag zur Akkumu- 
lation bezeichnet werden« (99) kann, so lügt er mit der 
Wahrheit. 

Denn obwohl er offen zugibt, »das wäre monströs« 
(99), tut er doch nichts anderes, als Auschwitz und den 
NS der Modernisierungs- und Durchsetzungsgeschichte 
des Werts als Beitrag zuzuordnen, ergo der Kapitalakku- 
mulation. Es sei denn, er möchte mal eben diese Ge- 
schichte aus der Akkumulation herauslösen und unter- 
schlagen. 

»Qua universeller Konkurrenz vollzieht sich tagtäglich 
ein ebenso universeller Zerstörungs- und Weltvernei- 
nungsprozeß« (101) wie in Auschwitz”, muss er so seiner 
eigenen Logik gemäß enden. Dabei beweist Kurz doch da- 
mit nur, dass sein Denken dieselbe menschenverachtende 
totale Abstraktion vom Inhalt betreibt, die im Wert gesell- 
schaftspraktisch vollzogen wird. Seine Denkform ist die 
Wertform, weil ihm die Form alles, der Inhalt nichts ist. 


Deutsche - wir lernen differenzieren 


Weil Auschwitz also so besonders gar 
nicht war, wie einem die Antideut- 
schen immer weis machen wollen, gibt 
es auch jenes ominöse »deutsche We- 
sen« eigentlich nicht. Weil er die selbst 
praktizierte Abstraktion für bare 
Münze nimmt, müssen die Antideut- 
schen für Kurz nur negative Metaphy- 
siker der deutschen Nation sein. Die 
Volksgemeinschaft war nichts als »ins- 
titutionalisierte Ideologie« (180). Die 
Individuen waren gleichgeschaltet, al- 
so manipuliert. Überhaupt ist die 
»entscheidende Vorraussetzung für 
den periodischen Ausbruch von Mas- 
senmord« (101), »die tagtägliche Selbst- 
auslieferung an die abstrakte Arbeit« 
(101), die »viele kleine partielle Selbst- 
morde« (101) konstituiert. Damit ist 
immer noch nicht erklärt, warum die 
Deutschen die Wertabstraktion eben 
nicht unmittelbar als kollektiven 
Suizid praktiziert haben, nicht sich 
selbst, sondern andere Menschen um- 
brachten. Und während Robert Kurz 
noch den Psychotherapeuten und 
Sozialpädagogen für die bedauerns- 
werten mordenden Selbstauslieferer 
gibt, werden auch wir mit dem nächst- 
besten Zonennazi, der uns über den 
Weg läuft, ganz einfühlsam darüber 
reden, ob sein »ostdeutscher Trotz so 
leicht in national-sozialistisches Fahr- 
wasser« (116) abgedriftet ist, weil man 
ihm mit der »Doppeldeutigkeit« der 
Westbindungsphrase »jeglichen Rest 
»sozialistischer Flausen« austreiben« 
(116) wollte. Wir haben das in den 
neunzigern immer als die Rechtferti- 
gung der Sozialarbeiter für die staat- 
liche »Glatzenpflege« betrachtet, aber 
wo uns die Wertkritik dasselbe erzählt, 
müssen die, die ihrer mordenden 


Klientel noch Rosen auf den Weg 


gemeinsamen Mord an den Juden 
materialisiert, als hätten »die Deutschen 
nicht die Lüge wahr gemacht«. 


Abstraktion 


Nein, was sich durchgesetzt hat, war der 
Wert und dieser hätte mit seinen ei- 
genen Gesetzmäßigkeiten ohnehin da- 
für gesorgt, dass »in Wirklichkeit der 
NS, wenn er den Krieg gewonnen hätte, 
sehr schnell ökonomisch zusammen- 
gebrochen«( 74) wäre. Wie schade, dass 
den Alliierten der Kurzsche Weltgeist 
des Werts noch nicht zur Verfügung 
stand, sie hätten sich vielleicht die 
Mühen des Weltkriegs und somit den 
Deutschen die »Kapitulation« am 8. 
Mai 1945 erspart. 

Dieser Wahnsinn verweist auch 
nur darauf, dass Kurz das Wesen der 
deutschen Ideologie als die permanen- 
te, völkisch-rasende Vorwärtsverteidi- 
gung der in die Krise geratenen Wa- 
renproduktion, nicht begriffen hat. 
Wer allen Ernstes meint, die Krise hät- 
te das Morden ebenso gut beendet wie 
alliierte Bomben und sowjetische Pan- 
zer, der muss ignorieren, dass im Rah- 
men der deutschen Ideologie der Deut- 
sche freiwillig zum ganz eigenen »Staat- 
subjekt Kapital«’ wird. Für die bedin- 
gungslose Rettung der Kapitalverwer- 
tung muss noch der letzte Widerspruch 
zwischen Form und Inhalt, die wi- 
dersprüchliche Vermittlung von Sub- 
jekt und empirischem Individuum kas- 
siert werden, indem das letzte Bisschen 
schlechtes »Ich« komplett negiert wird. 
Den Preis für den schon vollzogenen 
ideellen Selbstmord der Deutschen, 
für das kollektive »Du bist nichts, dein 
Volk ist alles!« lassen sie die anderen 
bezahlen, sie ermorden diejenigen, die 
sie für die Verursacher der Krise halten 
und diejenigen, die durch ihre schiere 


»DAMIT IST IMMER NOCH NICHT ERKLÄRT, WARUM DIE 
DEUTSCHEN DIE WERTABSTRAKTION NICHT UNMIT- 
TELBAR ALS KOLLEKTIVEN SUIZID PRAKTIZIERTHABEN.« 


streuten, wohl Recht gehabt haben. So 
kann man sich irren. 

Die deutsche Ideologie bleibt daher 
nichts als eins von vielen »Nebelbildern 
im Hirn«, gerade so als hätten die 
Deutschen nie versucht, die Welt ihrem 
Wahn gemäß umzugestalten, als hätte 
sich die Volksgemeinschaft nicht im 


Existenz womöglich an das Abgespal- 
tene erinnern. Weshalb sie stellvertre- 
tend für dieses abgeschlachtet werden. 
Da innerhalb dieses Wahns jeder Wi- 
derspruch, der noch aus dem indivi- 
duellen Leid an der Vermittlung rüh- 
ren könnte, verschwunden ist, wird 
das Leid, sofern es auftaucht, vor al- 
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* Robert Kurz, »Das 
Spiel ist aus«, in: Krisis 
(Hrsg.) Scharfe Schafe 

- Geschorenes zum 
antideutschen 
Bellizismus, 
www.krisis.org 2002. 


5 Robert Kurz, »Das 
Spiel ist aus«, 17. 


® Wertkritische 
Kommunisten Leipzig, 
»Das Spiel geht weiter«, 
in: Scharfe Schafe, 48. 
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lem anderen bereitet. So stellt sich die Frage nach Kom- 
munismus oder Barbarei nicht tagtäglich aufs Neue, 
sondern wird mit mörderischer Konsequenz auf ewig 
beantwortet. Von daher ist die praktische Realisierung 
deutscher Ideologie wirklich das exemplarische »Pro- 
duktionsverhältnis des Todes«, negativ aufgehobener 
Kapitalismus, von dem Kurz nichts wissen will. 


einstimmig bekundete Begeisterung für autochthone 
Völker im Allgemeinen und die Solidarität mit dem 
Kampf der Palästinenser im Besonderen. So wird aus 
denen, die wie Attac schon das citoyen im Namen tra- 
gen, und die nie etwas anderes waren, als die bestenfalls 
keynesianischen Bewunderer des Sozialstaats, auf wun- 
dersame Weise eine »potentiell staatsfeindliche soziale 


»WIE GEGEN DEN INHALT DER ANALYSIERTEN GEGENSTÄNDE 
IST KURZ AUCH GLEICHGÜLTIG GEGEN DEN INHALT UND WIDERSPRÜCHE 
SEINES EIGENEN DENKENS.« 


Der Unterschied von deutscher Form der Vergemein- 
schaftung und bürgerlicher Gesellschaft, der einer ums 
Ganze ist, der ist ihm nur zu berechnende Binnendiffe- 
renz, quantifizierbar wegen des gemeinsamen Dritten. 
Nur deshalb kann er dann auch ganz wertkritisch über die 
Demokratie- und Rechtsstaatsseligkeit mancher räsonie- 
ren, die dieser »Differenz« ihr Leben verdankten. 


Die Mutter aller Bewegungen 


Wie gegen den Inhalt der analysierten Gegenstände ist 
Kurz auch gleichgültig gegen den Inhalt und Wider- 
sprüche seines eigenen Denkens. So kommt er noch 
nicht einmal ins Stolpern, als ihm folgender Satz von 
Gerhard Scheit zum Gegenstand der Kritik wird: »Unter 
der Form des Subjekts ist das Individuum notwendig 
antisemitisch und rassistisch« (266), nachdem er lang, 
breit und falsch die Antideutschen als Apologeten der 
barbarischen Zivilisation und des dazugehörigen Sub- 
jekts denunziert hat. Warum die weißen, deutschen 
Männer, die sich hundert Seiten vorher noch verzweifelt 
an ihre Identität des »männlich-weißen westlichen Sub- 
jekts« (154) klammerten, diese Wertform des Individu- 
ums und seine daraus gezogenen Konsequenzen nun 
zutiefst verdammen, interessiert nicht, bleibt paradox. 

Doch auch unabhängig davon scheint Kurz keine 
kritische Überprüfung der eigenen Argumentation 
unterlaufen zu sein. So meint er, »mit der schieren Exis- 
tenz des Antisemitismus« (269) in der Antiglobalisie- 
rungsbewegung sei noch nicht gesagt, »daß er sich zum 
eliminatorischen Antisemitismus steigern muß« (269). 
Kurz muss zu solchen Aussagen greifen, weil er seine ge- 
liebten Bewegungen nicht von der antideutschen 
»Seuche«* kaputtmachen lassen will. So entblödet er sich 
nicht, die Antideutschen mit dem Argument widerlegen 
zu wollen, dass die Linken in anderen Ländern für dieses 
Problem überhaupt kein Verständnis hat. 

Da hätten wir ihm aber so manche Weltreise er- 
sparen können. Dass die italienische Linke Fackelmär- 
sche um das ehemalige jüdische Ghetto Roms veranstal- 
tet, wie auch Demonstrationen Hunderttausender ge- 
gen Israel beim European Social Forum (ESF), beglückt 
die Kurzsche Kundschaft. Ebenso, dass der dänische 
Counterpart dies unter dem Motto »Burn, Israel, Burn« 
als konformistische Rebellion gegen die EU betreibt. 
Wenn sich dann diese transnationale Bewegung für die 
Befreiung des Werts von der Abstraktion jedes Jahr in 
Brasilien trifft, äußert sich auch nicht vielmehr als die 


Bewegung« (292). Deren Antisemitismus ist nur der 
Bebelsche Sozialismus der dummen Kerls und deren 
schon vollzogene Negation der Kritik — weil man nie et- 
was anderes haben wollte als das Kapital ohne Krise — 
ein Zustand mit dem die kritische Theorie nur vermit- 
telt gehört. So wie man sich als »guter Linker« eben mit 
allem, was sich nur bewegt, vermittelt. 


Durchbruch 


So muss er zwangsläufig seine Komplizenschaft mit der 
prospektiven Barbarei relativieren und rationalisieren. 
Wer aus seiner Wertkritik heraus im Angreifer min- 
destens das gleiche Übel entdeckt wie im Baath-Regime, 
nimmt — ob freiweillig oder unfreiwillig — Partei für letz- 
teres. Mit dem gleichen blanken Zynismus und bar jeder 
Realität kann Kurz behaupten, dass »das US-Besatzungs- 
regime für Iraker keinerlei Verbesserung bedeutet« (282). 
Und dies obwohl die neu entdeckten Massengräber und 
bekannten älteren Massaker des Baath-Regimes eine 
andere Sprache sprechen. In dieser Logik hasst man auch 
die überall in der Linken erkannten Bellizisten leichter. 
Es geht aber noch weiter. Da Kurz wenigstens ehrlich die 
objektive Logik seiner Ideologie ausspricht, werden ihm 
ganz offen »die westlichen Demokratien unter alleiniger 
Führung der USA« zur neuen »Selektions- und Schläch- 
tergemeinschaft« (124). 

Dieser praktizierende Geschichtsrevisionist hat uns 
in einer unglaublichen Verdrehung von Aussagen eines 
Interviews in der jungen Welt vor einem Jahr der Gleich- 
setzung von NS und Baath-Regime, Saddam Hussein 
und Adolf Hitler bezichtigt.’ Robert Kurz hat dabei un- 
terschlagen, dass wir sehr wohl unterschieden haben 
und für uns vor allem die Iraker keine Deutschen waren. 
Dies ist nun fast irrelevant geworden. Die ihm von 
seinen einstigen Adepten attestierte »Krise des Den- 
kens«‘ hat die Kurzsche Ideologie selbst erledigt. Wer 
sich in Zukunft in einer Kritik der Antideutschen auf 
den Meisterdenker berufen möchte, weil der ihm das 
Ressentiment gefüttert hat, hat sich selbst als Diskutant 
desavouiert. 


AUTONOME ANTIFA NORDOST BERLIN [AANO] 
Februar 2004 


infos: 
www.antifanews.de 
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»In Motion« 


Pop-Deutschland am Boden? 


ERLIN, Januar. Tim Renner, seines Zeichens Universal Chef 
B der Sektion Germany muss sein Projekt des Popkulturstand- 

ortes Deutschland samt nationaler Segmentierung begraben. 
Kein Mehrwert in Aussicht, so die oberste Konzernetage im fernen 
Amerika. Renner musste gehen. Deutsche Popmusik also vor dem 
aus? Mitnichten. Mia, ihres Zeichens die dämlichste Electropunk 
Band der Republik mit Hang zum nationalen Pathos gibt nicht auf. 
Selbst der Sturm antifaschistischer Entrüstung — ergänzt durch 
diverse faule Eier und Tomaten - ‚den Berliner Studentinnen und 
Studenten der Kapelle jüngst entgegenbrachten, prallt scheinbar 
wirkungslos ab. Von Auflösung der Gesangstalente also keine Spur. 
Im Gegenteil, gestärkt von einer Solidaritätskampagne der NPD- 
Gazette Deutsche Stimme trällert Mia demnächst großdeutsch beim 
Grand Prix Eurovision. 


Erika vertreiben! 


RANKFURT/MAIN. Am Morgen des 20. Januar stürmten 

Beamte des Staatsschutzes das Frankfurter Cafe Exzess und be- 

schlagnahmten aus den Räumen der Autonomen Antifa (f) 
mehrere Computer, weitere wurden aus einer Privatwohnung ent- 
wendet. Anlass für diesen Angriff auf antifaschistische Strukturen 
war ein Aufkleber, mit dem für eine Demonstration gegen den 
»Bund der Vertriebenen« (BdV) und das geplante »Zentrum gegen 
Vertreibung« geworben wurde. Er zeigt das Titelbild der polnischen 
Wochenzeitung Wprost, auf dem die Vorsitzende des BdV, Erika 
Steinbach, in Wehrmachts-Uniform auf Gerhard Schröder reitet. 
Die Verbreitung des Bildes erfülle angeblich den Tatbestand der 
Volksverhetzung. 


Infos: www.autonome-antifa.com, www.oam.antifa.net 
No Sports Demonstration bundesweit 


EIPZIG, 15. Mai 2004. Die Leipziger Olympiabewerbung hat 
| sich — so scheint es— schon selbst genug diskreditiert. Nach dem 

Stasi- folgte nun der Korruptionsskandal. Zuvor wussten die so 
begeisterungsfähigen LeipzigerInnen, die selbst vor der Instrumen- 
talisierung der »ehrwürdigen« Montagsdemonstrationen für Olym- 
pia nicht zurückschreckten, nicht so recht, ob die 30.000 Euro für 
den geplanten Olympia-Promoter Michael »Albatross« Gross sich 
mit ihrem strukturellen Antisemitismus vertragen würden. Trotz- 
dem - oder gerade wegen diesem ganzen Theater, in dem sich natio- 
nalistische und lokalpatriotische Diskurse aufs Schönste vereinen — 
gibt es noch ein paar Linke in der Stadt, die zu einer bundesweiten 
Demo gegen Olympia aufrufen. Sie knüpfen damit an die erfolg- 
reiche No-Olympic-Bewegung in Berlin an und stellen neben der 
Kritik an Olympia vor allem die schon jetzt spürbaren Folgen der Be- 
werbung in den Mittelpunkt ihrer Argumentation. Dass die Stadt- 
verwaltung direkten Druck auf diverse Veranstalter ausübt, dem 
Antiolympischen Komitee Leipzig (AOK) keine Räumlichkeiten für 
Veranstaltungen zur Verfügung zu stellen — oder Otto Schily ein 
Zusammenhalt bezüglich Olympia wie nach der Hochwasserkatas- 
trophe, in der sich die Volksgemeinschaft am Deich näher kam, ein- 
fordert -, verdeutlicht die unbedingte Notwendigkeit linker Kritik. 
Infos: www.nein-zu-olympia.de 


German Gedächtnis I 


RANKFURT/MAIN. Vom 24.-28. März findet in Zusam- - 

menarbeit von Fritz-Bauer-Institut und der Initiative Studie- 

render im IG Farben-Gebäude ein Treffen der Überlebenden 
von Buna-Monowvitz statt. Begleitet wird die Veranstaltung durch 
ein breites Rahmenprogramm, das u.a. die aktuellen Fragen 
deutscher Erinnerungspolitik, NS-Zwangsarbeit und um die 
Debatten um Entschädigungsfonds thematisiert. Darüber hinaus 
steht die Auflösung der IG Farben im Zentrum mehrerer 
Workshops. Neben Rolf Surmann, Piotr Setkiewicz, Florian 
Schmaltz und der Gruppe Offene Rechnungen referieren auch 
Redakteure von Phase 2 über die Modernisierung der deutschen 
Erinnerungskultur. 
Infos: www.fritz-bauer-institut.de 


German Gedächtnis II 


AMBURG. Die Hamburger Gruppe Bad Weather verhin- 

derte am 3. Februar eine von der Leitung der Gedenkstätte 

KZ Neuengamme initiierte Veranstaltung mit dem Titel 
»Leben im Massengrab«, die als Begleitprogramm der Ausstellung 
»Verbrechen der Wehrmacht —- Dimensionen des Vernichtungskrieges 
1941-1944« stattfinden sollte. Nach dem Konzept der Organisato- 
ren war ein Ziel der Veranstaltung die »Vorbereitung von Bundes- 
wehrsoldaten auf psychische Belastungen bei Auslandseinsätzen«. 
Die bereits in der deutschen Traumaforschung schwer in Mode 
gekommene Gleichsetzung von Opfer- und TäterInnen-Traumatas, 
die bisher nur theoretisch formuliert wurde, findet nun - in Form 
der Effektivierung deutscher Auslandseinsätze — seine praktische 
Umsetzung. Insbesondere gegen die Viktimisierung deutscher Täter 
richtete sich die Aktion der Schlechtwetter-Antifas. 
Das Hamburger Bündnis gegen Wiedergutmachung bilanziert wäh- 
renddessen ebenso kritisch die Ausstellung »Verbrechen der Wehr- 
macht« innerhalb einer umfangreichen Veranstaltungsreihe. Dass 
die Wehrmacht mit jedem Standortwechsel der Ausstellung ein 
stückweit »sauberer« wurde, stellte der Publizist Günther Jacob bere- 
its in seinem Vortrag »Von der Katharsis zur Historisierung« im 
Februar fest. Ralf Schröder und Maximilian Eden (jour fixe, »Zi- 
vilisatorische Restposten«) sowie Redakteure der Phase 2 referieren 
am 17. März unter dem Titel »Mit der Vergangenheit zurück in die 
Zukunft«. Am 24. März wird die Europaparlamentsabgeordnete Ilka 
Schröder ihre Kritik am deutschen Geschichtsverständnis sowie die 
Theorie des »Antisemitismus des guten Gewissens« formulieren. 


1. Mai — Kommunismus statt Europa 


ERLIN. Tradition rules. Ein paar Inhalte brauchts trotzdem: 
Anlässlich der »EU-Osterweiterung«, in die am 30. April in 
Berlin innerhalb eines »riesigen Festakts« reingefeiert werden 
soll richten mehrer Berliner Gruppen ihre Kritik am neuen europäis- 
chen Nationalstaatsgedanken aus. Anstelle eines »Neuen Europas«, 
das sich nur als Negativfolie zu den USA versteht, das weiterhin ein 
Modell von Ausgrenzung und Abschottung ist und in dem auch 
nicht wenige Linke ein Zukunftsmodell erblicken möchten, heißt 
das inoffizielle Motto deshalb »no future europe«. Wie der Kommu- 


nismus dem europäischen Großmachtsdenken und Identitätsmodell 


den Rang ablaufen kann, wird auf nicht wenigen Veranstaltungen 
zum Thema geklärt werden müssen. 
Infos: www.kp-berlin.de, www.nadir.org/bgr 


Fahnen satt 


ERLIN, HAMBURG. Wir dokumentieren im Folgenden 
eine Stellungnahme der Gruppe Kritik und Praxis Berlin zu 
der Auseinandersetzung zu Beginn der Antifa-Demo am 31. 
Januar 2004 in Hamburg. Siehe dazu auch die Erklärung der Ham- 
burger Antifa-Gruppe bad weather unter www.antifa-hamburg.com: 


Anläßlich des Naziaufmarsches gegen die Wehrmachtsausstellung in 
Hamburg wollten mehrere Personen unserer Gruppe an der Antifa- 
Demo teilnehmen. Vier Personen aus der K&P gingen mit einem 
Transparent, auf dem »Deutschland denken heißt Auschwitz den- 
ken« stand und vier roten Fahnen mit dem Aufdruck K&P sowie 
dem Antifa-Aktionszeichen, vom U-Bhfzum vorderen rechten Rand 
der Demonstration. Als sie sich direkt neben der Demo plaziert hat- 
ten, um mit dieser mitzulaufen und sich später einzureihen, wurden 
sie sofort als Kriegstreiber beschimpft und körperlich angegriffen. 
Die Angreifer aus den ersten Reihen der Demo (etwa 30-40 Per- 
sonen) entrissen ihnen unter Schlägen und Tritten das Transparent. 
Zwei KPler konnten sich Richtung Gehweg entfernen. Schlich- 
tungsversuche eines der beiden anderen Genossen wurden mit weit- 
eren Schlägen beantwortet. Die zwei KP-Mitglieder waren weiteren 
körperlichen Angriffen eines Teils der Demospitze ausgesetzt. Zu 
diesem Zeitpunkt erst kamen ihnen mehrere Mitglieder anderer 
Gruppen zu Hilfe. Einige von ihnen zeigten dabei ihre mitgebra- 
chten Transparente und Israelfahnen, was zu einer weiteren Eska- 
lation führte. Nach ca. fünf Minuten begannen die Bullen mit einem 
Schlagstockeinsatz die »Fraktionen« voneinander zu trennen. Dabei 
kam es zu zwei Verhaftungen. 

Um es an dieser Stelle noch einmal ganz klar zu sagen: 

Wir haben zu keinem Zeitpunkt versucht, in die Demospitze einzu- 
dringen, sondern wollten am Rand der Demo mitlaufen, um uns an 
geeigneter Stelle in die Demo einzureihen. Dies gestaltete sich auf- 
grund des Getümmels und der unübersichtlichen Situation nicht so 
einfach. Es gab zwischen uns und anderen Gruppen keinerlei Ab- 
sprachen, die Antifa-Demo zu provozieren oder sich in diese hinein- 
zudrängen. Wir lehnen die Strategie, mittels Zeigen von National- 
fahnen die Situation in der Linken allgemein zu eskalieren oder 
damit linke Demonstrationen/Veranstaltungen zu stören, ab. 

Bei allen inhaltlichen Widersprüchen innerhalb der Linken, steht für 
uns der Konsens, der sich z.B. auf einer Bündnisdemonstration 
gegen Nazis ausdrückt, im Vordergrund. 

Weiterhin finden wir es falsch, sich durch das Tragen von National- 
fahnen oder nationalen Symbolen politisch zu definieren. Unserer 
Meinung nach symbolisieren Nationalfahnen mehr als das, was de- 
ren Träger innerhalb der Linken in sie hinein interpretieren. Die 
USA-Fahne z.B. ist nicht nur eine der Fahnen der Alliierten im 
Zweiten Weltkrieg, sondern eben auch die Fahne, in deren Name der 
Vietnam-Krieg geführt wurde. Da die getragenen Fahnen außer na- 
tionalen Konstrukten auch immer kapitalistische Staaten repräsen- 
tieren, sind sie unseres Erachtens nicht geeignet, ein emanzipa- 
torisches Projekt voranzutreiben. Die gängige Praxis von einigen 
Linken, sich mit Hilfe von Symbolen (ob Palituch oder USA-Fahne) 
auf die richtige Seite, auf die Seite der »Guten« zu stellen, ist abzu- 
lehnen. Die Identifizierung, die manche Linke mit nationalen Sym- 
bolen praktizieren, führt zu Negierung von Widersprüchen. Diese 
Form von Identitätspolitik lehnen wir ab. 

Allerdings sind wir der Meinung, dass Leute, die aufeiner Antifa-Demo 
Israelfahnen zerreißen und versuchen diese zu verbrennen, in links- 


radikalen Strukturen nichts, aber auch gar nichts zu suchen haben. 


Wir bewerten die Aggression, die zunächst uns und dann den 
Trägern der Israelfahnen entgegenschlug, nicht als einfache 
Angenervtheit Antideutschen gegenüber. Unserer Meinung nach 
war dieser Angriff z.T. antisemitisch motiviert, nicht zuletzt auf- 
grund von Parolen wie »Intifada bis zum Sieg« u.ä., die immer wieder 
aus der Demo gerufen wurden. Von Einzelpersonen kamen auch 
Rufe wie »Die Juden sind an allem schuld«. Was die ebenfalls aus den 
Demo-Reihen geäußerte Beschimpfung unserer Gruppe als 
Kriegstreiber betrifft, verweisen wir hier nur auf unsere Homepage. 
Die Texte dort und der Aufruf zum 1. Mai geben unsere kritische 
Position zum Irakkrieg wieder, so heißt dort u.a.: »Der Krieg im Irak 
ist zu verurteilen, ebenso wie es die Kriege in Tschetschenien, im 
Kosovo und in Ex-Jugoslawien sind.« 

Generell sehen wir mit Sorge eine Tendenz in der radikalen Linken, 
seit dem 11. September den Versuch einer materialistischer Gesell- 
schaftsanalyse zugunsten verschwörungstheoretischer, oft antisemi- 
tisch angehauchter Welterklärungsmodelle aufzugeben. 

Dies äußert sich im Großen in der hemmungslosen Personalisierung 
kapitalistischer Verhältnisse »Bush, die Sau!«, im kleinen in aber- 
witzigen Szene-Grüchten auf Indymedia. 

Wir können den Beschluss der Demo-Vorbereitung, im vorderen 
Teil der Demo keine Nationalfahnen zu tragen, nachvollziehen. 
Auch auf unserer Demo am 3. Oktober versuchten wir diese Position 
durchzusetzen, scheiterten aber an der praktischen Umsetzung. 
Auch haben wir in unserer Gruppe noch Diskussionsbedarf in dieser 
Frage, denn es mag ja durchaus Anlässe geben, bei denen auch 
Nationalfahnen angebracht sein könnten, z.B. am antiisraelischen Al 
Quods-Tag, an dem sich neben islamistischen Fundamentalisten 
auch deutsche Neonazis beteiligen. 

Die Demoleitung hat zu keinem Zeitpunkt versucht, die Situation 
zu deeskalieren. Dazu fordern wir eine Stellungnahme der organ- 
isierenden Gruppen. 

Einer Diskussion zu diesem Thema stehen wir offen gegenüber.' 


Let's push things forward! 
Für den Kommunismusi!! 


www.kp-berlin.de 


ANMERKUNG: 


' Zu den Gerüchten, es handle sich bei den KP-Mitgliedern mehr- 
heitlich um Millionärs-Söhne, möchten wir klarstellen: 

1. auch die Frauen in unserer Gruppe sind unbeschreiblich reich. 

2. unser gigantisches Vermögen stammt überwiegend aus Groß- 
grundbesitz und Immobilienspekulation — nur wenige der Millionä- 
re in unserer Gruppe sind im Öl-Geschäft tätig. Die Mutmaßung 
also, wir wären »nur wegen des Öls« für die Eroberung des Irak ein- 
getreten, entbehrt damit auch in dieser Hinsicht jeder Grundlage. 
3. Wir verachten den Raubtier-Kapitalismus made in USA zutiefst. 
Im Sinne des »Rheinischen Kapitalismus« sind wir uns unserer ge- 
sellschaftlichen Verantwortung als Superreiche bewusst: So bestrei- 
ten unzählige Berliner Punks und Hausbesetzer ihren Lebens- 
unterhalt aus Plakatierjobs und anderen Dienstleistungen für die KP, 
die wir weit über dem ortsüblichen Mindestlohn entlohnen. 


PHASE2, Leipzig 
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ANMERKUNGEN 


' Robert Lansing, Die 
Versailler Friedensver- 
handlungen. 
Persönliche Erinnerun- 
gen, Berlin 1921. 


? Denkschrift des 
Prinzen Max von Baden 
über den »Ethischen 
Imperialismus«, abge- 
druckt in: Reinhard 
Opitz, Europa- 
Strategien des 
deutschen Kapitals 
1900-1945, Bonn 1994. 
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Deutschland, der völkische Parvenue 


PARADIGMEN DER DEUTSCHEN AUßENPOLITIK 


An welche Einheit denkt Wilson eigentlich, wenn er 
)) von der Selbstbestimmung spricht? Meint er eine 
Festsetzung einer ganz bestimmten, für die Praxis brauch- 
baren Einheit bedeutete die Anwendung dieses Prinzips eine 
Gefahr für den Frieden und die Stabilität [...] Das ganze 
Wort »Selbstbestimmung« ist mit Dynamit geladen [...] Ich 
fürchte, daß es Tausende und Abertausende von Leben kosten 
wird [...] Welch ein Verhängnis, daß dieses Wort je geprägt 
wurde! Welch ein Elend wird es über die Menschen bringen!« 


Rasse, ein Gebietsteil oder ein Gemeinwesen? Ohne die 


ROBERT LANSING, 

US-Außenminister unter Präsident Woodrow Wilson, 
über die Erfindung des Selbstbestimmungsrechts 

im Jahr 1918' 


»Darum müssen wir allgemeine Menschheitsziele in unseren 
nationalen Willen aufnehmen.« 


PRINZ MAX VON BADEN, 

deutscher Reichskanzler und Ministerpräsident Preußens, 
Verhandlungspartner von US-Präsident Woodrow Wilson, 
über Deutschlands Weg zur Weltmacht‘ 


Die Außenpolitik Deutschlands, wie es 1871 entstand, 
begann mit einem Krieg, dem Krieg gegen Frankreich. 
Kriegerische Gewalt zu entfesseln und das Tötungsverbot 
aufzuheben, ist eine prekäre, ist die äußerste Verpflichtung 
nationalen Interessenkampfes zwischen den Staaten. 
Indem Außenpolitik kulminiert, sobald der Befehl zum 
Töten ergeht, steht sie am Ende ihrer anderen Mittel, die 
friedlicher waren. Nicht so in Deutschland. 

Das Deutsche Reich, das Bismarck erzwang, als er die 
französische Beute den Fürsten anbot und den Aktien- 
markt in Verzückung versetzte, kannte keine anderen Mit- 
tel, die dem Krieg vorgelagert gewesen wären. Im Frieden 
hatten die Fürsten nichts erreicht, jedenfalls keinen deut- 
schen Staat. Deutsche Außenpolitik der ersten Stunde er- 
fuhr an sich selbst, beim Triumph über Frankreich, dass 
expansive Gewalt die innere Zwietracht zu sedieren ver- 
steht und Verhältnisse schafft, für die andere Nationen 
Jahrhunderte brauchten. 

Deutschland schien in der glücklichen Lage, mit ei- 
nem einzigen Sprung, der gewalttätig war, in jene Gruppe 
der Staaten wechseln zu können, die um Weltherrschaft 
kämpften. Unerprobt und an keinem Kontinuum erfah- 
ren, hat die Außenpolitik des Deutschen Reiches nach 
1871 dilettiert, um aufzuholen, gleichzuziehen und bin- 
nen kürzester Zeit Avantgarde zu sein. 

Von der Außenpolitik seiner Konkurrenten begriff das 
Wilhelminische Deutschland, dass sie skrupellos war um 
sich Gold anzueignen (in Afrika), Bitumen und ÖL (in 
Arabien), Kautschuk, und Holz (in Asien). Sie wurden 


dem Reichtum der Armen genommen. Dazu brauchte es 
Schiffe und Kanonen. Deutschland konnte sie bauen und 
baute sie auch. 

Was das Wilhelminische Deutschland fast gar nicht 
begriff, das waren die Skrupel der Machtkonkurrenz, 
sobald sie Gefahr lief, von ihren kolonialen Methoden 
ergriffen zu werden, statt die rohe Gewalt in den Grenzen 
zu halten, die Imperium und »Mutterland« trennten. Es 
war das eine, in Indien auf Bettler zu schießen, das andere 
in England mit dem Plebs umzugehen. Man konnte im 
Mekong seine Sklaven ertränken, aber staatliche Morde 
am Ufer der Seine bedrohten die Ordnung. 

Wenn kapitale Gewinne aus geronnener Arbeit, aus 
vielfachem Tod in Vietnam oder Indien, Europa erreich- 
ten, so war dies der Weg zwischen Front und Etappe. Wer 
das eine von dem anderen nicht zu unterscheiden ver- 
stand, übertrug die Gesetze des Werteerwerbs in die 
Werteverwaltung. Ein riskanter Transfer! Denn dort, in 
Paris und in London, vollzog sich der Zauber, mit dem die 
nackte Gewalt am stofflichen Ursprung in das Edle 
mutierte, in die Schönheit der Waren. Aus diesem Prozess 
alles Rohe zu nehmen, bevor man den Kreislauf aufs Neue 
begann, wurde lange geübt, war Herrschaftskultur. Die 
gesetzlichen Regeln der Eigentumsordnung und das raf- 
finierte Geschäft der diplomatischen Corps bewahrten 
Europa vor dem Durchbruch der Mittel, die ihm anders- 
wo nutzten. 

Raffinement und europäische Skrupel waren 
Deutschland zuwider. Sie hätten bedeutet, den Aufhol- 
prozess mit Bedacht anzugehen, die Kräfte, die Europa 
im Gleichgewicht hielten, nicht in Frage zu stellen und 
den »Platz an der Sonne« erst nach zähem Verhandeln, 
nach Schmeicheln und Drohen in Anspruch zu nehmen. 
Dazu fehlte die Zeit. Unter Druck durch die Börsen und 
durch das schnelle Fallieren des Frankreichgeschäfts, 
glaubte der Hof im erstarkten Berlin, er könne Gewinne 
erzwingen. Man musste skrupellos sein! Man musste die 
Mittel, die die Machtkonkurrenten in Asien benutzten 
und die sie sich selbst nicht zumuten wollten, geogra- 
phisch entgrenzen. 

Dies war kein Entschluss aus strategischem Denken, 
sondern folgte der Gier, dem Steigen der Aktien, sobald 
sich der Kaiser mit der restlichen Welt zu unterhalten 
beliebte und ihr Prügel versprach: Gott strafe England! 
Achtung Chinesen! Wir schicken die Hunnen! Vielleicht 
war es Wahnsinn oder Hypertrophie einer kranken Per- 
son; doch verdichtete sie — in preußischer Grobheit und 
protzender Größe — nur das Grobe des Zustands, in dem 
sich Deutschland befand — seinen Wandlungsprozess aus 
agrarischer Wirtschaft in Großindustrie. 


Mittel und Zwecke 


Das Auswärtige Amt hat diesen Zustand nie reflektiert, 
aber setzte ihn um. Die amtlichen Maßnahmen schwank- 
ten: zwischen roher Direktheit und innerer Hemmung. 
Da der Rüstungsausbau auf sich warten ließ, suchte man 
Wege, die Konkurrenten zu schwächen, ohne sie offen mit 
Gewalt zu bedrohen. Bei der Mittelauswahl war von Eng- 
land zu lernen, insoweit es seine Waffen zu schonen ver- 
stand, Eroberungen mit Intrigen begann und zwischen 
Kasten und Stämmen jeden Widerspruch pflegte, der im 
Einmarschgebiet Entlastung versprach. Zur Entgrenzung 
dieses Mittels gehörte die Kenntnis von Stammesfantas- 
men europäischer Art. Was Frankreich erfolgreich in »In- 
dochina« betrieb, die Spaltung des Gegners mit ethni- 
schen Waffen, konnte das Amt an den französischen Gren- 
zen, in »Elsaß« und »Lothringen«, erst recht praktizieren. 

Mit dem nötigen Abgleich zwischen ethnischen Gren- 
zen und den Grenzen der Staaten war die Fachwelt be- 
schäftigt. Was bei Bökh? in Berlin und in Frankfurt bei 
Lotz‘ als romantisierende Forschung über Sprachen und 
»Völker« noch unschuldig tat, wurde später geschärft und 
ideell überhöht, um dem Amt sowohl die Waffen zu lie- 
fern als auch sein Selbstbild, seine Träumergestalt, sittlich 
zu formen. Ein innerer Auftrag, eine »Sendung« entstand, 
wonach die freie Entwicklung der Sprachen und »Völker« 
des sofortigen Schutzes der Deutschen bedürfte. Dieser 
altruistische Umhang wurde existientiell, um den Durch- 
bruch der Gier des erstarkenden Deutschland möglichst 
gut zu verdecken. Dabei unterlag auch das Amt den Ge- 
setzmäßigkeiten einer solchen Verkleidung: Je heller ihr 
Schein, desto dunkler ihr Wesen. 

Die deutsche Entdeckung, dass staatliche Grenzen die 
Verbreitungsgebiete von Sprachen durchschneiden und 
die gemeinsamen Mythen, das Herkunftsmilieu der be- 
nachbarten Bürger nicht aufheben können, klang anfangs 
trivial und wurde im Ausland nicht weiter beachtet. Berlin 
gewann Zeit, diese Waffe zu stählen. Es holte Ratzel® ins 
Amt. 

Die Theoreme von Ratzel, die mit »Lebensraum« 
spielten, vollendeten Böckh um die weltweite Geltung der 
deutschen Ideen. Sie fügten dem Blut des ethnischen Mit- 
tels den Boden hinzu. Jetzt hieß die Losung des Amtes 
»Volk über Staat« - ein begrifflicher Irrwitz, der das Herr- 
schaftsobjekt (»Volk«) jener Ordnung entzog, die im Zu- 
stand des Tauschs und der Stämme begann, um mit Tei- 
lung der Arbeit zum höheren Zwang aller Menschen zu 


nicht nur entgrenzte; die archaischen Regeln am stoffli- 
chen Ursprung des Werteerwerbs, die in Vietnam oder In- 
dien notwendig waren, erklärte Berlin zu Gesetzmäßigkei- 
ten im Staatenverkehr (»Volkstumskampf«) und erhob 
diese Mittel in den Rang von Natur. Mittel und Zwecke 
stürzten in eins. 


Inhalt und Form 


Bei einer solchen Legierung Gewichte zu setzen, ist ein in- 
nerer Kampf. Er tobt zwischen Kräften, die die Machtgier 
bestimmt (so dass Pragmatismus das Ideelle verdrängt) und 
dem Herrschaftsgewissen. Bei starker Legierung wird das 
Zentrum der Macht auch der ethische Ort sein, an dem die 
Herrschergestalt die Gewichte tariert‘; wird das Mittel 
entscheidend, wechseln die Orte - in Zeiten des Notstands 
kann das täglich geschehen. Zweck-Mittel-Konflikte zwi- 
schen dem Auswärtigen Amt und der militärischen Füh- 
rung (Ludendorff) durchziehen die gesamte Weltkriegszeit. 

Die innere deutsche Gemengelage hat sowohl Gegner 
wie Freunde bereits damals irritiert. Glaubten sie eben 
noch, die ideelle Archaik der »Volkstums«-Programme 
setze sich durch und das Auswärtige Amt werde Belgien in 
Stücke zerschlagen, so erklärte Berlin wenig später, es ga- 
rantiere die Einheit des belgischen Staates (1917/18). Die 
flämischen Separatisten waren entsetzt; sie hatten dem 
Amt und dem Kaiser vertraut, der das wallonische »Volk« 
den Romanen zuschlug, also den Feinden, während flämi- 
sches Blut als »artverwandt« galt und nach Meinung des 
Herrschers ohne eigenen Staat »vermischt« werden würde. 

Diese Biologismen stellten keine Vorwände dar. Sie 
waren ernst gemeint gewesen und blieben es auch, nach- 
dem sich Berlin in der belgischen Frage für einen Tributär- 
staat entschied mit Marionettenverwaltung, Währungs- 
union sowie deutscher Kontrolle über Häfen und Straßen. 
Was nach rationaler Machtpolitik aussah, degradierte das 
völkische Syndrom nur zeitweise, weil mit dem flämischen 
Separatismus kein Staat zu machen war, wie ihn das Amt 
als Endziel fixierte — ein großdeutsches Reich germanis- 
cher Prägung unter Einschluss ganz Belgiens, das sich 
»Mitteleuropa« bis nach Asien erschloss und seine Groß- 
machtgestalt durch Stützpunktsysteme in aller Welt fin- 
den würde (Afrika, Lateinamerika). 

Bei finaler Entblößung der Berliner Herrschaftspläne 
(Mitte 1918) stellte sich heraus, dass die Zeiten des Um- 
baus der »Volkstums«-Archaik zugunsten klarer Interessen 
nur Transitphasen waren, derer Deutschland bedurfte, um 


»ALS DEUTSCHE VERHEIßUNG FÜR DIE »VÖLKER« UND »VÖLKCHEN:ENT- 
STANDEN ORDNUNGSKONSTRUKTE MIT BARBARISCHEN ZÜGEN, DEREN 
WIRKLICHE ORDNUNG SICH BERLIN VORBEHIELT:.« 


werden. Die amtliche Losung vom Flottieren des »Volkes«, 
das zwischen staatlichen Grenzen selbständig sei, hob die 
Zwänge nicht auf, die Staatssache sind, war nicht Frei- 
heitsidee, sondern griff in die menschliche Urzeit zurück. 
Als deutsche Verheißung für die »Völker« und »Völkchen« 
entstanden Ordnungskonstrukte mit barbarischen Zügen 
(»blutliches Volk«), deren wirkliche Ordnung sich Berlin 
vorbehielt: die Schutzmacht der »Völker«. 

Damit hatte das Auswärtige Amt einen Ansatz ent- 
wickelt, der das koloniale System der Machtkonkurrenten 


den treibenden Inhalt seiner Weltpolitik in noch höherer 
Form entfalten zu können: als Imperium Germaniae', als 
Akkumulator industrieller Potenz, in dem sich technische 
Kälte mit den regressiven Momenten seines Ursprungs 
verband. 


Verklumpte Strukturen 


Sobald das Endziel unerreichbar wurde und eine Schwä- 
chephase begann (1919-1933), kaschierte das Amt die 
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® Richard Böckh 
(1824-1907), Leiter des 
Städtischen Amtes für 
Statistik in Berlin, 
betätigte sich 1871 als 
Erfinder einer deutsch- 
französischen Sprach- 
grenze im Alsace und 
der Lorraine. 


* August Lotz, 
Nervenarzt in Frankfurt 
a.M., empfahl die 
systematische 
Verbreitung der 
deutschen Sprache, um 
Europa und die USA zu 
germanisieren. 


® Friedrich Ratzel 
(1844-1904), Leipziger 
Geograph und 
Begründer der 
»Geopolitik«. 


® Ein weitgehendes 
Gleichgewicht zwischen 
ideellen und pragma- 
tischen Aspekten der 
deutschen Außenpolitik 
stellte bis Kriegsbeginn 
Wilhelm Il. her. Auch an 
Wendepunkten der 
Kämpfe besetzten der 
deutsche Kaiser und 
seine Entourage sowohl 
das machttechnische 
wie das ethische Ent- 
scheidungszentrum, die 
sich in diesen Personen 
schnitten. Gegen Ende 
des I. Weltkriegs zer- 
brach die Personalunion 
und es kam zu 
Funktionsverlusten. 


"Vgl. Fritz Fischer, Griff 
nach der Weltmacht. Die 
Kriegszielpolitik des 
kaiserlichen Deutsch- 
land 1914/1918, 
Düsseldorf 1961. 


® Woodrow Wilson, 
»Vierzehn Punkte«. 
Erklärung vom 8. Januar 
1918 sowie »Vier 
Grundsätze«. Rede vom 
11. Februar 1918. 


® Vgl. Lansing, 
Friedensverhandlungen. 


"Vgl. Norbert Krekeler, 
Revisionsanspruch und 
geheime Ostpolitik der 
Weimarer Republik, 
Stuttgart 1973. 


" Berlin hatte im I. Welt- 
krieg nicht nur »Befrei- 
ungskomitees« für die 
russischen Nationa- 
litäten gegründet, son- 
dern auch Waffenladun- 
gen für die irischen Auf- 
ständischen per U-Boot 
an die irische Küste 
gebracht. 
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"2 „Europäischer Natio- 
nalitäten-Kongreß«, ge- 
gründet 1925. Minder- 
heiten-Organisation un- 
ter deutscher Aufsicht. 
Vgl. Sabine Bamberger- 
Stemmann, Der Europä- 
ische Nationalitätenkon- 
greß. Nationale Minder- 
heiten zwischen Lobby- 
istentum und Groß- 
machtinteressen, 
Marburg 2000. 


" Vgl. Hans-Jürgen 
Döscher, SS und Aus- 
wärtiges Amt im Dritten 
Reich. Diplomatie im 
Schatten der »End- 
lösung«, Berlin 1987. 


" Vgl. Walter von 
Goldendach/Hans- 
Rüdiger Minow, 
»Deutschtum erwachel« 
Aus dem Innenleben des 
staatlichen Panger- 
manismus, Berlin 1994. 


' Vgl. die Indienst- 
stellung antisemitischer 
NS-Täter wie Theodor 
Veiter oder Rudolf Stehr. 


'* „Europa der Regio- 
nen«. Vgl. die staatliche 
Regionalisierungspolitik 

und deren Werkzeug, 

die »Arbeitsgemein- 
schaft Europäischer 
Grenzregionen« 
(Bocholt). 


Vgl. Hans-Rüdiger 
Minow, Deutsche Ethno- 
Politik. Kontinuitäten 
und Entwicklungen, in: 
Karl-Heinz Roth (Hrsg.), 
Der Krieg vor dem Krieg, 
Hamburg 2001. 


'® Auswärtiges Amt der 
Bundesrepublik 
Deutschland, Ein Stabili- 
tätspakt für Südosteuro- 
pa (Entwurf), in: Walter 
von Goldendach/Hans- 
Rüdiger Minow, Von 
Krieg zu Krieg. Die deut- 
sche Außenpolitik und 
die ethnische Parzellie- 
rung Europas, 

München 1999. 


'® Karl Haushofer (1869 
-1946). Begründer der 
operativen deutschen 
Geopolitik in Weimarer 
Zeiten, in der NS-Phase 
auch als Organisator 
subversiver Ethno-Akti- 
vitäten für das Amt tätig. 


® \/gl. zu den aktuellen 
Praktiken der deutschen 
Außenpolitik in Ost- und 
Westeuropa die laufen- 
de Berichterstattung 
des Internet-Dienstes 
»german-foreign- 
policy.com«. 


2' Vgl. die völkischen 
Tibetresolutionen des 
Deutschen Bundestages 
von 1996 und 2002. 
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völkische Art seiner Weltherrschaftspläne, indem es die 
Waffen der Gegner benutzte und auf dem Boden der übli- 
chen Machtpolitik als Gleicher auftrat. In der Weimarer 
Zeit scheinen Mittel und Zwecke, Inhalt und Form, der 
deutschen Potenz entkoppelt zu werden. Während Bluts- 
theoreme in privaten Verbänden Aufnahme fanden, gefiel 
sich das Amt als Wächter von Rechten, die der westliche 


Agenten der »Volksgruppen«-Ordnung auf europäischer 
Bühne mit Geldern versah. 

Statt staatlich umgrenzt und gezügelt zu werden, stieg 
das völkische Muster auf einen führenden Platz im Amts- 
arsenal. Der deutsche Entwurf für eine europäische Ord- 
nung nahm Ausmaße an, in denen erkennbare Herr- 
schaftsinteressen und ideelle Strukturen miteinander ver- 


»DER DEUTSCHE ENTWURF FÜR EINE EUROPÄISCHE ORDNUNG 
NAHM AUSMABE AN, IN DENEN ERKENNBARE HERRSCHAFTSINTERESSEN UND 
IDEELLE STRUKTUREN MITEINANDER VERKLUMPTEN.« 


Sieger zum Ordnungsprinzip der Moderne erhob. Das 
Stichwort hieß »Selbstbestimmung«. 

Die von Wilson aufgestellte Losung’ wird zum Hebel 
der deutschen Außenpolitik. »Selbstbestimmung« ver- 
langte sie für ihre früheren Bürger, die als Minderheiten 
im Ausland lebten (Italien, Frankreich, Belgien, Däne- 
mark, Tschechoslowakei, Jugoslawien) und nach »Selbst- 
bestimmung« war ihr zumute, wenn sie an alle übrigen 
Minderheiten dachte. Damit machte sich Berlin jene Am- 
bivalenz zunutze, die das Wesen der »Selbstbestimmung« 
ist und von der man bis heute nicht weiss, ob sie »eine Ras- 
se, ein Gebietsteil oder ein Gemeinwesen«’ meint. Die 
Warnung des ehemaligen US-Außenministers Lansing, 
der nicht nur den taktischen Gehalt, sondern auch Kom- 
ponenten des kolonialen Modells und archaischer Prä- 
gung als erster erkannte, blieb unerhört. In die Berliner 
Forderung nach »Selbstbestimmungsrechten« ging ab so- 
fort alles Völkische ein, das in Wilsons Prinzipien Ent- 
sprechungen fand, aber amtlicherseits nicht erwähnt wer- 
den sollte. 

Diese deutsche Verstellung war nicht reservatio men- 
talis. Sie war praktisch gemeint. In Genf trat das Amt nach 
westlicher Art auf, in Berlin spann es Netze, die das völki- 
sche Wesen seiner Machtpolitik in Reinform enthielt. 
Millionenbeträge wurden geschleust, um das blutliche 
»Deutschtum« weltweit zu stärken und gegen feindliches 
»Volkstum« in Stellung zu bringen.'’ Man gründete Ban- 
ken, deren einziger Auftrag die heimliche Stützung deut- 
scher »Volksgruppen« war (in Polen) oder schickte Agen- 
ten, die die nordische »Raumnot« gewaltsam erkämpften 
(nach Italien). 

Dies schien nicht genug. Die subversiven Erfolge des 
»Volksgruppen«-Kampfes in »Deutschtums«-Gebieten 
versprachen dem Amt einen Machtzugewinn, der noch 
steigerbar war, sofern sich die Lehre von den blutlichen 
Rechten auf Autonomie oder Separation ausweiten ließ. 
Man musste Wilsons Prinzipien für alle einfordern: Für 
Bretonen in Frankreich, für Waliser in England oder Sa- 
men in Schweden »Selbstbestimmung«, »Minderheiten- 
schutz«! Die geniale Idee der Berliner Regierung, die 
damit an Versuche im Weltkrieg anschloss,'' führte zur 
Gründung eines »Volksgruppen«-Bundes mit europäi- 
schem Anspruch”. Nachdem er die Minderheiten mehre- 
rer Staaten aufgestachelt hatte, warnten die Führer des 
»Nationalitäten-Kongresses« vor dem Druckpotential ih- 
rer Minoritäten, das sich in Kürze Bahn brechen könnte. 
Anders gesagt: Die deutsche Außenpolitik, die den Ver- 
band zu steuern verstand, drohte mit Krieg. Den Bieder- 
mann spielend, war es Stresemann selbst, der die Berliner 


klumpten. Die Zweck-Mittel-Legierung, die seit Grün- 
dung des Reiches das Wachstum antrieb, befreite das Aus- 
wärtige Amt auch in Zeiten der Schwäche vor Hemmung 
und Skrupeln. Der ideelle Verschnitt beim Kampf um 
Ressourcen blieb bis zum Ende von Weimar die deutsche 
Konstante im Staatenverkehr. 


Ethos und Machtgier 


Auch danach hat das Amt nichts Neues entwickelt. Trotz 
der Einmaligkeit des staatlichen Terrors erkennt es sich 
schnell in den Anlagen wieder, die das Nazi-Reich formen 
und ein fester Bestand seines Amtserbes sind. Es verstärkt 
und begleitet die nackte Gewalt am stofflichen Ursprung 
des Werteerwerbs. Es kleidet den Zugriff, bei dem es um 
Raub geht, in Freiheitsvisionen (»Selbstbestimmungsrecht 
der Völker«). Es zuckt erst zurück, als die koloniale Me- 
thode nicht durchschlagend ist und der Akkumulator 
trotz technischer Höchstform zu stottern beginnt. 

Die nach 1933 begangenen Verbrechen entspringen 
dem Wesen der deutschen Außenpolitik, ohne ihr mehr 
zuzusetzen als die volle Enthemmung der verklumpten 
Struktur: Okkupation wird zur »Lebensraum«-Ordnung, 
Ressourcenverteilung zum »Volksgruppen«-Kampf, 
Mehrwertgewinn aus lebendiger Arbeit zur »Rassen«- 
Gradierung. Was aus diesen Komplexen in den Vorder- 
grund trat, was zurückstehen konnte, war das Ergebnis 
von Amtskompromissen, nicht von Prinzipien. Ob man 
Frankreich zerschlug und in Kleinstaaten teilte 
(»Burgund«) oder großdeutschen Boden an Italien vergab 
(»Südtirol«), entschied sich nach Abgleich zwischen prak- 
tischen Zwängen und ethischem Ziel. 

Es war der ethische Antrieb, der die Legierung zer- 
sprengte und den völligen Machtverlust, ja selbst den phy- 
sischen Untergang des Herrschaftszentrums und dessen 
Gefolgschaft herbeiführte (8. Mai 1945). Dies erscheint 
unerklärlich, sofern man vergisst, wie Deutschland be- 
gann und das ideelle Syndrom aus den Augen verliert. Für 
die Konstituierung und Wachstumsdynamik des Groß- 
machtanspruchs war es entscheidend. Es barg zahlreiche 
Mittel, mit denen das Auswärtige Amt den Gegner 
verwirrte und subversiv hinterging. Es hatte das Reich zu 
Siegen geführt. Jetzt war es der Ort, an dem sich die 
Machtgier mit dem Scheitern versöhnte: »Deutschland 
wird leben, auch wenn wir sterben müssen.« 


»Inzwischen erfolgte der schmachvolle Zusammenbruch des 
Vaterlandes. Wir blicken in ein trostloses Grab langer, ehrli- 
cher Arbeit, in ein Grab schöner deutscher Hoffnungen [...] In 


dieser Trauer möge uns etwas vom Idea- 
lismus Schillers erfüllen, der dem Dich- 
ter die Worte eingab von dem »grofsen gi- 
gantischen Schicksal, welches den Men- 
schen erhebt, wenn es den Menschen zer- 
malmt«.« 


Aus der 
Chronik des Industrie-Club Düsseldorf, 1948 


Das Auswärtige Amt versuchte nach 
1945 den Eindruck zu erwecken, es 
habe zwar Fehler begangen, aber für 
das ideelle Syndrom der deutschen 
Außenpolitik sei es mehrheitlich 
nicht in Anspruch zu nehmen. Das 
Gegenteil ist wahr." Spätestens 1954 
begann die förmliche Rekonstruk- 
tion des völkischen Ansatzes, der im 
Verborgenen gepflegt und neu aus- 
gestaltet wurde." Unter Verzicht auf 
den Antisemitismus der Gosse, aber 
durchaus mit dem Gossenpersonal", 
spann das Amt erneut seine Netze und 
suchte nach »Völkern«, die des Schut- 
zes bedurften. Dazu trat mit Beginn 
der siebziger Jahre die Ratzel’sche 
Lehre, deren ewiger »Raum« in »Re- 
gionen« mutierte.'‘ 

Gleichwohl wusste Bonn, dass es 
äußerer Aufsicht unterstand. Der 
deutsch-polnische Vertrag des Jahres 
1970 deutet völkische Aspirationen 
nur an’; zwei Jahrzehnte später 
spricht der »Nachbarschaftsvertrag« 
mit Polen das Völkische offen aus 
und verwandelt polnische Staatsbür- 
ger in eine »deutsche Minderheit«, die 
Berlin als »Schutzmacht« betreut, 
legiert also Mittel und Zwecke. 

Dazwischen liegt das Ende der 
staatlichen Teilung und der Durch- 
bruch des Verborgenen. In manifester 
Gestalt tritt es während des Jugosla- 
wien-Krieges hervor, als das Amt ei- 
nen »Stabilitätspakt«' für Südosteu- 
ropa entwirft, der von völkischen Er- 
güssen geradezu durchtränkt ist. 
Noch während in Belgrad Bomben- 
feuer wüten, sorgt sich Berlin nicht 
nur um den obligaten »Minderhei- 
tenschutz«, sondern sieht in Südost- 
europa eine »zugespitzte Entschei- 
dungssituation« heranreifen: die Ent- 
scheidung »zwischen dem Selbst- 
bestimmungsrecht der Völker und 
dem Erhalt der Einheit multiethnis- 
cher Staaten«. 

Was das Auswärtige Amt den Ver- 
hältnissen im Balkan zuschrieb und 
nach dort projizierte, ist sein eigenes 
Verhältnis zu »Völkern« und »Staa- 
ten«, zu Mitteln und Zwecken deut- 


scher Außenpolitik. Indem sie sich 
zwischen diesen Polen vor einer Ent- 
scheidung wähnt, variiert sie die Leh- 
re vom Flottieren der »Völker« zwi- 
schen staatlichen Grenzen und ist bei 
Haushofer'’ angekommen. Die Dro- 
hung, »Volk über Staat« stellen zu 
wollen, ist unüberhörbar. 

Seit dem Jugoslawien-Krieg aus 
einer langen Schwächephase befreit, 
kontrolliert Berlin seine osteuropä- 
ischen Einflusszonen mit den ver- 
klumpten Elementen aus Machtpra- 
gmatismus und völkischem Ethos 
(Polen, Tschechische Republik, Slo- 
wakei, Ungarn, Rumänien) oder 
dient sich dem Aufbruch des Ethno- 
Regionalismus im Westen an (Spa- 
nien, Großbritannien).?” Ist die Sezes- 
sion gelungen (Serbien), kann es im 
Interesse des Amtes sein, den Bruch- 
zustand in der Schwebe und das 
»Volkstum« in Gärung zu halten (Ko- 
sovo), so dass die Krisenpermanenz 
eines Mittlers bedarf: Berlin. 

Auch außereuropäische Strecken 
seiner Expansion auf dem Weg zu 
»multiethnischen Staaten«, denen es 
die Parzellierung verspricht, legt das 
Amt mit dem »Selbstbestimmungs- 
recht der Völker« zurück. Ob als 
Mittler für das »Selbstbestimmungs- 
recht« der Tschetschenen oder als 
Schutzmacht für Tibet”: Das Wil- 
son’sche Ordnungsprinzip ist zu ei- 
nem aktuellen Passepartout für die 
deutsche Ausbreitung in Asien, Afri- 
ka und Lateinamerika geworden. 

Eingepuppt in die Ambivalenz ei- 
ner Norm, deren verhängnisvolle 
Wirkung Robert Lansing als erster er- 
kannte, trifft sich im »Selbstbestim- 
mungsrecht der Völker« die allge- 
meine Barbarei hegemonialer Staa- 
tenpolitik mit den barbarischen 
Besonderheiten eines dieser Staaten. 
Die latenten Potentiale seines mäch- 
tigsten Konkurrenten und Vorbilds 
hat er wirksam werden lassen und 
dabei Tausende und Abertausende 
von Leben vernichtet. Er wird noch 
mehr Elend über die Menschen brin- 
gen: Deutschland, der völkische 
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Den Studierendenstreik bestreiken? 


DER PROTEST AN DEN UNIVERSITÄTEN STELLT EIN POTENTIELLES 
AKTIONSFELD FÜR DIE RADIKALE LINKE DAR 


ie immer, wenn eine neue Form von Bewegung 

die Strassen und Zeitungen füllt, scheiden sich 

die Geister der radikalen Linken. Vor allem 
dann, wenn es um studentischen Protest geht, der sich der- 
zeit mal wieder als »Streik«' geriert. Wie schon 1997 kam 
es Anfang Oktober zu Protesten an diversen deutschen 
Hochschulen. Auslöser waren die bundesweit geplanten 
und vorgenommenen massiven Kürzungen im Bereich 
Bildung und Wissenschaften und damit einhergehend die 
Einführung von Studiengebühren. Trotz dieser recht allge- 
meinen gemeinsamen Ausrichtung der »Streiks« waren 
und sind die jeweiligen Bedingungen in den Städten sehr 
unterschiedlich — dies wirkt sich sowohl inhaltlich als auch 
pragmatisch auf mögliche Interventionsmöglichkeiten für 
linksradikale AktivistInnen aus. Anknüpfend an die be- 
reits auch in Phase 2 geführten Diskussionen um die »kri- 
tische Intervention« in die Friedens- und/oder Antiglo- 
balisierungsbewegung gilt es auch in diesem Fall einmal 
mehr, die konkreten lokalen Gegebenheiten zu beleuchten 
zu diskutieren und daraus mögliche Handlungsoptionen 
abzuleiten. Neben aller berechtigten Kritik an Forde- 
rungen und Aktionen vieler Studierender zeigt das 
Beispiel Berlin dennoch, wie sich ein Protest einerseits 
inhaltlich und andererseits aktionistisch radikalisieren 


kann. 
Berlins Hochschulen im Ausstand - ein kurzer Überblick 


So groß wie die Studierendenanzahl in Berlin ist, so unter- 
schiedlich waren die Protestformen und Inhalte, die in 
diesem, im November 2003 begonnenen Streik eine Rolle 
spielten. Eine homogene Position »der« Studierenden war 
schon deshalb nicht gegeben, weil die Vollversammlungen 
zwischenzeitlich an allen drei großen Universitäten wö- 
chentlich stattfanden und jeweils zwischen 2000 und 
3000 Leute anwesend waren. Beschlüsse der Vollver- 
sammlung an der Technischen Universität (TU), keine 
»kommunistischen und sozialistischen Inhalte« auf den 
Studierendendemos zu dulden, konnten so schon eine 
Woche später wieder gekippt werden. Die inhaltliche Aus- 
richtung der Demos und des gesamten Streiks hing in ho- 
hem Maße vom Engagement radikaler Linker ab, da die 
Strukturen stets offen waren, eigene Aktionen konnten 
problemlos gestaltet werden. So gelang es z.B. der linksra- 
dikalen Kampagne »Berlin Umsonst«, zu einer Demons- 
tration gegen den Bund der Arbeitgeber (BDA) mehrere 
Hundert »Streikende« zu mobilisieren, die vor dem Mari- 
tim-Hotel in der Friedrichsstrasse gegen ein Treffen des 


BDA mit Peter Hartz, Bert Rürup u.a. protestierten und 
das Hotel mit Eiern und Obst bewarfen.? Mittlerweile hat 
sich bei vielen Berliner Studierenden zumindest die Er- 
kenntnis durchgesetzt, dass von den in Berlin geplanten 
Kürzungen eben nicht nur sie betroffen sind. Derzeit 
konzentriert sich der Protest auf den Berliner Doppel- 
haushalt 2004/2005, der nicht nur Einschnitte an den 
Universitäten und die Einführung von Studiengebühren, 
sondern auch Kürzungen bei Kitas, Kultureinrichtungen, 
Frauenprojekten etc. sowie die Abschaffung des BVG- 
Sozialtickets vorsieht. Die erste Vollversammlung der FU 
nach der Weihnachtsferienpause beschloss u.a.: »Wir 
kämpfen gegen die Verabschiedung des Doppelhaushaltes 
2004/2005, der massive Einschnitte im sozialen und Bil- 
dungsbereich vorsieht [...] Wir wollen mit vielfältigen Ak- 
tionen verhindern, dass dieser Haushalt verabschiedet 
wird und fordern alle BerlinerInnen auf, sich dem Protest 
anzuschließen.«’ Tatsächlich demonstrierten am 15. Janar 
2003 mehrere tausend Menschen rund um das Berliner 
Abgeordnetenhaus gegen Sozialabbau, nebenbei nahmen 
etwa 300 Leute die Hauptparole des Tages »Alles für alle - 
und zwar umsonst« wörtlich und praktizierten am Potsda- 
mer Platz den Kaufhausklau — nationalistische Töne wa- 
ren an diesem Tag nicht zu vernehmen. 


Kritik kommt vor der Praxis? 


Während sich sowohl in Berlin als auch in anderen Städ- 
ten zunächst vor allem linksradikale UniaktivistInnen be- 
mühten, Einfluss auf die im Streik vertretenen Positionen 
zu nehmen, glaubten andere bereits zu Beginn zu wissen, 
dass solche Bemühungen verlorene Zeit und Energie be- 
deuten. So erklärten Nadine Fischer und Bernd Huber in 
der Jungle World: »Im Fall der protestierenden Studenten 
im Jahre 2003 bewegt sich aber alles in die falsche Rich- 
tung. Emanzipatorische Inhalte sind bei den Protesten 
trotz der verzweifelten Bemühungen einiger linker Asten 
und Hochschulgruppen nicht einmal im Ansatz zu erken- 
nen.« Weiterhin heißt es: »Der Motor der Proteste ist der 
Kampf um die individuelle und nationale Stellung im 
Wettbewerb«, woraus Linksradikale den AutorInnen zur 
Folge nur eines folgern können: »Für die Linken bleibt 
nur, die wenigen Nischen an den Unis zu verteidigen, die- 
se »‚Bewegung«, wo es möglich ist, zu bekämpfen, den Poli- 
tisierungsprozess einzelner zu unterstützen und ansonsten 
bei dem herrschenden Scheißwetter lieber ein gutes Buch 
gegen das herrschende Scheißsystem zu lesen, anstatt sich 
bei Demonstrationen des Klassenfeindes eine Erkältung 
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' Das Wort »Streik« wird 
hier in Anführungszei- 
chen gesetzt, da es sich 
zum einen nicht um 
einen Streik mit 
konkreten ökonomi- 
schen Auswirkungen 
handelt und zum ande- 
ren nicht an allen Uni- 
versitäten tatsächlich 
gestreikt, d.h. der Lehr- 
betrieb lahm gelegt wur- 
de. Während die Hum- 
boldt Universität in 
Berlin mehrere Wochen 
komplett geschlossen 
blieb, da Streikposten 
und andere Aktivist- 
Innen die Gebäude be- 
setzt hielten, kam es 
z.B. in Göttingen und 
zahlreichen anderen 
Städten nur zu einem 
sogenannten »Aktions- 
streik«, der Lehrbetrieb 
wurde relativ ungestört 
fortgesetzt. 


? Die Berliner Zeitung 
schrieb dazu: »Berliner 
Studenten haben am 
Donnerstag mit einem 
Protestzug durch die 
Innenstadt die Polizei in 
Atem gehalten. Die 
Studenten versuchten, 
das Hotel Maritim zu 
stürmen, wo Arbeit- 
geberverbände tagten.« 
Vgl. Berliner Zeitung, 

5. Dezember 2003. 


® Beschluss der FU- 
Vollversammlung 
vom 7. Januar 2004. 
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* V/gl. Nadine Fischer 
und Bernd Huber, 
Gegen diese Streiks, in: 
Jungle World Nr. 51, 
10. Dezember 2003. 


° Vgl. Flugblatt von 
liberte toujours: Noch 
nicht pleite, trotzdem 

dumm! Oder: Hört auf zu 
studieren, fangt an zu 
begreifen! - eine 
weniger freundliche 
Aufforderung, 
November 2003. 


® Vgl. bgr Leipzig, Der 
große Perspektiven- 
Schwindel. Der fortlau- 
fende positive Bezug 
linker Gruppen auf die 
globalisierungskritische 
Bewegung steht einer 
linksradikalen Praxis im 
Weg, in: Phase 2.10. 
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zu holen.«‘ Diese Position ist ebenso pauschalisierend und 
widersprüchlich wie vereinfachend. Wer kann schon an- 
lässlich der Unübersichtlichkeit und Vielfältigkeit der Pro- 
teste »den« Konsens behaupten? Und wie sollen linke Uni- 
aktivistInnen einerseits ihre Nischen und Freiräume ver- 
teidigen, gleichzeitig aber die Studierendenproteste be- 
kämpfen? Ein aktives Bekämpfen des Streiks führt mit Si- 
cherheit auch nicht zu der geforderten Politisierung Ein- 
zelner. Während einerseits kritisiert wurde, dass die Stu- 
dierenden der Standortlogik folgen und aus nationalisti- 
schen Motiven protestieren würden, beklagten andere, es 
ginge ihnen lediglich um ihr individuelles Interesse. Letz- 
teres vermag die antideutsche Berliner Gruppe »liberte 
toujours« nicht mehr zu erkennen, wenn sie behauptet, 
das »Einzelinteresse« werde dem vermeintlichen nationa- 
len Interesse unterstellt: »Egal ob man nun sein Eigenin- 
teresse unter das von Deutschland stellt (erster Fall) oder es 
gar mit diesem gleichsetzt (zweiter Fall), der völkische 
Tenor ist offensichtlich und die Konsequenz ebenso klar: 
Den ordinären Studi müsste man wohl mit Waffengewalt 
zwingen, sich an einem Protest zur Durchsetzung seines 
eigenen egoistischen — nämlich ganz einfach nicht zusätz- 
lich an Lebensunterhalt, Büchern, Semesterticket und 
Einschreibegebühren demnächst auch noch für die Mög- 
lichkeit des Besuches von Lehrveranstaltungen selbst löh- 
nen zu müssen — gegen das Allgemeininteresse seines Lan- 
des« zu beteiligen«.’ Das Interesse der »Streikenden« lag 
somit in den Augen von »liberte toujours« nicht etwa in 
dem Kampf um den Erhalt einer gesellschaftlichen Elite, 
sondern vielmehr in der totalen Unterordnung unter die 
deutsche Nation und ihre »Wettbewerbsfähigkeit«. Diese 
beiden hier skizzierten Ebenen der Kritik unterstellen den 
Studierenden somit zwei Formen von »Interesse«: Einer- 
seits ein rein egoistisches und elitäres Interesse, anderer- 
seits ein nationales Interesse, das im Widerspruch zu dem 
egoistischen Interesse steht. Letzteres artikulierte sich in 
der Regel in Slogans wie »Wir bauen Eure Autos« (Inge- 
nieure der TU). Immer wieder wurde die Sorge eines sozia- 
len Abstiegs geäußert, die zwar durchaus berechtigt ist, in 
den meisten Fällen aber vielmehr auf ein völlig unkriti- 
sches Verhältnis zu Staat und Kapital verweist, statt einer 
aus der konkreten Situation abgeleiteten umfassenden 
Kritik an Wissenschaft und Hochschule im Kapitalismus. 

Kann dieses »elitäre Interesse« einerseits eng mit dem 
»nationalen Interesse» zusammenhängen, so besteht doch 
kein zwangsläufiger Zusammenhang. Zwar ist der Schritt 


vermeintlichen nationalen Kollektiv zu unterstellen, über- 
sieht, dass dieses ihnen möglicherweise weniger wichtig als 


die eigene zukünftige Position auf dem freien Markt oder’ 


innerhalb der Wissenschaft ist. Kritik an dem Streik ist 
zweifellos berechtigt. Neben der offenen Artikulation des 
Standortnationalismus durch einige Studierende zeugen 
gerade die öffentlichen »Bettelaktionen« von einer wider- 
lichen Zurschaustellung des eigenen Wohlstandschauvi- 
nismus, der keine andere Botschaft enthält, als »Schaut 
her, wir wollen nicht der »Abschaum« von morgen sein.« 
Durchaus gefährlich war das in Berlin beliebte Denk- 
muster, die finanziellen Nöte der Stadt allein auf den 
Berliner Bankenskandal zu schieben. In nicht wenigen 
Fällen wurden damit die Banken sowie korrupte Einzel- 
personen zu den HauptgegnerlInnen stilisiert. Eine solche 
Sichtweise impliziert allerdings jene verkürzte und person- 
alisierende Kritik, die anfällig für strukturellen Antisemi- 
tismus ist (insofern ist Ziberte toujours recht zu geben) und 
nicht den Kapitalismus als solchen kritisiert, sondern 
vielmehr dessen Reformierbarkeit moralisch einfordert. 


Kritische Intervention 


Im Umgang mit dem Studierendenstreik scheint es nur 
zwei Positionen zu geben: Die völlige Ablehnung einer 
linksradikalen Beteilung aus inhaltlichen und pragmati- 
schen Gründen sowie auf der anderen Seite das relativ kri- 
tiklose Einreihen, wie es bereits die ALB u.a. mit dem 
sozialrevolutionären Block am Ende der Demos prak- 
tizierte. Wer von vorneherein eine neu entstehende Bewe- 
gung kritisiert, sich dabei die schlimmsten Äußerungen 
und Transparente heraussucht und daraus eine Analyse ei- 
nes äußerst vielschichtigen und ambivalenten Protestes 
ableitet, vermag natürlich nicht mehr die Möglichkeiten 
zu sehen und wahrzunehmen, die ein solcher Protest einer 
radikalen Linken eröffnen kann. Problematisch an dieser 
Herangehensweise ist nicht nur die Arroganz, mit der 
zumeist völlig unpolitische und politisch unerfahrene 
Menschen in ihrem Protest bewertet werden, sondern die 
zunehmende Selbstisolation der radikalen Linken selbst. 
Wie sich im Verlauf des Berliner Streiks gezeigt hat, ist es 
durchaus möglich, Positionen zu verändern und zu radika- 
lisieren. In den ersten Wochen wurden weder allgemeine 
soziale Kürzungen thematisiert, noch radikalere Protest- 
formen, die über Latschdemos hinausgehen, von der Mas- 
se der Studierenden akzeptiert. Mit der Besetzung diverser 


»WER DAVON AUSGEHT, DASS MENSCHEN 
IN IHREN POSITIONEN BEEINFLUSSBAR SIND, SOLLTE GELEGENHEITEN WIE 
DEN STUDIERENDENSTREIK NUTZEN.« 


zwischen der Einforderung des eigenen Status und der 
Begründung, dieser sei schließlich auch für den »Standort 
Deutschland« wichtig, nicht weit, dennoch kann das ego- 
istische Interesse überwiegen: Etwa wenn die Studieren- 
den fordern, in anderen Bereichen zu kürzen, um Studien- 
gebühren zu verhindern, oder wenn sie Forderungen an 
den Staat stellen wie etwa den Erhalt des Sozialstaates, den 
sie über die »Wettbewerbsfähigkeit« Deutschlands stellen. 
Allen Studierenden ein übergeordnetes Interesse an dem 


Parteibüros und deren polizeilichen Räumungen haben 
einige Personen Erfahrungen gesammelt, die nachhaltig 
ihre Einstellung zu Demokratie und bürgerlichem Staat 
verändert haben könnten. Auch wenn militantere Protest- 
formen nicht automatisch eine inhaltliche Radikalisierung 
bedeuten, so können diese beiden Faktoren sich immer 
gegenseitig beeinflussen. Einerseits kann nun eingewendet 
werden, diese rein aktionistische Radikalisierung sei in- 
haltsleer. Das ist Militanz jedoch nie, sie bezieht immer 


schon konkrete Vorstellungen von Staat und Gesellschaft 
und deren Nichtakzeptanz sowie eine damit zusammen- 
hängende als solche wahrgenommene »Grenzüberschrei- 
tung« mit ein. Diese Erfahrung muss zwar nicht per se pro- 
gressiv sein, kann es aber eben doch sein. Im Kontext der in 
Phase2 geführten Debatte um kritische Intervention in die 
Friedens- und Globalisierungsbewegung behauptet das gr 
Leipzig: »Oft scheint es, dass heute wieder trotz des Wis- 
sens über regressive Krisenlösungsmodelle und deutsche 
Subjektkonstitution schon das pure Engagement gegen 
Sozialabbau für eine positive linke Bewegung ausreicht. 
Dabei wird sich auch hier zeigen, wie linke Agitation, die 
sich ins Fahrwasser eines Protest-Mainstreams begibt, ihre 
Marginalität nicht überwinden kann.«“ Dem kann entge- 
gen gehalten werden, dass die Marginalität auch nicht 
durch Nicht-Reaktion bzw. bloßer diffamierender Kritik 
an jeglicher Bewegung überwunden wird. 


Fazit 


Viele dieser hier kritisierten Protestformen hätten jedoch, 
wenn auch nicht verhindert, so zumindest eingeschränkt 
werden können, wenn die radikale Linke von Beginn an in 
den Streik interveniert hätte. Wer davon ausgeht, dass 
Menschen in ihren Positionen beeinflussbar sind, sollte 
Gelegenheiten wie den Studierendenstreik nutzen. Denn 
nur dann, wenn Menschen sich mit aktuellen Problemen 
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tigt sich mit der Frage, wie die 
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rismus und die daraus resultie- 
rende neue soziale Ungleich- 
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konfrontieren und möglicherweise bereit sind, sich mit 
weitergehender Gesellschaftskritik auseinander zusetzen, 
hat die radikale Linke eine Chance, zu intervenieren. 
Letztlich bleibt die Vermittlung einer grundsätzlichen 
Kapitalismus- und Nationenkritik eine schwierige Auf- 
gabe, nicht umsonst stellt die »Soziale Frage« die radikale 
Linke wie eh und je vor ein großes Problem. Proteste wie 
der Studierendenstreik ermöglichen jedoch nicht nur die 
Stärkung der universitären Linken, sondern ebenso die 
Einflussnahme auf zahlreiche Menschen, die sich anson- 
sten auf keine linke Veranstaltung verirren würden. 
Gleichzeitig bieten »Streiks« den notwendigen Rahmen 
für weitere Aktivitäten: Aktionen wie die Besetzung des 
taz-Gebäudes in Berlin, als deren Ergebnis vier Artikel, in 
denen deutscher Nationalismus, verkürzte Kapitalis- 
muskritik und Reformismus vieler Studierender kritisiert 
wurden, ihren Weg in die bundesweite Ausgabe fanden, 
sind nur im Rahmen eines solchen Massenprotestes 
möglich. Letztlich haben die »Streiks« nicht mehr und 
nicht weniger als die Möglichkeit zum Ergebnis, mit sich 
politisierenden Menschen in Kontakt zu geraten und 
bestenfalls die eine oder andere linksradikale Position zu 
vermitteln. 


CAROLIN FRIEDHOLM 
Die Autorin ist Mitglied von Phase2 Berlin. 
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»Brain Up! Deutschland sucht seine 
Spitzenuniversitäten«' 


WIE STUDENTEN VERSUCHEN DEN STAAT ZU KRITISIEREN UND WARUM DAS 
SO NICHT FUNKTIONIERT 


m 29. Oktober 2003 war es soweit, es gab eine 
A Regierungserklärung von Minister Lutz Skatmann 

zum »Hochschuloptimierungskonzept« (kurz: 
HOK): »Die Hochschulpolitik des Landes muss mit einer 
Situation umgehen, die schwieriger ist als alles, was das 
Land Niedersachsen seit seiner Gründung 1946 zu bewäl- 
tigen hatte. Unser Land ist heillos überschuldet. Nieder- 
sachsen ist pleite!« 

Ein harter Sparkurs wird angekündigt nicht nur an 
den Unis dieses Bundeslandes sondern am Sozialsystem 
insgesamt — und zwar bundesweit. Da heißt es dann: Wir 
müssen alle den Gürtel enger schnallen! 

Der Kanzler formuliert das Ganze etwas persönlicher, 
richtet ein motivierendes Wort an die Nation und sagt im 
Vorwort zur Agenda 2010: »Soll unser Land seinen Bür- 
gerinnen und Bürgern auch in Zukunft ein Leben in 
Wohlstand und sozialer Sicherheit bieten, müssen wir es 
verändern. Veränderung braucht Mut und Entschlossen- 
heit.« 

Wenn der Staat sagt, dass er sparen muss, dann spart er 
an den Einrichtungen, die ökonomisch wenig bis gar 
nichts für ihn abwerfen. Da geht es den Unis und ihren 
MitarbeiterInnen nicht anders als all den anderen Insti- 
tutionen. 

Doch die »Protestbewegung« der Studierenden, die in 
einem Großteil ihrer Kritik nur den Standort Deutschland 
hoch leben lässt, distanziert sich sogar zum Teil davon, 
ihren Protest in einen sozialpolitischen Kontext gesetzt zu 
sehen — nämlich den des Sozialabbaus. »Soll die Regierung 
doch sparen wo sie will, doch an der Bildung, da kann sie 
ja gar nicht sparen!« Sonst geht's nämlich Berg ab mit der 
Zukunft der Nation und insbesondere dem Standort 
Deutschland. »Ohne Bildung keine Zukunft.« 

Bestanden wird auf der Unersetzlichkeit der Jungaka- 
demikerInnen als Ressource der Nation. Auf eine solche 
Produktivkraft kann der Staat nicht ernsthaft verzichten 
wollen und die Mittel für diesen Zweig kürzen. 

Doch, er kann. Und: er tut es auch! Hat der Staat 
den Protest nicht wahrgenommen? Ihn trotz aller Ge- 
waltlosigkeit und bunter, kreativer Aktionen übersehen? 
Und das, obwohl es eine große Sympathie in der Bevöl- 
kerung gab? 

Wissen ist eine Ressource innerhalb der Konkurrenz 
der Ökonomie, die in ihrer Verwendung rentabel sein 
muss. Die »Wissenden« haben zur Verfügung zu stehen 
und zwar mit möglichst hoher Einsatzbereitschaft. Und 
dazu noch möglichst günstig — achja: und bitte wieder 


abtreten, wenn der Staat oder der Arbeitgeber keine Ver- 
wendung mehr für die bereitstehende Ressource hat! 

Sogar in ihrer Herstellung sollen die Qualifikationen, 
die die auszubildenden Bürger eines Staates erhalten, gün- 
stig kurz und möglichst profitabel sein. So der momentane 
Kurs. 


Die Funktionalisierung des Wissens 


Die Hochschulen in Deutschland sind immer noch in 
erster Linie Einrichtungen des Staates. Er steht für sie ein 
und bezahlt die anfallenden Sach- und Personalkosten. 

Die Hochschullehrer können und sollen auf diese 
Weise Wissen produzieren und vermitteln, ohne sich stän- 
dig jene Geldsorgen machen zu müssen, mit denen sich 
die Mehrheit der Bevölkerung herumschlägt. Das ist ihr 
Privileg. 

Der Staat schreibt ihnen weder den Inhalt, noch die 
Dauer oder gar das Ergebnis der Forschung vor, sondern 
überlässt alles den Lehrenden. Dabei erklärt er allein sie 
dafür zuständig, wohl wissend, dass es diese Arbeitsbedin- 
gungen für wissenschaftliche Tätigkeit braucht und dabei 
scheinbar die im Kapitalismus gültigen Maßstäbe für 
(Lohn-)Arbeit auf den Kopf gestellt werden. Wissen- 
schaftler sollen — zunächst einmal — ihre Forschung voran 
bringen und so das Wissen ganz allgemein, also ganz ohne 
jeden bestimmten staatlich erwünschten Anwendungs- 
zusammenhang entwickeln. 

Wissen mehren, lautet also der erste, sehr abstrakte 
Staatsauftrag, der in der Freiheit der Forschung einge- 
schlossen ist. Er verweist darauf, dass der »moderne 
Staat« Wissen als Mittel seiner Macht in großem Stil 
braucht. Im Wissen und in seiner Umsetzung in 
Instrumente der Wachstumsförderung, Infrastruktur, 
medizinischen Gesundheitspflege, militärischen Ge- 
sundheitszerstörung usw. entdeckt er in der Tat eine 
zentrale Quelle für Erfolge in der ökonomischen und in 
der Staatenkonkurrenz. Die um die Wissenschaft 
errichtete »Mauer« — auch »Elfenbeinturm« genannt — 
mit interner Freiheitsgarantie, also mit der Befreiung 
der Wissenschaftler von inhaltlichen Vorschriften, 
Zeitdruck und Finanzsorgen, ist dafür das adäquate 
Mittel. 

Freiheiten, so auch die Freiheit von Forschung und 
Lehre, sind hohe Güter der Demokratie und stehen mit 
ihrem positiven Image als Aushängeschilder dieser wieder- 
um zur Verfügung. 


Wissen ist eine Ressource, die der Staat seinen Bürgern 
insgesamt sehr sparsam zur Verfügung stellt, und die meist 
durch einen (sozialen) Numerus Clausus eingeschränkt 
wird. Für viele Fächer der Universitäten hat es einen sol- 
chen bis vor kurzer Zeit nicht gegeben, doch aufgrund der 
starken Nachfrage am Studieren und überfüllter Hörsäle 
hat man sich nun vorerst für diese Form der Beschränkung 
entschieden. 

Menschen, die mehr Zeit und Hilfe bräuchten und 
damit nicht schnell genug zur Verfügung stehen würden, 
fallen von vornherein durch das Sieb. Diese müssen sich 
dann — gezwungenermaßen — Berufsausbildungen unter- 
ziehen. Diese zu bekommen ist aufgrund fehlender Aus- 
bildungsplätze heutzutage auch kein leichtes Unterfangen. 
Man bleibt also immer in Sichtweite zum sozialen Rand 
der Gesellschaft. Ein paar »anspruchslose Arbeitskräfte« 
kommen ihr da gerade recht. 

Es bedarf ja auch der guten Mischung an Arbeits- 
kräften, die herausgebildet werden sollen. So ist es 
zumindest für den Staat nicht weiter schlimm, wenn er 
sich dann noch seine Elite selbst basteln kann. Der 
Bedarf des Kapitals entscheidet also darüber, wer was 
wissen darf — d.h. es wird gesiebt und damit steht nicht 
jedem praktisch Bildung zu. Nicht jeder darf Elite sein. 
»Das Recht auf Bildung« gibt es in der Form, dass es 
jedem frei zugänglich gemacht wird, also nicht. Die 
Verteidigung des Grundsatzes »Recht auf Bildung« ist 
damit Sache des Staates. 


Zweckanpassung und Sozialer NC 


»Längst fällige Reformen!« — so das Urteil der Bildungspo- 
litiker. Geldnot soll die Institution und die Studenten zur 
Vernunft zwingen und zwar zu einer Vernunft, die der 
Staat sehen will. Die fällig werdenden Studiengebühren als 
»sozialer NC« gepaart mit BAföG-Einsparungen und dem 
Erschweren des Jobbens bei verkürzter Regelstudienzeit 
sollen abschrecken, ein Studium in die Länge zu ziehen. 
Diese Effektivierung soll mehr ökonomisches Bewusstsein 
unter den Studierenden erzeugen: Wer wissen will, muss 
zahlen und wer Chancen auf dem Markt der Arbeit haben 
möchte, muss schnell und effektiv studieren! 

Nur so, und das ist hier wohl allen klar, kann die Na- 
tion im internationalen Konkurrenzkampf mithalten — 
und das will sich hier ja keiner nehmen lassen: »Goodbye 
learning - Goodbye Germany!« 

So wird aus postulierter Chancengleichheit Leistung. 
Nur der Wissensvorsprung gegenüber anderen nützt den 
Konzernen und Nationen in ihrer Konkurrenz. 

Nun darf also konkurriert werden und zwar nicht nur 
um den Rang in der Gesellschaft, sondern nun auch um 
die finanzielle Ausstattung. Begabung ist gefragt und 
wenn die stimmt, dann gibt es einen Zuschuss. Die Politik 
ist sich einig: Geld und Ehre machen der Nation Beine! 
Und den Studenten sowieso. 


Bewegungsfreiheit 


In den sechziger und siebziger Jahren war der Protest ein 
anderer. Kader aus der radikalen Linken bereiteten die stu- 
dentischen Streiks mit vor. Große Aktionen und Slogans 
wurden mit großem Vorlauf bestimmt. Diese liefen durch 
die Landes-Asten-Konferenzen und auch durch den na- 


tionalen Dachverband der Studierenden. Als dann am 
Ende die einzelnen Unis über Streik abstimmten, war 
längst alles perfekt. Als es mit dem Streik los ging, griff 
man auf längst etablierte Strukturen zurück. 

Während des Streiks 1997 existierten bestenfalls Rest- 
spuren der Erfahrungen aus den siebziger und achtziger 
Jahren, der Zeit der linken Kader, die nach Auflösung des 
MSB Spartakusbund und dem sozialistischen Hochschul- 
bund nach dem Fall der Mauer, plötzlich verschwanden. 
Ein Boykott stand vom ersten Tag an, aber die Aktionen 
bröckelten bereits nach dem dritten Tag. 

Mittlerweile sind auch die letzten Spuren völlig ver- 
schwunden. Und so scheint die Situation im Herbst 2003 
tatsächlich neu. 

Diesmal stand kaum etwas von Beginn an, die Struk- 
turen mussten erst geschaffen werden. Erst mit Beginn der 
Aktivitäten wurde darüber nachgedacht, wie Abstimmun- 
gen und Vollversammlungen organisiert werden sollten, 
wie die Parolen lauten sollten, was es für Aktionsstile ge- 
ben sollte und wo das Ganze stattfinden sollte. Der Streik 
wurde sich quasi erarbeitet. Eine Art Lernprozess, nicht 
zentralistisch organisiert, sonder irgendwie von unten 
nach oben treibend. Und was da nach oben kam, waren 
Aktionen, die in weiten Teilen nicht anders als makaber bis 
geschmacklos bezeichnet werden können, aber nichts mit 
Protest zu tun haben. So waren sie sich nun nicht zu 
schade, für die Bildung »anschaffen« zu gehen, einen 
Porno zu drehen, in den Straßen zu betteln oder an 
Kreuzungen die Fenster von Autos zu putzen. Mancher- 
orts, wie z.B. in Leipzig, wurden Schädel kahl rasiert und 
die Haare symbolisch an die Industrie verkauft, weil man 
meinte, ohne dieses Salär nicht über die Runden kommen 
zu können. 

Mit diesen Bildern wurde verlautbart, was man von 
Prostituierten und Bettlern hält, dass man den Abstand zu 
diesen sozialen Gruppen verdeutlichen und manifestieren 
wissen will. Die gewollte Assoziation mit denjenigen, 
denen im NS zwangsweise und auch öffentlich die Haare 
geschoren wurden, war nur bei sehr, schr wohlwollender 
Interpretation Ausdruck eines nicht vorhandenen Ge- 
schichtsbewusstseins. 

Richtig gestreikt wurde dann aber eigentlich nirgends. 
Ein Streik ohne Streik. Gefüllt waren die Seminarräume 
immer noch und trotzdem wirkte der Streik nach außen 
dicht und intensiv. 

Unter den Aktivisten fanden sich viele Erstsemester, 
für die das Gemeinschaftsgefühl eines solchen »Streiks« 
sicher nicht unerheblich war, zumal die ersten Wochen in 
einer neuen Stadt und in einer neuen Institution nicht 
immer ein Zuckerschlecken sind. So waren sie auch bereit 
mit großen, euphorischen Augen für den Spiegel oder den 
Berliner Tagesspiegelzu posieren. Da konnten die Journalis- 
ten nun auch begründet von der positiven Atmosphäre des 
Streiks berichten. 

Dagegen wirkten die errichteten Zeltdörfer eher kalt, 
grau und ungemütlich. Wäre Sommer gewesen, wären aus 
den Universitätsgeländen sicher große Partylocations 
geworden und das Interesse an der Sache wäre vielleicht 
von Getränk zu Getränk größer geworden. Aber es war 
Winter. 
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' Jenseits von Israel. Zur 
Klassenkampfpos(s)e 
der Antideutschen 
Kommunisten Berlin«, 
zu finden unter: 
www.redaktion- 
bahamas.org. 

Die Widerlegung we- 
nigstens einiger der in 
diesem Text enthaltenen 
konfusen Einschät- 
zungen und Verdrehun- 
gen haben wir in einer 
Replik vorgenommen, 
die unter dem Titel 
»Bestandsaufnahme 
des Haufens, innerhalb 
dessen wir bisher zu 
wirken versuchten« auf 
unserer Homepage 
www.antideutsch.tk 
nachzulesen ist. 


? Quietismus von lat. 
quies, »Ruhe«: religiöse 
Richtung, die in mysti- 
scher Versenkung Gott 
erleben will und äußere 
Kirchlichkeit ablehnt; im 
weiten Sinn: Gelassen- 
heit, Gleichgültigkeit ge- 
genüber den herrschen- 
den religiösen Dogmen, 
in fast allen entwickelten 
Religionen feststellbar. 
Auch allgemein für eine 
entsagungsvolle, auf 
»inneren Frieden« 
gerichtete Lebens- 
haltung überhaupt. 
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Scheinrevolutionärer Quietismus 
oder spießiges Bildungsbürgertum 


BEMERKUNGEN DER ANTIDEUTSCHEN KOMMUNISTEN BERLIN ANLÄSSLICH 
ZWEIER KÜRZLICH GEGEN IHRE TÄTIGKEIT ERHOBENER EINWÄNDE 


Die herrschende Ordnung zeichnet sich seit langem durch 
das vollständige Fehlen ihrer grundsätzlichen Infrage- 
stellung aus. En passant kann sie daher ihre ohnmächtigen 
Gegner verhöhnen, indem sie gnädig darauf verzichtet, 
deren Recht auf freie Rede in irgendeiner Weise zu 
beschränken — sind diese doch ohnehin unfähig, sich 
untereinander zu verständigen, geschweige denn, eine 
Sprache zu finden, die auch außerhalb ihrer isolierten 
Zirkel verständlich wäre. Dass die wenigen, die zumindest 
formal noch immer die kollektive Aneignung der Produk- 
tion zum Ziel haben, sich nicht vernünftig unterhalten 
können, hat seinen objektiven Grund darin, dass ihr Plan 
dem einiger afrikanischer Steppenameisen gleicht, die 
einen Elefanten erlegen wollen. Die Diskussion um die 
Wahl der geeigneten Mittel zur Erreichung ihres Zwecks 
kommt nicht in Gang, da angesichts der Ungeheuerlich- 
keit des Vorhabens alle Vorschläge gleichermaßen lächer- 
lich erscheinen. Wo kein Kräfteverhältnis existiert, kann es 
kaum gelingen, an den einzelnen hilflosen Versuchen das 
Verkehrte präzise zu benennen oder das implizit enthal- 
tene Vernünftige herauszulesen. Auf der subjektiven Seite 
scheitert die Diskussion an der Schwäche der Beteiligten, 
die durch ihre Abgeschnittenheit von tatsächlichen 
Wirkungsmöglichkeiten kaum Gelegenheit haben, Ver- 
stand und Sinne zu schärfen. Es war deshalb bisher nicht 
einmal eine lockere Assoziation einer revolutionären 
Intelligenz im Wartestand möglich — der Anfang der neun- 
ziger Jahre unternommene Versuch der Zeitschrift kon- 
kret, einige der Ernsthafteren im produktiven Streit zu ver- 
einen, scheiterte genauso wie dessen Wiederholung einige 
Jahre später durch die neu gegründete Jungle World. Auch 
die Zeitschrift Phase 2, die aus dem Zusammenschluss 
einiger antifaschistischer Gruppen hervorging, der sich 
mangels gemeinsamer Substanz aufgelöst hatte, war bisher 
wenig erfolgreich im Bemühen, ebendiese Substanz her- 
vorzubringen. 

Unter diesen Umständen waren die zaghaften Versu- 
che unserer kleinen Gruppe, direkt mit anderen Gruppier- 
ungen ins Gespräch zu kommen, naturgemäß fruchtlos. 
Es erschien uns daher erfolgversprechender, ohne Rück- 
sicht auf ein ohnehin kaum zu bestimmendes Publikum 
einige konformistische Versuche oppositioneller Neufor- 
mierung zu denunzieren, in der Hoffnung, dadurch im- 
merhin etwas Gärung in ein eng begrenztes Segment der 


Gesellschaft zu bringen. Bevor ein produktiver Verein 
einiger Intellektueller sich bilden kann, so die Einschät- 
zung, müssen erst die diversen Sekten sich wechselseitig 
beschimpfen. Dies ist eine notwendige Forderung der 
aktuellen Zeit, in der jeder selbstverständlich die anderen 
Fraktionen als völlig unzureichend bekritteln kann, aber 
sich selbst zunächst von der Kritik ausnehmen muss, weil 
sonst die ganze Nichtigkeit des eigenen Tuns offenbar 
würde, was völlige Entmutigung zur Folge hätte. Die Fi- 
xierung auf den Kopf ergibt sich, weil an Praxis im empha- 
tischen Sinn momentan nicht gedacht werden kann. 
Vielleicht aber könnte eine kritische Menge von Leuten, 
die immerhin wissen, in welcher Situation sich die Gat- 
tung befindet, solche Praxis zumindest wieder denk- 
möglich machen. 


Unsere Versuche, das oben grob Ausgeführte zu befördern, 
sind nicht unangefochten geblieben. Zwei zentrale, sich 
scheinbar ausschließende Einwände wurden formuliert. 
Den ersten kann man in einer kleinen Erklärung! der 
Zeitschrift Bahamas nachlesen, in der uns vorgeworfen 
wird, wir würden unablässig von der Menschheitsemanzi- 
pation reden, obwohl diese doch aufgrund der autoritären 
Verfassung fast aller Weltbewohner absolut nicht auf der 
Tagesordnung stehe. Der Kommunismus sei aktuell nichts 
weiter als eine leere Abstraktion, die wir ständig im Munde 
führten, um uns um eine realistische Einschätzung der 
Welt zu drücken. Die Folge sei eine quietistische? Haltung. 
Wir würden uns also am Kommunismus berauschen und 
zeigten Gleichgültigkeit gegenüber den aktuellen Tageser- 
fordernissen (Solidarität mit Israel und den Vereinigten 
Staaten, d.h. Kritik an der regressiven Welt, die in Europa 
sich vorbereitet und in der islamischen Welt schon recht 
unerquickliche Blüten treibt). Die Bahamas meint des- 
halb, »nachdrücklich allen Versuchen« widersprechen zu 
müssen, »jenen tätigen Antifaschismus der US-Army und 
der IDF [...] gegen einen Sack voll Flöhe auszuspielen, auf 
dem dick das Wort Kommunismus gemalt steht«. Statt 
von weltfremden Utopien zu faseln, solle man sich be- 
scheiden: »Als Antideutschen und schon deswegen Kom- 
munisten muss es uns in dieser Zeit reichen, dass es ein 
besseres Leben für die irakischen Kurden und ein sicher- 
eres für die Israelis gibt, und dass den islamischen oder 
panarabischen Revolutionären und Old Europe Schaden 
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zugefügt wird.« Würde man den Jargon der Vergangenheit 
lieben, so ließe sich zusammenfassend sagen, dass wir hier 
einer linken Abweichung? bezichtigt werden. 

Der von der Bahamas vorgenommen Beurteilung der 
Weltsituation widersprechen wir nicht, und wir teilen ins- 
besondere deren Einschätzung, dass die Bewahrung der 
blutig durchgesetzten US-Hegemonie mit ihren im Wind- 
schatten des war on terrorism gelungenen diplomatischen 
Erfolgen gegenwärtig allen anderen Alternativen vorzuzie- 
hen sei. Der Vorwurf, wir spielten unser abstraktes Ideal 
gegen den konkreten Antifaschismus aus, ist somit gegen- 
standslos. Zweifellos gewährt das Handeln der USA der 
Menschheit Zeit. Wird diese jedoch von niemandem 
genutzt, so ist die Katastrophe nur aufgeschoben, weil 
jeder weiß, dass der Weltpolizist die Regression nicht ewig 
aufhalten kann. Die Maßhalteparole der Bahamas ist so- 
mit lächerlich: Selbstverständlich kann es »uns« nicht »rei- 
chen«, wenn auf der Welt Dinge geschehen, auf die wir 
keinen Einfluss haben und die schon bald wieder obsolet 
sein könnten. Dass jede partikulare Verbesserung prekär 
ist und nur die Umwälzung des Ganzen Rettung bringen 
könnte, braucht nicht eigens ausgeführt werden; die lange 
Geschichte des Elends des Reformismus ist bekannt. 

Worauf es ankommt, ist folgendes: Die grobe Beurtei- 
lung der Außenpolitik ist notwendig, um sich überhaupt in 
der Welt zurechtzufinden und um das hiesige Massenbe- 
wusstsein ideologiekritisch zerpflücken zu können. Erstens 
kann man dabei aber nur dann zu einer qualitativen 
Einschätzung des Gegenstands kommen, wenn man ihn 
unter der Fragestellung betrachtet, inwiefern er der antizi- 
pierten Emanzipation nützen könnte oder nicht. Ohne 
dieses Kriterium, das die Bahamas in ihrer Erklärung gegen 
uns zurückweist, wird die Betrachtung orientierungslos. 
Wird nun zweitens ausdrücklich gefordert, sich mit der 
Konstatierung »erfreulicher« Entwicklungen auf der 
Bühne der Weltpolitik zu begnügen, so verewigt man damit 
die eigene Rolle als passiver Zuschauer von dem eigenen 
Willen entzogenen Vorgängen. Die Beschäftigung mit den 
auswärtigen Angelegenheiten dient dann dazu, von der 
eigenen Situation und den sich dort stellenden Problemen 


tential aufgeblasener praktischer Umsturz wie das lichte 
Morgenrot Denken und Kritisieren leiten soll.« Die Revo- 
lution oder wie das Leipziger Bündnis gegen Rechts in dieser 
Zeitschrift einmal aufklärte, der Tag des jüngsten Gerichts, 
ist nicht positiv. Er ist die Grenze der Erkenntnis und was 
sich dahinter befindet ist zwar zu antizipieren, aber immer 
falsch. Positiv ist selbstverständlich die Redaktion der 
Bahamas, wenn sie unmittelbar dies und das lobt und sich 
damit zufrieden gibt. Wir haben umgekehrt diese schein- 
bare Position ihrerseits in den Strudel der Negativität geris- 
sen, indem wir darauf hinweisen, dass es den Bewohnern des 
tristen Flecken Kurdistan nur dann langfristig besser gehen 
wird, wenn die Welt eine ganz andere Entwicklung nimmt. 


Der zweite Einwand gegen unsere Versuche ist wichtig, 
wurde aber bisher meist mündlich formuliert. Es muss 
deshalb zur Verdeutlichung ein Statement aus einem jener 
neumodischen open-speech-Foren herangezogen werden. 
Im Frankfurter sinistra-Forum meldete sich anlässlich 
eines kleinen von uns verfassten Pamphlets‘ gegen Studie- 
rende eine Frau namens Silke zu Wort: »Mal vom tatsäch- 
lich peinlichen Stil dieses Flugblatts abgesehen, finde ich 
den ständigen Bezug auf Goethe, Schiller, Hegel etc. sehr 
aufschlussreich. Das kam auch schon in früheren Texten 
dieser Gruppe zum Ausdruck. Es scheint sich bei den 
Mitgliedern dieser Gruppe um konservative Bildungsbür- 
ger zu handeln, die in spießiger Weise auf die gute alte Zeit 
von Schiller und Co. verweisen (und auf ihr angebliches 
Checker-Wissen darüber). Zusammenhängend mit die- 
sem Anachronismus gibt es eine bedenkliche Ablehnung 
der modernen (Pop-)Kultur. Aber im Grunde passt dieser 
Kulturkonservatismus zu den adk's, schließlich kam aus 
diesen Reihen auch der Lob-Artikel der deutsch-nationa- 
len und antikommunistischen »WELT« in der bahamas.« 
Während die Bahamas uns vorwirft, wir seien weltfremde 
Utopisten, in Gedanken immer schon im Jenseits und 
deshalb unfähig, hier und jetzt notwendige Entschei- 
dungen zu treffen, so lautet das Verdikt nun umgekehrt: 


»DER VORWURE WIR SPIELTEN UNSER ABSTRAKTES IDEAL GEGEN DEN 
KONKRETEN ANTIFASCHISMUS AUS, IST SOMIT GEGENSTANDSLOS.« 


abzulenken. Im Falle der Bahamas soll die Aufforderung, 
wir müssten uns zügeln, wohl in Wirklichkeit die eigenen 
Anhänger beruhigen, dass auch in Zukunft nicht mehr von 
ihnen verlangt werden wird, als sich — zur symbolischen 
Unterstützung respektive Verurteilung irgendwelcher Ent- 
wicklungen weit draußen in der Welt- als braves Publikum 
zu Kundgebungen oder Veranstaltungen einzufinden, also 
in völliger Passivität zu verharren. 

Weil die Abwehr von Emanzipation nicht rational ist, 
muss sie konfus werden. Die Redaktion der Zeitschrift 
Bahamas wirft uns vor, positiv zu werden, weil wir die Welt 
im Licht zukünftiger Befreiung begreifen. Wieder holt die 
Truppe tief Luft, um sich — abermals recht »nachdrücklich« 
— zu verwahren: »gegen die Unterordnung der Wahrheit 


unters vorab gesetzte revolutionäre Ziel, das als zum Exis- 


Wir seien rückwärtsgewandt, anstatt für das Neue einzu- 
treten, paktierten mit den Mächten der Vergangenheit 
bzw. mit den Ideologen, welche diese rechtfertigten. Ver- 
wendete sie die traditionelle Ausdruckweise, so müsste 
Silke uns der rechten Abweichung? zeihen. 

Weil uns der Gedanke, dass momentan der ganz ande- 
re Zustand eine Abstraktion ist, nicht so fern liegt, wie es 
sich Natascha Wilting, Clemens Nachtmann und unsere 
anderen Genossen von der Redaktion Bahamas in ihrer 
ärgerlichen Schrift einbilden, gaben wir einige Hinweise, 
wie dieser negative und notwendig jenseitige Begriff trotz- 
dem konkretisiert werden kann; wie die immer erst einmal 
abstrakte, sich dem falschen Weltzustand willkürlich ent- 
gegenstellende Negation zur bestimmten Negation wer- 
den könnte. Unsere oben genannte Kritikerin will dage- 
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° Der linke Radikalismus 
zeichnete sich historisch 
dadurch aus, dass er 
sämtliche Übergangs- 
forderungen ablehnte 
und keinen anderen 
Programmpunkt hatte 
als die soziale Revolu- 
tion. In nicht revolutio- 
nären Zeiten ist der von 
Haus aus aktionistische 
Radikalismus zum Quie- 
tismus gezwungen, wie 
sich etwas früher die 
»Direkte Aktion« nicht 
durch sonderlich viele 
direkte Aktionen aus- 
zeichnete. 


* »Ihr schönen Student- 
innen, ihr holden Stu- 
denten ...«, dokumen- 
tiert auf: 
www.antideutsch.tk. 


® Der Begriff passt frei- 
lich nicht ganz, da, wer 
uns Rechtsabweichler- 
tum vorwirft, sich selbst 
als Zentrist oder linker 
Maximalist verstehen 
müsste, während die 
zitierte Autorin wahr- 
scheinlich einfach nur 
wirr ist. Wir möchten 
jedoch mit der Verwen- 
dung solch anachronis- 
tischer Phrasen etwas 
Ordnung ins Chaos brin- 
gen, in der idealisti- 
schen Hoffnung, dass 
dadurch irgendwann 
auch die Sache dem 
Begriff wieder gemäßer 
wird. 
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gen alles der alten Welt Zugehörige 
unterschiedslos verwerfen und echauf- 
fiert sich deshalb darüber, dass wir die 
bürgerlichen Aufklärer loben. Nun 
sind deren Werke tatsächlich Bestand- 
teil des zu Überwindenden und wie alle 
Hervorbringungen einer auf Gewalt 
und Ausbeutung beruhenden Gesell- 
schaft notwendig falsch. So bemühten 
sich etwa alle klassischen Aufklärer, die 
bürgerliche Regierungsgewalt ordent- 
lich zu legitimieren. Aber gerade indem 
sie die Herrschaft vernünftig zu be- 
gründen und damit an einen univer- 
sellen menschlichen Zweck rückzubin- 
den versuchten, weisen ihre Schriften 
über die jeweils positiv gegebene 
Obrigkeit hinaus und brachten Mittel 
zu deren Infragestellung hervor. So 
schrieb etwa der Dichter Wieland: »In 
diesem Sinne ist leidender Gehorsam 
oft (und nur allzu oft) unvermeidliches 
Loos der Menschheit, und nothwen- 
dige Bedingung des bürgerlichen 
Lebens. Aber zu einem Gehorsam, der 
immer bereit wäre, alles, auch das Un- 
erträgliche zu leiden, ungeachtet es nur 
auf uns anköme es nicht zu leiden — das 
ist, zu einem Gehorsam, der die Men- 
schen zu etwas weniger als Vieh, zu blo- 
ßen Maschinen, herabwürdigte, dazu 
kann uns nichts verpflichten.« In dem 
Augenblick, in dem der Fortschritt der 
Produktion die Mittel für ein besseres 
Leben bereitstellt, so dass es nur noch 
auf uns ankommt, unser Leiden zu be- 
enden, verwandelt sich solche Legi- 
timation der Autorität in deren schärf- 
ste Kritik, denn sie erkennt keinen 
Grund für den Gehorsam mehr an, es 
sei denn, die Menschen verwandeln 
sich selbst in Maschinen, anstatt diese 
zu erobern. 

Unsere Kritikerin aus dem sinistra- 
Forum wiederum scheint an den Auf- 
klärern gar nicht so sehr deren notwen- 
dige Befangenheit in der Vorgeschichte 
zu stören. Beachtung verdient ihre fol- 
gende Äußerung: »Zusammenhängend 
mit diesem Anachronismus gibt es eine 
bedenkliche Ablehnung der modernen 
(Pop-)Kultur.« Die heutige Populär-, 
d.h. Volkskultur, ist das rauschlose Be- 
täubungsmittel, das Methadon des Vol- 
kes, welches die von der Herrschaft Ver- 
stümmelten benötigen, um das Dies- 
seits ertragen zu können. Es ist eine 
Weltflucht ohne Transzendenz: die 
Handlung der soap operas, welche die 
Fernsehzuschauer ohne die Hoffnung 
konsumieren, darin einen Ersatz für ihr 
entfremdetes Leben zu erhalten, spie- 
gelt ihnen nur die Trostlosigkeit des 


eigenen Alltags mit seinen banalen Sor- 
gen und schalen Genüssen zurück. Ge- 
rade weil heute ein gutes Leben für alle 
problemlos möglich wäre, darf die sich 
selbst unbewusste Metaphysik kein ver- 
söhntes Jenseits mehr versprechen, weil 
sonst eine unerträgliche Spannung 
erzeugt würde, die den Fortbestand der 
Ordnung gefährdete. Wenn also unsere 
Forums-Schreiberin die Ablehnung des 
Pop bedenklich findet und eine Abnei- 
gung gegen die Klassik verspürt, so des- 
halb, weil sie instinktiv ahnt, dass eine 
ernsthafte Beschäftigung mit dieser ihr 
die illusionären Befriedigungen madig 
machen würde. Sie würde dadurch in 
Negation zu ihrem bisherigen Dasein 
gebracht und wäre gezwungen, dieses 
zu ändern — und davor hat sie wie alle 
verständlicherweise Angst. Nicht wir 
wünschen uns also zurück in eine »gute 
alte Zeit«, sondern umgekehrt wünscht 
sich unsere Kritikerin, dass man die 
heutige Nullzeit nicht zu sehr in Frage 
stelle. Die sich radikal und absolut 
gebende abstrakte Negation entpuppt 
sich hier als dem Bestehenden noch 
vollkommen verhaftet. Die Momente 
der verkehrten Gesellschaft, die sie ganz 
unmittelbar berühren, werden von ihr 
gar nicht als solche bemerkt — Sie sind 
für sie wie die Luft, die sie atmet. 
Anders als die Kulturindustrie ver- 
doppeln die Werke der Aufklärung das 
schlechte Diesseits nicht nur, sondern 
sind zugleich Zeugnisse von Menschen, 
die individuell die Versöhnung antizi- 
pierten, die praktisch nie gelingen woll- 
te. Mag sein, dass die Kompositionen 
Beethovens nicht ohne Napoleon I. zu 
denken sind. Keiner kann aber im Ernst 
leugnen, dass gleichsam Zukünftiges in 
der Musik verborgen ist, die bereits über 
die Partikularität hinausschießt, als 
welche bisher Aufklärung nur wirksam 
wurde. Ebenso könnte man sich der 
Malerei und der Skulptur etwa des Mi- 
chelangelo überhaupt nur nähern, 
wenn man diese als einzulösenden Vor- 
schein auf künftige Zeiten nähme. Frei- 
lich wird sich dieser Gehalt nur demje- 
nigen eröffnen, der die Vergangenheit 
unter der Frage studiert, was der Ver- 
wirklichung zukünftiger Freiheit dien- 
lich sein könnte. Jede andere Beschäfti- 
gung mit der Geschichte ist tatsächlich 
Angelegenheit von Bildungsphilistern, 
welche die besten Bücher lesen können, 
ohne einen einzigen Gedanken zu be- 
greifen. Heute gibt es solche Kulturkon- 
servativen jedoch nicht mehr - ein Goe- 
thejahr ist genauso egal wie alles andere 
letztlich auch. Diesen erfreulichen 


u ur Fan 


Umstand könnten Kommunisten eigentlich nutzen, um 
die einst durch ihre inhaltsleere Anbetung entwerteten 
Kunstprodukte ins rechte Licht zu rücken. Sämtliche Auf- 
klärer waren Kritiker des Zeitgeistes, was sich etwa Nietz- 
sche bemühte ins Bewusstsein zu bringen, wenn er darauf 
hinwies, dass alle Biographien des Geheimrats Goethe 
»Goethe gegen seine Zeit« zu heißen hätten, statt »Goethe 
und seine Zeit«. Geschichte und in ihr die der geistigen 
Erzeugnisse wäre nach den schon damals unzeitgemäßen 


lich zu verneinen, weil dann neben der allgemeinen 
tristesse auch die verpassten Möglichkeiten der ins Uner- 
messliche gesteigerten Naturbeherrschung ins Bewusst- 
sein kämen und damit wohl auch ein Gefühl davon er- 
zeugt würde, was es heißt, eine geschundene Kreatur zu 
sein. Etwa so, wie eine nicht erwiderte Liebe den ganzen 
Charakter durcheinander wirft, obwohl im Leben des Lie- 
benden sich de facto nichts geändert hat - es ist nur eine 
neue Möglichkeit aufgetaucht, von der vorher höchstens 


»ABGESCHNITTEN VON PRAXIS KANN EIN MEIST JUNGER, REVOLUTIONÄRER 
MENSCH NICHT ANDERS, ALS EINEN GEWISSEN STOIZISMUS ZU ENTWICKELN.« 


Momenten abzusuchen; eben nach dem, was Silke so schön 
als »Anachronismus« bezeichnet. Es kommt darauf an, das 
zu finden, was im Stande ist, »unzeitgemäß — das heißt 
gegen die Zeit und dadurch auf die Zeit und hoffentlich 
zugunsten einer kommenden Zeit — zu wirken«‘. 

Karl Marx freilich kritisierte den Bezug auf die Vorge- 
schichte zu vermeintlich revolutionären Zwecken. Im 
Achtzehnten Brumaire des Louis Bonaparte schreibt er: »Die 
Tradition aller toten Geschlechter lastet wie ein Alp auf 
dem Gehirne der Lebenden. Und wenn sie eben damit be- 
schäftigt scheinen, sich und die Dinge umzuwälzen, noch 
nicht Dagewesenes zu schaffen, gerade in solchen Epo- 
chen revolutionärer Krise beschwören sie ängstlich die 
Geister der Vergangenheit zu ihrem Dienste herauf, ent- 
lehnen ihnen Namen, Schlachtparole, Kostüm, um in die- 
ser altehrwürdigen Verkleidung und mit dieser erborgten 
Sprache die neue Weltgeschichtsszene aufzuführen [...] So 
übersetzt der Anfänger, der eine neue Sprache erlernt hat, 
sie immer zurück in die Muttersprache, aber den Geist der 
neuen Sprache hat er sich nur angeeignet, und frei in ihr zu 
produzieren vermag er nur, sobald er sich ohne Rückerin- 
nerung in ihr bewegt und die ihm angestammte Sprache 
vergisst [...] Die soziale Revolution [...] kann ihre Poesie 
nicht aus der Vergangenheit schöpfen, sondern nur aus der 
Zukunft. Sie kann nicht mit sich selbst beginnen, bevor sie 
allen Aberglauben an die Vergangenheit abgestreift hat.« 
Sicher werden künftige Revolutionäre gründlich mit den 
überkommenen Illusionen brechen müssen. Doch über 
den Alp vergangener Epochen kommt man nicht hinaus, 
indem man die Beschäftigung mit ihm verpönt. Die 
Vergangenheit kann nicht abstreifen, wer sie sich nie ange- 
zogen hat. Dies gilt umso mehr, als heute ein Enthusias- 
mus, wie ihn Marx an den Tag legte, unmöglich ist, weil es 
Wahnsinn wäre, das Herausspringen aus der Vorgeschich- 
te unmittelbar zu erwarten. Gerade die allerersten Gehver- 
suche eines kaum vorstellbaren neuerlichen Versuchs, dem 
Verhängnis zu entkommen, benötigen noch die Vergan- 
genheit. Es muss ein Blick geübt werden, der die Ge- 
schichte in der Vorgeschichte zu erkennen vermag. Man 
bekäme dadurch ein Bewusstsein der gesellschaftlichen 
Agonie, welche aus sich selbst heraus gerade nicht begreif- 
und fühlbar ist. Das aktuellen Grauen in dem der Vergan- 
genheit spiegeln zu lassen macht dieses erfahrbar. Die von 
der Aufklärung einmal formulierten Sehnsüchte nach Be- 
freiung tun ihr übriges hinzu, den jetzigen Zustand wirk- 


eine Ahnung existierte. Man sähe sich so gezwungen, ein 
handelndes Subjekt zu werden, wobei dessen Scheitern 
zunächst im Vordergrund stünde. 


IV. 


Die Ablehnung der Revolution wie die des Konservatismus 
zielen im Grunde auf dasselbe ab: Sowohl die Abneigung, 
den vom Ziel der Befreiung geleiteten Blick in die Zukunft, 
als auch ihn in die Vergangenheit zu richten, wendet sich 
dagegen, die Gegenwart als veränderbar zu begreifen. Sei's, 
dass die Transzendenz aufgrund ihrer aktuellen Unerreich- 
barkeit verworfen wird, sei’s, dass bei einer völlig abstrakten 
Negation stehen geblieben wird, anstatt zu versuchen, die 
Potenzen der Befreiung in der Immanenz aufzuspüren - in 
jedem Fall geht es um die Scheu vor der Anstrengung, die 
es bedeuten würde, sich selbst zum tätigen Individuum zu 
bilden, anstatt weiterhin passiver Zuschauer von Akteuren 
zu sein, die wahlweise von Donald Rumsfeld oder Dieter 
Bohlen befehligt werden. 

Sicher eine fast unlösbare Aufgabe, solange an Praxis 
im emphatischen Sinne nicht zu denken ist. Den behin- 
derten Kommunisten bleibt nur, das einzulösen, was man 
an den Landsleuten bemängelt: Der Welt durch gelungene 
Sublimierung standhalten lernen, gerade indem man sich 
mit ihr nicht gemein macht. Dies wäre der recht hilflose 
Versuch, den Kreislauf zu durchbrechen, der darin be- 
steht, dass sich junge Radikale erst einige Jahre in Pseudo- 
aktivität ihre Hörner abstoßen, um dann in der allge- 
meinen Romantik wieder unterzugehen, welche einsetzen 
muss, sobald bemerkt wird, dass die spröde Notwendig- 
keit von dem naiven Wünschen und Wollen nicht tangiert 
wird. Der erwähnte Vorwurf des Quietismus ist richtig 
und falsch zugleich. Abgeschnitten von Praxis kann ein 
meist junger, revolutionärer Mensch nicht anders, als 
einen gewissen Stoizismus zu entwickeln. Nur so könnte 
es gelingen, dass die Einzelnen sich nicht im Alter von 
zwanzig Jahren einbilden, Kommunisten zu sein, was 
mangels einer gewissen Reife nicht möglich ist, sondern 
dass die Tätigkeit als Kritiker des Bestehenden erst mit 
Abschluss der Lehrjahre ernst zu werden beginnt. 


ANTIDEUTSCHE KOMMUNISTEN 
(ADK) Berlin 
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au 
CONTACT 


$ Friedrich Nietzsche, 
»Vom Nutzen und Nach- 
teil der Historie für das 
Leben«, in: ders., Un- 
zeitgemäße Betrach- 
tungen, Frankfurt/M. 


1981, 97. 
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' Alle Zitate aus: 
Widerstand dem Neoli- 
beralismus, dem Milita- 

rismus und Krieg: Für 
Frieden und soziale Ge- 
rechtigkeit. Erklärung 
der sozialen Bewegun- 
gen auf dem Weltsozial- 
forum in Porto Alegre - 
5. Februar 2001; 
http://www.kpoe.at/ 
bund/international/ 
WSF/portoabschluss. 
htm. 


? Vgl. Gegen das 
neoliberale Modell 
mobilisieren! Erklärung 
der Versammlung der 
sozialen Akteure und 
Bewegungen auf dem 
Europäischen 
Sozialforum in Paris - 
16. November 2003; 
http://www.kpoe.at/ 
bund/esf-paris/ 
esf-erklaerung.htm. 


’ Vgl. etwa die Aufrufe 
und Texte auf: 
http://www.no-nato.de. 
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Bewegung für eine gesinnungsethische 
Zurichtung der Welt 


DIE LINKE ALS AVANTGARDE DEUTSCH-EUROPAS 


ie Abschlusserklärung des Weltsozialforums in 
Porto Alegre liest sich wie ein Manifest, in dem in 
sehr komprimierter Form alles anzutreffen ist, 
was die Bewegung der Antiglobalisierer ausmacht: feti- 
schistischer und personifizierender, gesinnungsethi- 
scher Antikapitalismus, der alles Übel der bestehenden 
Verhältnisse als Resultat der »Ökonomie eines »Freuden- 
hauses«« und der »Korruptheit von Geschäftsleuten und 
Politikern« versteht und die Verschuldung der Länder 
der Peripherie als »illegitime[s], ungerechte[s] und be- 
trügerischels] [...] Herrschaftsinstrument« halluziniert, 
das »die Völker ihrer fundamentalen Menschenrechte« 
beraubt und »nur das eine Ziel [hat], die internationale 
Wucherei zu steigern«. Dass das »neoliberale ökonomi- 
sche Modell«, welches »die Rechte, die Lebensbedin- 
gungen und den Lebensstandard der Völker« zerstöre, 
letzten Endes als US-amerikanisches verstanden wird, 
wird nicht zuletzt deutlich, wenn die Verfasser der 
Erklärung abschließend darlegen, wofür sie kämpfen 
und was dabei ihr Gegenmodell zu »Neoliberalismus 
und Krieg« ist: »Für eine demokratische und soziale Eu- 
ropäische Union, die sich an den Bedürfnissen, der Ar- 
beiterinnen und Arbeiter orientiert sowie der Notwen- 
digkeit einer Zusammenarbeit und der Solidarität mit 
den Völkern des Ostens und des Südens.«' In Nachfolge 
dessen heißt es in der Abschlusserklärung des Europäi- 
schen Sozialforums, das im November 2003 in Paris statt- 
fand: »Um zu einem Europa zu gelangen, das auf der 
Anerkennung der sozialen, politischen, wirtschaftlichen, 
kulturellen und ökologischen Rechte - individueller wie 
kollektiver Natur, der Männer wie der Frauen — beruht, 
verpflichten wir uns, überall Initiativen zu ergreifen.« 
Die Europäische Union wird also als Gegenmodell 
zu den USA gesehen, auf das im Kampf gegen den »neo- 
liberalen Imperialismus« gesetzt werden soll. Indem die 
USA zur Ursache aller negativ empfundenen Erschei- 
nungen der bürgerlichen Gesellschaft erklärt werden, 
drücken die Antiglobalisierer das grundsätzliche Ein- 
verständnis mit eben dieser Gesellschaft und den sich 
aus ihrem Verlauf entwickelnden barbarischen Tenden- 
zen aus. Dies manifestiert sich u.a. darin, dass in der 
Beschwörung eines »sozialen Europas« nichts als das 
Selbstverständnis ebendieses affirmiert wird. Folglich 
fungieren die Globalisierungsgegner als das Sprachrohr 
und die Avantgarde Deutsch-Europas, so sehr sie sich 
auch als oppositionell und revolutionär dünken. Das 
von Donald Rumsfeld als »Old Europe« bezeichnete 
Europa präsentiert sich selbst als Alternative zum 
»amerikanischen Imperialismus«, die auf »kritischen 


Dialog« mit den »Völkern des Südens und Ostens« setzt 
— insbesondere mit den Ländern der arabischen und 
islamischen Welt — und als Vorstreiter für »kollektive 
kulturelle Rechte«, sprich: die Durchsetzung des völki- 
schen Rechts auf nationale Selbstbestimmung, agiert. 
Die USA dagegen werden als die »globale Macht« 
halluziniert, die jeder Ausbeutung auf der Welt zu Grun- 
de liegt; es wird ihnen ein Imperialismus vorgeworfen, 
der nur als blanker Raub von Rohstoffen sowie als 
Zerstörung autochthoner Kulturen verstanden werden 
kann. Mit ihrem Universalismus würden sie die ganze 
Welt in eine Sauce amerikanischer Unkultur verwandeln 
und den Völkern ihre Eigenheiten rauben. Dagegen wird 
die völkische Selbstbestimmung gesetzt, die als Selbst- 
verteidigungskampf gegen die »neoliberale Globalisie- 
rung« propagiert wird. Der deutschen Ideologie ist die 
Einrichtung der Welt kein objektiver gesellschaftlicher 
Zustand, sondern eine bewusst intendierte Gewalttat. 
Aus dieser Subjektivierung wird unmittelbar ein Not- 
wehrrecht gegen die halluzinierten Personifikationen 
abgeleitet, die als Verursacher der krisenhaften Wertver- 
gesellschaftung für sie verantwortlich gemacht werden. 
Wenn die No-Globals diese Position der EU »von 
links« kritisieren, dann ist ihre Kritik nichts anderes als 
ein Anlegen des antiimperialistischen Weltbildes auch 
an Deutschland und das von ihm dominierte Europa. 
Diesem wird vorgeworfen, es mit seiner Proklamierung 
als »Friedensmacht« nicht ernst zu meinen und diesel- 
ben imperialistischen Zwecke nur mit anderen Mitteln 
zu verfolgen — diese Argumentation prägte etwa die 
gesamte Mobilisierung gegen die NATO-Sicherheits- 
konferenz in München.’ Die »Kritik« besteht darin, den 
Deutschen eine Verschleierungstaktik vorzuwerfen, 
hinter der ihre »eigentlichen Interessen« verborgen sei- 
en. De facto sei Europa nicht anders als die USA: Auch 
ihm ginge es nur um die Jagd nach geostrategischer 
Macht, Rohstoffen und Absatzmärkten. In diesem Vor- 
wurf an Deutsch-Europa manifestiert sich die Blindheit 
der Linken gegenüber den spezifischen Besonderheiten 
kapitalistischer Vergesellschaftung. Indem die Realität 
der gesellschaftlichen Verhältnisse immer nur zur per- 
manenten Bekräftigung des eigenen Weltbildes in das 
Raster bereits vorhandener gesinnungsethischer Katego- 
rien gepresst wird, können grundlegende Unterschiede 
zwischen der Politik »Old Europe’s« und der der USA 
niemals zu Bewusstsein kommen. Es ist ein linker Allge- 
meinplatz, dass Politik immer pragmatisch die völlig 
identischen, nur in der Form der Erreichung verschiede- 
nen Kapitalinteressen verfolge. So sei die deutsche Frie- 
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* Mit der Zerschlagung 
Jugoslawiens etwa wur- 
de genau jenes Men- 
schenrecht auf Selbst- 
bestimmung der Völker 
durchgesetzt, dass 
Deutschland im Irak als 
Fremdbestimmung des 
irakischen Volkes durch 
die USA bedroht sah. 
Dem Veto gegen die 
militärische Beseitigung 
des faschistischen 
Baath-Regimes lag die 
gleiche völkische Auf- 
fassung der Menschen- 
rechte zu Grunde wie 
der Zerschlagung Ju- 
goslawiens, nur dass im 
Falle des Iraks, wegen 
des Verständnisses der 
arabischen Welt als 
einer homogenen und 
organischen Einheit, die 
gegen imperialistische 
Fremdherrschaft zu 
schützen sei, die 
nationale Souveränität 
verteidigt wurde. Im 
Unterschied dazu wurde 
die antifaschistische 
Staatsbürgernation 
Jugoslawien als 
»widernatürliches 
Völkergefängnis« und 
als das Projekt 
»serbischen 
Großmachtstrebens« 
wahrgenommen, aus 
dem Kroaten, Bosnier, 
Kosovaren usw. ZU 
befreien wären, um den 
naturgemäßen Zustand 
völkisch verfasster, 
homogener Kollektive 
wiederherzustellen. 


® Vgl. Porto Alegre - 
Aufruf zur Mobilisierung; 
http://www.attac. 
de/archiv/porto_ 
alegre_call.php. 


® Vgl. GerhardScheit, 
Monster und Köter, 
großer und kleiner Teu- 
fel. Thesen zum Verhält- 
nis von Antiameri- 
kanismus und 
Antisemitismus, in: 
Thomas Uwer u.a. 
(Hrsg.), Amerika. Der 
»War on Terror« und der 
Aufstand der Alten Welt, 
Freiburg 2003, 89. 
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densliebe nichts als eine innerkapitalistische Konkur- 
renzstrategie gegen die USA und man müsse also ledig- 
lich hinter den »ideologischen Schleier« der deutschen 
Politik blicken, um dort denselben Imperialismus zu 
entdecken, der auch die USA bestimme. Der Vorwurfan 
Deutschland und damit auch an »Old Europe« lautet 
demnach, dass diese letzten Endes auch nur verkappte 
»neoliberale Imperialisten« wären, die allerdings derzeit 
noch nicht so könnten, wie sie eigentlich wollten. So 
entpuppt sich diese »Kritik« als Ressentiment, das letz- 
ten Endes den Hass auf Amerika bedient und die Ver- 
harmlosung deutscher Ideologie und deutscher Form 
der Krisenlösung betreibt. 

Der grundlegende Unterschied zwischen deutsch- 
europäischer und US-amerikanischer Außenpolitik be- 
steht darin, dass erstere mit der Forcierung des Men- 
schenrechts auf Selbstbestimmung der Völker — also 
eines kollektiv gefassten Rechtsbegriffes — einen als 
Fremdbestimmung und Auflösung autochthoner Kultu- 
ren gefassten Imperialismus bekämpft‘, während letztere 
für ein individualistisches und universalistisches Men- 
schenrechtsverständnis steht. Dieser Unterschied kann 
so niemals Gegenstand der Erkenntnis werden. Die 
Linke teilt sich mit der deutschen Außenpolitik die Vor- 
stellung von Völkern und/oder Kulturen als natürlich 
begriffenen Organismen, deren ureigenste und harmo- 
nische Existenz durch westlichen Kolonialismus und 
Imperialismus zerstört wurde. Folglich müsse deren an- 
tiimperialistische Selbstbehauptung bedingungslos un- 
terstützt werden, weshalb auch noch das abscheulichste 
islamistische Verbrechen »irgendwie verständlich« und 
letzten Endes nur eine Reaktion auf die US-amerika- 
nische Politik sei. 

Gerade der angesprochene Individualismus und 
Universalismus sind es, die der Anti-Amerikaner so 
hasst. Er halluziniert sich die amerikanische Gesellschaft 
als eine bürgerliche Gesellschaft ohne Souverän, in der 
der Einzelne ohne Rücksicht auf das Allgemeinwohl nur 
seinen egoistischen Privatinteressen nachgeht, und die 
aufgrund der Universalität dieses Anspruchs die ganze 
Welt unter ihren Herrschaftsbereich bringen will. Was 
von der Linken am so genannten Neoliberalismus be- 


All dies lässt keinen Zweifel daran, dass nicht das Indi- 
viduum und dessen persönliches Glück, sondern das 
Volk und die Völker, und somit das Aufgehen des Ein- 
zelnen im Kollektiv, die Eckpunkte der Globalisierungs- 
kritik bilden: »Wir fordern alle Völker rund um die Erde 
auf, sich diesem Kampf für den Aufbau einer besseren 
Welt anzuschließen. Das Weltsozialforum von Porto 
Alegre ist ein Weg, die Souveränität der Völker und eine 
gerechte Welt zu errichten.«° Die urdeutsche Idee, dass 
Menschen Repräsentanten einer höheren Ordnung oder 
Idee seien, ist zum entscheidenden Gedankengut in der 
Linken geworden. Daher rührt auch die prinzipielle, 
unbeirrbare Verteidigung der Kulturen und Völker, in 
denen die Einzelnen mit Haut und Haaren aufgehen 
sollen. Diesem Denken gilt der gegenwärtige Zustand 
der Welt als ein einziger amerikanischer Angriff aufeben 
jene geliebten Kollektive, Völker und Kulturen. 

In der antiimperialistischen Frontstellung gegen die 
»Arroganz der USA«, genau wie in der ihr zutiefst ver- 
wandten antisemitischen gegen Israel, gewinnt Europa 
die Hassobjekte, die es benötigt, um ein antikapitalisti- 
sches Image zu pflegen und sich der Dritten Welt als 
Dialog- und Bündnispartner anzubieten. Die USA wer- 
den mit der Abstraktheit und dem Universalismus iden- 
tifiziert, die der Anhänger konkret-natürlicher Gemein- 
schaften am bürgerlichen Recht so hasst. Dies ist eine 
Abspaltung, die der des Antisemitismus gleicht, welche 
in Gestalt des konkreten Juden die abstrakte Seite der 
warenproduzierenden Gesellschaft personifiziert. Im 
Antizionismus, der in Israel immer nur ein »künstliches 
Gebilde« im Gegensatz zum organischen Volksstaat 
sehen kann, findet diese Abspaltung ihre Entsprechung. 
Indem sich an die Völker gewandt wird und nicht an die 
Individuen, indem für die soziale Gemeinschaft und die 
souveräne Nation gegen die USA mobilisiert wird, wird 
das Ende Israels und der Tod der Juden einkalkuliert. So 
kommt mittlerweile kein Sozialforum mehr ohne anti- 
semitische Vorfälle und auch Übergriffe aus. In keinem 
der veröffentlichten Pamphlete — ob in den Abschlusser- 
klärungen der Foren in Porto Alegre oder Paris oder in 
der Eröffnungsrede Arundhati Roys zum Welt-Sozial- 
Forum in Bombay - fehlt mehr der Angriff auf Israel 


»GERADE DER ANGESPROCHENE INDIVIDUALISMUS UND UNIVERSALISMUS 
SIND ES, DIE DER ANTI-AMERIKANER SO HASST.« 


klagt wird — dass die Wirtschaft nicht mehr an die staat- 
liche Kandare genommen würde, weswegen die »multi- 
nationalen Konzerne« nicht mehr auf den sozialen Kapi- 
talismus verpflichtet seien, sondern sich vielmehr den 
Nationalstaat unterwerfen und als ihr Instrument zur 
unsozialen Gewinnmaximierung missbrauchen würden 
— fällt in eins mit dem antiamerikanischen Ressentiment 
gegen eine Gesellschaft, in der das Diktum »Gemein- 
nutz geht vor Eigennutz«, das den Nationalsozialismus 
gleichermaßen charakterisiert wie das postnationalso- 
zialistische Deutschland, nicht den Rang einer Staats- 


doktrin hat. 


und die Solidarisierung mit den Palästinensern. Wie von 
selbst stellt sich die Antiglobalisierungsbewegung gegen 
jenen Staat, der bewusst als Schutzmacht für die welt- 
weit von Antisemitismus Verfolgten gegründet wurde 
und schlägt sich auf die Seite der Blut und Boden-Inti- 
fada der als konkretes und organisches Volk wahrge- 
nommenen Palästinenser. 

Auch darin unterscheiden sich die No-globals höch- 
stens in der Radikalität der Ausdrucksweise von der 
deutsch-europäischen Politik, die (noch) eine gewisse 
Diskretion der Diplomatie pflegt, während sie gleichzei- 
tig mit EU-Geldern für die Palästinensische Autono- 


miebehörde die Infrastruktur für den antisemitischen 
Jihad gegen Israel finanziert. »Das Programm hat sich 
nicht geändert. Nur die Vertauschung der Rollen, die 
Teilung der Arbeit. In Deutschland und Europa: die 
Diplomatie und die reguläre Souveränität - im Nahen 
und Mittleren Osten, an der Peripherie des Großraums: 
suicide attack und irreguläre Gewalt.« 

Die von der Neuen Linken betriebene »Universali- 
sierung« der Massenvernichtung des europäischen Ju- 
dentums, die sich darin äußert, überall Genozide aufzu- 
decken, hat Deutschland geholfen sein außenpolitisches 
Programm immer selbstbewusster durchzusetzen und 
dabei zunehmend weniger von der eigenen Vergangen- 
heit behindert zu werden. Die beliebteste Argumenta- 
tionsfigur dieser Politik ist, dass gerade »wir als Deut- 
sche« eine besondere Verantwortung für die Palästinen- 
ser (und darüber hinaus für alle von Fremdbestimmung 
und US-Imperialismus gegängelten Völker) hätten. Ein 
halbes Jahrhundert nach der Shoah scheint es gelungen, 
das »Nie wieder«, das die Linke zur Maxime ihres Han- 
delns machen wollte, gegen die Opfer von einst zu wen- 
den. Ein neuer »Antisemitismus nach Auschwitz«, der 
an seinen Vorgänger besten Gewissens anknüpft, weil er 
beständig vor ihm warnt, nimmt immer bedrohlichere 
Gestalt an. Unter dem Schlagwort des Antirassismus 
wird Israel dämonisiert und delegitimiert und der Be- 
griff des Rassismus in sein Gegenteil verkehrt. Als Resul- 
tat gilt nicht mehr der in »Old Europe« vorherrschende 
Wahn, Sharia und Tyrannei seien die natürlichen Le- 
bensformen so genannter »indigener Völker«, als rassis- 
tisch, sondern die Selbstverteidigung Israels gegen den 
antisemitischen Terror. 


ANZEIGE 


Linke wie europäische Politik behauptet von sich, einen 
Standpunkt außerhalb der Konflikte, oberhalb der bor- 
nierten Interessen einzunehmen. Dass die Politik des 
»Dialoges der Kulturen« im Zeichen eigener Interessen 
oder gar in ressentimentgeladener Abwehr gegen die 
USA geführt wird, wird weit von sich gewiesen. Statt- 
dessen beruft man sich auf höhere Ideen und Ziele als 
Grundlage des politischen Handelns. Der deutsch-euro- 
päischen Politik geht es mit dem Projekt der durchgrei- 
fenden Verrechtlichung internationaler Beziehungen 
darum, die Menschenrechte um ihrer selbst willen zu 
garantieren und sie nicht, wie es den USA vorgeworfen 
wird, zu Instrumenten nationaler Politik zu degradieren. 
»Deutsch sein heißt, eine Sache um ihrer selbst willen 
tun«, wie esschon Richard Wagner formuliert hat. Die- 
ses Denken, die deutsche Ideologie der Ablehnung alles 
Instrumentellen sowie der ressentimentgetriebenen, ge- 
sinnungsethischen Zurichtung der Welt, stellt das Re- 
sultat des in der Aufklärung angelegten Verfalls ihrer 
selbst dar. Materialistische Kritik dagegen, die es noch 
ernst meint mit dem kategorischen Imperativ Adornos, 
»alles Denken und Handeln so einzurichten, daß Ausch- 
witz nicht sich wiederhole, nichts Ähnliches geschehe«, 
hat als ihre Grundvoraussetzungen die Verteidigung 
letzter Reste von Liberalität und Individualität gegen 
das antiwestliche und antibürgerliche Ressentiment 
sowie die unbedingte Solidarität mit Israel. 


ALEX GRUBER 
Der Autor ist bei der Wiener Gruppe Cafe Critique aktiv. 


(www.cafecritique.priv.at) 


PHASEZ 


ABONNEMENT 


« Ein Abo für 5 Ausgaben kostet 18 Euro 


« Ein Phase 2-Förderabo kostet 25 Euro, 
ein Auslandsabo 21 Euro. 

« Einzelausgaben können für 4 Euro, 

« ältere Phase 2-Ausgaben können für 2 Euro/Ex. nachbe- 
stellt werden. 

* Abos enden automatisch. Alle Preise verstehen sich incl. Porto 
& Versand. 


Für Weiterverkäuferinnen gewähren wir folgende Rabatte: 10% (2-4 Ex.), 20% 
(5-19 Ex.), 30% (ab 20 Ex.) 


Eine Liste der Phase 2-Verkaufsstellen ist unter www.phase-zwei.org zu finden. 


Bestellungen unter Angabe der vollständigen Adresse an: 
abo@phase-zwei.org oder per Post an: 

Phase 2, Bornaische Str. 3d, 04277 Leipzig 

oder per Fax an: 0341-3081200 


u 
GLOBAL ACTION 


PHASEZ2 - 63 


, 


wem 
GLOBAL ACTION 


ANMERKUNGEN 


' Ähnliche 
Bestrebungen, wie die 
hier dargestellten kön- 
nen ebenfalls, mit eini- 
gen Modifikationen, in 
Georgien, der Ukraine, 
Türkei oder auch Israel 

beobachtet werden. Zu 
den Aktivitäten der 
Friedrich-Ebert-Stiftung 
im Nahen Osten siehe 
eine der nächsten 
Ausgabe von Phase 2. 


? Vgl. Swetlana W. 
Pogorelskaja, Die par- 
teinahen Stiftungen als 
Instrumente und Akteure 
der deutschen Außen- 
politik, in: Aus Politik 
und Zeitgeschichte, Nr. 
6/7, 2002, 32. 


® Vgl. ebd., 33. 


* Vgl. Friedrich-Ebert- 
Stiftung, Krisen vorbeu- 
gen - Konflikte lösen - 
Frieden sichern. Beiträ- 
ge der Friedrich-Ebert- 
Stiftung zur zivilen 
Konfliktbearbeitung, 
Berlin 2002, 74. 


5 Vgl. http://www.fes. 
open.by/index_de.htm. 
MultiplikatorInnen sind 
Personen, die der 
Theorie sozialer 
Netzwerke folgend, 
Knotenpunkte von 
unterschiedlichen 
Netzen sind und so 
Informationen, 
Meinungen etc schneller 
in einer Gesellschaft 
verbreiten können. 


® Vgl. Abteilung 
Internationaler Dialog, 
Friedrich-Ebert-Stiftung: 
Wendet sich Belarus 
nach Osten? In: 
Politikinformation 
Osteuropa Nr. 82,1999. 


” Vgl. FES Büro Belarus 
(Hrsg.), V. Golubev, A. 
Hadyka: Gewerk- 
schaften in Belarus: 
Transformation und 
Perspektiven, Minsk 
2003, 16 ff. Die 
Publikation steht auf der 
Homepage des Minsker 
Büros der FES unter 
http://www.fes.open.by/ 
index_de.htm zum 
download bereit. 
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Exportschlager Zivilgesellschaft 


WÄHREND DIE DEBATTEN UM EINE EUROPÄISCHE MILITÄRMACHT UND DIE 
DEUTSCHEN INTERESSEN DAHINTER NOCH AUFMERKSAMKEIT ERFAHREN, 
WIRD EIN ZENTRALES INSTRUMENT DEUTSCHER EINFLUSSNAHME IGNORIERT 


ie die deutschen Interessen mit Hilfe zivilgesell- 

schaftlicher Konzepte und nicht-staatlicher Ak- 

teurInnen verfolgt werden, soll hier am Beispiel 
Weissrusslands beschrieben werden.' 

Da diese Art Interessendurchsetzung unter dem Label 
»Demokratisierung und Beihilfe zur zivilgesellschaftlichen 
Entwicklung« firmiert, entfallen dabei die negativen Be- 
gleiterscheinungen des klassischen Imperialismus. Bereits 
seit Mitte der sechziger Jahre engagieren sich die par- 
teinahen Stiftungen wie Friedrich-Ebert-Stiftung (FES), 
Konrad-Adenauer-Stiftung oder die Friedrich-Naumann- 
Stiftung zunehmend im Bereich der Entwicklungshilfe, 
besonders unter dem Schlagwort der »technischen Zusam- 
menarbeit im weiteren Sinne«.? In der Regel ist damit die 
Unterstützung beim Aufbau »einer funktionierenden De- 
mokratie« gemeint; je nach Situation des Entwicklungs- 
landes werden von den entwicklungspolitischen Akteur- 
Innen Konzepte erarbeitet und mit Gruppen und/oder 
Institutionen vor Ort umgesetzt. 

Technische Hilfe zielt also nicht in erster Linie auf Un- 
terstützung beim Brunnen bohren oder Häuser bauen, 
doch auch dieser Aspekt darf nicht unterschlagen werden, 
spielt er doch gerade bei der deutschen Einflussexpansion 
in Weissrussland eine wichtige Rolle. 

Die Entscheidungen für ein Engagement der jeweili- 
gen Stiftung erfolgte bereits zu Beginn ihrer Arbeit in der 
Entwicklungshilfe nach politischen Kriterien. Diese vari- 
ieren nach der Ausrichtung der Stiftung und dem, was sie 
als Erfordernisse deutscher Außenpolitik ansieht. 

Der Vorteil, den die deutsche Regierung aus dieser Ar- 
beitsteilung schlägt, entspringt dem Charakter der politi- 
schen Stiftungen selbst: Sie sind zum einen über personell- 
informelle Wege mit der deutschen Außenpolitik verbun- 
den, zum anderen sind sie formal autonom, sie werden 
eher als NGOs aufgenommen, denn als Vertreter der deut- 
schen Politik. Dadurch ist ihnen ein Agieren in Staaten 
und mit Gruppen möglich, »mit denen Kontakte auf offi- 
zieller Ebene aus diplomatischen Gründen nicht ratsam 
sind, die aber ihrem politischen Potenzial nach für die 
deutsche Außenpolitik wichtig sind«.’ 

Während aber bis Mitte der neunziger die Einfluss- 
nahme cher stillschweigend stattgefunden hat und in der 
öffentlichen Debatte als Einmischung in die inneren An- 
gelegenheiten eines Staates begriffen worden ist, kann 
mittlerweile ein offenes Bekenntnis zur zivilen Interven- 
tion beobachtet werden. Als Beispiel kann hier die Bro- 
schüre »Krisen vorbeugen — Konflikte lösen — Frieden si- 
chern« der FES dienen, in der den meisten Staaten der 
Welt die Fähigkeit zur Ausübung ihrer Souveränität abge- 
sprochen wird. Zufriedenstellend kann die Ebert-Stiftung 


konstatieren, dass »eine formaldiplomatisch korrekte Poli- 
tik, die auch gescheiterte Staaten als voll anerkannte, völ- 
kerrechtliche Subjekte behandelt, der Bereitschaft zur 
»Einmischung in innere Angelegenheiten« — auch mit mili- 
tärischen Mitteln gewichen (ist).«‘ Roman Herzog be- 
zeichnete demgemäss auf einer Veranstaltung der FES die 
parteinahen Stiftungen als »wirksamste Instrumente der 
deutschen Außenpolitik«. In den mittelosteuropäischen 
Staaten und den Nachfolgestaaten der Sowjetunion 
betreiben sie unter dem Label »Transformation zu westeu- 
ropäischen Standards« die Unterstützung »reformorien- 
tierter« Gruppen bei der Anbindung ihrer Staaten an 
Deutschland. 


Menschenrechtsimperialismus 


In Weissrussland unterstützt die FES die gewerkschaft- 
liche Opposition gegen die Regierung Lukaschenko, die 
ihre stark an Russland angelehnte Politik in eine Wäh- 
rungsunion mit Moskau münden lassen möchte. So hat 
2002 der Staatsminister im Auswärtigen Amt Zöbel eine 
Delegation weissrussischer GewerkschafterInnen empfan- 
gen, die auf Einladung der Ebert-Stiftung und des DGB 
nach Deutschland gekommen waren. 

Die FES unterhält in der Hauptstadt Minsk ein eige- 
nes Büro, dessen Aufgabe unter anderem in der Förderung 
einer engeren Anbindung an die Europäische Union be- 
steht. Als adäquates Mittel versucht das Büro, Gewerk- 
schaften als »Multiplikatoren« zu gewinnen.’ Die meisten 
Veranstaltungen des Lokalbüros im letzten Jahr hatten 
dementsprechend die deutsch-weissrussischen Beziehun- 
gen zum Thema, wahlweise auch die europäisch-weissrus- 
sischen. 

Die Oppositionsbewegung in Weissrussland, die u.a. 
aus neu gegründeten alternativen Gewerkschaften besteht, 
ist, wie die Stiftung zu berichten weiss, an einer Wende der 
Politik weg von Russland in Richtung EU interessiert.‘ 

Der traditionellen Einheitsgewerkschaft FPB wird vom 
Minsker Büro der Stiftung Unfähigkeit und Unwilligkeit 
die Interessen der Arbeiter zu vertreten sowie Verfilzung 
mit der Regierungspolitik vorgeworfen. Dagegen hebt sie 
die Rolle der neu entstandenen Gewerkschaften und ihre 
prinzipielle Oppositionswilligkeit positiv hervor. Deswei- 
teren weiss die Stiftung die Ansicht der Gewerkschaften zu 
schätzen, dass Privatisierungen der Position der Arbeiter- 
Innen nützen. Dass die FPB nichts taugt, sieht die Ebert- 
Stiftung schon daran, dass sie die geplante Union mit Russ- 
land befürwortet.” Eine Reform der Einheitsgewerkschaft 
hält die Stiftung für relativ aussichtslos, stattdessen müss- 
ten die »neuen, unabhängigen Gewerkschaften« gestärkt 


werden. Um Proteste von ArbeiterInnen in Weissrussland 
herbeizuführen, wird, neben der Verbesserung des Images 
der Gewerkschaften, die internationale Schulung von 
Führungskräften sowie die Etablierung einer landesweiten, 
gewerkschaftlichen Zeitung propagiert.’ 

Bereits im Jahr 2001 kam es zu Diskrepanzen zwischen 
Minsk und Berlin, nachdem der Leiter der OSZE-Bera- 
tungs- und Beobachtungsgruppe Wieck die Präsident- 
schaftswahlen als unfair bezeichnet hatte. Wieck spielte 
eine zentrale Rolle bei der Vereinigung der zersplitterten 
prowestlichen Opposition. In der Süddeutschen Zeitung 
brüstete er sich damit, 15000 Oppositionelle in Weissruss- 
land rekrutiert zu haben.? 

In der »Politikinformation Osteuropa« empfiehlt die 
Ebert-Stiftung dem weißrussischen Präsidenten, durch 
einen »auf Kompromiss orientierten politischen Dialog« 
mit der Opposition zwei Fliegen mit einer Klappe zu 
schlagen: zum einen den geforderten Beweis für seine 
Reformwilligkeit zur Demokratie zu erbringen, zum ande- 
ren die geforderte Westöffnung durchzusetzen". In das 
gleiche Horn stoßen die Jusos: Auf von ihnen veranstalte- 
ten Seminaren sollten Oppositionsgruppen ihr politisches 
Vorgehen koordinieren, des weiteren wurde gegen die au- 
ßenpolitische Annäherung an Russland opponiert. Zum 
Eklat kam es, als einem der Veranstalter die Wiedereinreise 
zu einem weiteren Seminar verweigert wurde, die deutsche 
Botschaft klagte über die Behinderung »zivilgesellschaftli- 
cher Kooperation«.'' 

Das Centrum für angewandte Politikforschung (CAP) 
an der Uni München, einer der außenpolitischen Think- 
Tanks, begreift die Europäisierung Weissrusslands als ein 
vitales geostrategisches Ziel der Union, da das Land nach 
der Erweiterung in diesem Jahr zu einem direkten Nach- 
barn der EU wird." Deshalb soll der Druck auf die Regie- 
rung Lukaschenko erhöht werden. Als wichtigstes ökono- 
misches Reformprojekt rangiert die Privatisierung der 
staatseigenen Unternehmen. Als geeignetes Mittel em- 
pfiehlt das CAP die Stärkung der demokratisch und euro- 
päisch orientierten, reformwilligen Opposition. Die EU 
soll gerade auf nicht-staatlicher Ebene, den Kontakt mit 
der weissrussischen Gesellschaft suchen. Als besonders er- 
folgversprechend betrachtet die Einrichtung dabei die Ko- 
operation mit zivilgesellschaftlichen AkteurInnen. Gleich- 
zeitig soll die EU nur unter der Bedingung struktureller 
Reformen Zugeständnisse an Lukaschenko machen. Als 
Motor gesellschaftlicher Veränderung benennt das CAP 
die von der FES umworbenen unabhängigen Gewerk- 
schaften. Der Regierungswechsel in Serbien könne als Bei- 
spiel herangezogen werden, um die Europäisierung Weiss- 
russlands zu erreichen.'? 

Da Weissrussland, laut CAB, mit der Regierung Luka- 
schenko ein Risiko darstelle, müssten, wie in Serbien, die 
zivilgesellschaftlichen Gruppen gestärkt und die Kontakte 
mit ihnen intensiviert werden." 

Dass diese Vorschläge in Berlin auf Gehör stoßen, 
beweist ein vom Bundesministerium für wirtschaftliche 
Zusammenarbeit und Entwicklung (BMZ) aufgelegtes 
Förderungsprogramm für Weissrussland: Es zielt auf die 
Transformation der politischen Ordnung des Landes. Zur 
Anschlussfähigkeit an die EU soll die Unterstützung der 
Zivilgesellschaft gewährleistet werden. Die Durchführung 
des Programms wird dabei an eine NGO delegiert, von der 
die AkteurInnen vor Ort ihre finanzielle Unterstützung er- 


halten.'’ Gemäß der Münchner Vorschläge ist »Zusam- 
menarbeit mit Weissrussland [...] aufgrund der dortigen 
politischen Situation auf den nicht staatlichen Sektor be- 
schränkt«.'‘ 

Die Intensivierung der politischen Einflussnahme 
wird auch vom Ost- und Mitteleuropaverein’” propagiert. 
In ihm sind die 300 wichtigsten deutschen Firmen organ- 
isiert, die in wirtschaftlichen Beziehungen mit osteu- 
ropäischen Ländern stehen. Für Weissrussland fordert der 
Verein eine Verbesserung der politischen Rahmenbedin- 
gungen, um die EU-Nachbarschaft voll ausnutzen zu kön- 
nen. Deutschland ist mit 67 Mio. US-Dollar der zweit- 
größte Investor in Weissrussland, nach Russland ist es der 
größte Handelspartner." 

Dem politischen Engagement in Weissrussland ging 
eine kontinuierliche Verbesserung des deutschen Images 
bei der weissrussischen Bevölkerung voraus: Da Tscherno- 
byl ganz in der Nähe der eigenen Grenze liegt, hatte Weiss- 
russland nach dem Reaktorunfall neben der Ukraine, ei- 
nen Großteil der Last zu tragen. Vor allem deutsche Initia- 
tiven sorgten für humanitäre Hilfe. Noch im Jahr 2001 ka- 
men mehr als ein Drittel der nicht-staatlichen Tscher- 
nobylhilfen aus Deutschland. 


Geopolitischer Nutzen 


Die Aktivitäten der deutschen Mittlerorganisationen, 
hauptsächlich der parteinahen Stiftungen, ermöglichen 
Deutschland eine subtile, aber nichts desto trotz langfristi- 
ge Einflussnahme auf ihre Gastländer. Die Stiftungen för- 
dern politische AkteurInnen, die an einer Schwächung der 
aktuellen Regierung interessiert sind, beraten sie in ihrem 
politischen Programm und ihrer Strategie. Sie können 
dabei auf ihren Status als NGOs verweisen, um unbefan- 
gener zu agieren als es der offiziellen Politik möglich wäre. 
Die Rückkopplung an die deutsche Politik erfolgt in der 
Regel sowohl durch beratende Tätigkeit für deutsche 
Parteien, eigene Analysen, als auch über die projektgebun- 
dene Finanzierung durch BMZ und das Auswärtige Amt.” 
Aufgrund dieser Informalisierung der Koordination 
erscheinen die Stiftungen als autonome Organisationen. 
Durch die langfristig angelegten Projekte wird eine inten- 
sive Anbindung der politischen AkteurInnen an die 
deutsch-europäische Außenpolitik ermöglicht. Die Inten- 
sivierung der Einflussnahme wird dadurch erleichtert, 
dass sie vorwiegend über beratende Tätigkeiten durchge- 
setzt wird und unter dem Label »Demokratisierung und 
Hilfe zur Bürgergesellschaft« firmiert.” 

Folglich erstreckt sich der politische Nutzen des au- 
ßenpolitischen Instrumentes Stiftungen auf mehreren Ebe- 
nen: Zum einen ermöglicht es der deutschen Politik, ihre 
Interessen auch ohne großen militärischen Apparat durch- 
zusetzen. Zum anderen kann sich Deutschland weiter als 
Zivilmacht profilieren, die einen umfassenden Ansatz für 
gesellschaftliche Entwicklung leistet, während die ent- 
wicklungspolitischen Maßnahmen der USA ignoriert wer- 
den und sie als eine ausschließlich militärisch operierende 
Weltmacht wahrgenommen werden. Mit den politischen 
Stiftungen schafft es Deutschland als großzügiger Geber 
von Entwicklungshilfe seine Einflusszone auszubauen. 
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® Vgl. ebd., 56. 


® Vgl. http://www. 
german-foreign- 
policy.com/de/news/ 
article/1071874800.php. 


" Vgl. Friedrich-Ebert- 
Stiftung: Wendet sich 
Belarus nach Osten 
oder Westen? 


" Vgl. http://www. 
german-foreign- 
policy.com/de/news// 
article/1064959200.php. 


"2 Vgl. Centrum für 
angewandte Politik- 
forschung: Beyond EU 
Enlargement, Gütersloh 
2001, 17. 


"Vgl. ebd., 24ff. 
“Vgl. ebd., 57. 


"5 Vgl. http://www. 
german-foreign-policy. 
com/de/news/ 
article/1028373446.php. 


"s Vgl. http://www. 
bmz.de/themen/ 
arbeitregionen/ 
miosun/transform.htmi. 


" Http://www.omv.de. 


's Vgl. http://www. 
ost-west-contact.de/ 
index.php/owe/archivO 
WC/359, sowie 
http://www.german- 
foreign-policy.com/ 
de/newsj/article/ 
1025301600.php. 


"» Vgl. Pogorelskaja, 
Stiftungen, 32 und 36ff. 


2° Gelegentlich kommt 
es allerdings auch vor, 
dass die deutsche Au- 
Benpolitik in Konflikt mit 
den Stiftungen gerät. So 
hatte die Friedrich- 
Naumann-Stiftung in 
den neunzigern den 
Dalai Lhama zu ihrer 
Tibet-Konferenz 
eingeladen, nach 
Protesten der VR China 
wurden der Stiftung die 
Fördermittel gestrichen. 
Vgl. Pogorelskaja, 
Stiftungen, 35. 
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' BUKO (Hrsg.), Radikal 
global - Bausteine einer 
internationalistischen 
Kritik, Berlin/Göttingen 
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2003. 


Wirklich radikal global? 


ANMERKUNGEN ZU DEM VON DER BUNDESKOORDINATION 
INTERNATIONALISMUS (BUKO) HERAUSGEGEBENEN BAND »RADIKAL GLOBAL« 


sah es so aus, als habe sich der Kapitalismus nicht nur 
weltweit durchgesetzt, auch Kapitalismuskritik, selbst 
reformistisch beschränkte, schien es nur noch innerhalb 
marginaler Zirkel zu geben. Sozialdemokratie und grün- 
alternative Parteien, in Westeuropa die klassischen Träger 
reformistischer Politik, vollzogen spätestens dann, wenn sie 
wieder an die Regierung kamen, eine scharfe neoliberale 
Wende. In Schweden, dem einstigen sozialdemokratischen 
Musterland, geschah dies bereits zu Beginn der neunziger 
Jahre, in Frankreich, England und Deutschland in der Mitte 
oder gegen Ende des Jahrzehnts. Ein guter Teil der Basis und 
der Wähler dieser Parteien machten diese Wende in Zeiten 
der Krise und des Abbaus sozialstaatlicher Sicherungen nur 
teilweise und widerwillig mit. In der parteipolitischen 
Repräsentation des traditionellen politischen Spektrums 
klafft somit seit einigen Jahren eine erhebliche Lücke. 
Diese in vielen Ländern mehr oder weniger deutlich 
ausgeprägte Konstellation war für den relativ schnellen und 
breiten Erfolg der sogenannten globalisierungskritischen 
Bewegung - Erfolg gemessen am Bekanntheitsgrad, der 
Zahl der Aktivisten wie auch der relativ breiten Sympa- 
thie, die ihren Anliegen in der Öffentlichkeit entgegenge- 
bracht werden - von nicht zu unterschätzender Bedeutung. 
Einerseits formuliert diese Bewegung eine Kapitalismus- 
kritik, die in erster Linie an den negativen Auswirkungen 
des Kapitalverhältnisses ansetzt (wachsende soziale und 
ökonomische Ungleichheit zwischen Nord und Süd, 
Verarmung und Sozialabbau in den Metropolen) und stellt 
Forderungen auf, die innerhalb des vorhandenen kapi- 
talistischen Rahmens als »machbar« erscheinen (Kontrolle 
der Finanzmärkte, »gerechte« Ordnung des Welthandels, 
kein Abbau des Sozialstaats). Andererseits versucht diese 
Bewegung aber gar nicht erst durch Gründung einer Partei, 
durch Wahlkämpfe, Gremien- und Parlamentsarbeit in 
einem ganz traditionellen Sinne politische Macht zu 
gewinnen, sondern will »soziale Bewegung« bleiben. D.h. 
mit ihren Inhalten und Forderungen setzen diese Bewe- 
gungen weitgehend an dem von den kapitalistischen Ver- 
hältnissen produzierten Alltagsbewusstsein an, der »Reli- 
gion des Alltagslebens« (Marx). Darüber hinaus kommen 
sie mit ihrer offenen Organisationsstruktur und ihren 
mehr oder weniger phantasievollen Aktionen dem Miss- 
trauen gegen Parteien und Berufspolitiker entgegen, das 
sich vor allem im letzten Jahrzehnt verstärkt entwickelt hat. 
In der radikalen Linken wurde die globalisierungskri- 
tische Bewegung recht unterschiedlich diskutiert: Zwar 
stellten nahezu alle Diskutanten eine verkürzte Kapitalis- 
muskritik beim Mainstream der Globalisierungskritiker 
fest, für den strategischen Umgang mit dieser Bewegung 
wurden aber gegensätzliche Folgerungen gezogen. Wäh- 
rend manche eine weitere Radikalisierung der Bewegung 


FR is weit in die zweite Hälfte der neunziger Jahre hinein 


erwarteten und deshalb auf Mitarbeit setzten, sahen an- 
dere vor allem einen systemstabilisierenden Reformismus, 
den es kompromisslos zu bekämpfen gelte. Verschärft 
wurde diese Debatte angesichts des Irakkrieges und des 
israelisch-palästinensischen Konfliktes. Nun wurde im 
vergangenen Jahr vom BUKO (Bundeskoordination In- 
ternationalismus, früher einmal Bundeskongress entwick- 
lungspolitischer Gruppen) ein Sammelband herausge- 
bracht, der — wie in der Einleitung ausgeführt wird — »vor 
dem Hintergrund der sog. globalisierungskritischen Be- 
wegung« der Selbstverständigung der »internationalisti- 
schen Linken« dienen soll, nachdem alte Gewissheiten 
über die Gültigkeit von Großtheorien oder privilegierte 
Orte der Befreiung verloren gegangen seien.' Dabei wer- 
den eine ganze Reihe der aktuell diskutierten Themen be- 
handelt. Nach einem Einstieg, der sich (in Form einer E- 
mail-Diskussion) mit dem Zapatismus auseinandersetzt, 
gibt es fünf weitere Themenfelder: »Globalisierungskritik 
oder globale soziale Bewegungen«, »Krieg und Frieden in 
der neuen Weltordnung«, »Antirassismus — Migration — 
Sicherheitsgesetze«, »Imperialismus oder Empire«, »Israel, 
Palästina und die deutsche Linke«. 

Der Gesamteindruck, den das Buch hinterlässt, ist, 
um dies gleich vorwegzunehmen - zwiespältig. Zwar wer- 
den relevante Themen angesprochen, häufig geht deren 
Diskussion aber nicht in die Tiefe. Es finden sich zwar eine 
Reihe lesenwerter Beiträge, zuweilen hören die Aufsätze 
aber auch auf, bevor es wirklich spannend wird. Zum Teil 
mag dies dem Versuch geschuldet sein, möglichst viel in 
das Buch hineinzupressen: wenn eine Diskussion und 17 
Aufsätze auf ca. 250 Seiten untergebracht werden, bleibt 
für den einzelnen Text nicht viel Platz. Zum Teil hat man 
allerdings auch den Eindruck, dass den Autoren und 
Autorinnen nicht immer an allzu großer Zuspitzung oder 
zumindest grundsätzlicher Diskussion gelegen war. So ist 
die Auseinandersetzung mit dem Zapatismus vor allem 
von der Begeisterung der Diskutanten für diese Bewegung 
getragen. Aus der Perspektive von überzeugten Anhängern 
lassen sich dann höchstens taktische Fehler diskutieren. 
Was vielleicht grundsätzlich problematisch sein könnte an 
den zapatistischen Auffassungen von Neoliberalismus, 
indigener Identität etc. taucht als Thema nicht auf. 

Einen recht »pädagogischen« Eindruck macht der für 
die nachfolgenden Debatten wohl als Grundlage gedachte 
Beitrag von Markus Wissen, Friederike Habermann und 
Ulrich Brand, »Vom Gebrauchswert radikaler Kritik. Per- 
spektiven für eine gesellschaftsverändernde Praxis«. Auf ei- 
ner sehr allgemeinen Ebene wird versucht, die Vorteile und 
Ansatzpunkte »radikaler Kritik« darzustellen: sie bewahre 
vor Illusionen, stelle Formen von Politik in Frage etc. Man 
hat den Eindruck, als solle Otto Normalglobalisierungskri- 


tiker an die Hand genommen und ihm mit freundlichen 


Worten beigebracht werden, dass Radikalität gar nicht so 
etwas Schlimmes sei, wie ihm seine Eltern immer erzählt ha- 
ben. Auf der anderen Seite muss dieser angehende Radikale 
aber vor den anderen Radikalen beschützt werden: Radikale 
Kritik bedeute nämlich, »soziale Bewegungen nicht mit 
dem abstrakten Vorwurf verkürzter Kapitalismuskritik zu 
konfrontieren, sondern das Radikalisierungspotenzial bzw. 
den utopischen Überschuss »reformistischer« Forderungen 
auszuloten und in diesem Sinne an einer Weiterentwicklung 
von Bewegungspolitik mitzuwirken.« (46) Nun gilt nicht 
für »verkürzte Kapitalismuskritik« sondern für jeden Vor- 
wurf, dass er nicht viel bringt, wenn er »abstrakt« bleibt. 
Dass jeweils konkret deutlich gemacht werden muss, worin 
die verkürzte Kapitalismuskritik besteht und was ihre poli- 
tischen Konsequenzen sind, ist entscheidend. Auch sollte 
dies in einer Weise geschehen, dass es die Kritisierten nach- 
vollziehen können. Dass mancher Beitrag, der sich kritisch 
mit der globalisierungskritischen Bewegung auseinander- 
setzt, eher dem Abfeiern der eigenen Radikalität dient, als 
dem ernsthaften Versuch, einen anderen zu überzeugen, ist 
allerdings immer wieder zu beobachten. Insofern ist der 
Hinweis der Autoren, dass es nicht um »Denunziation« son- 
dern um vargumentative Auseinandersetzung« gehen müs- 
se, auch völlig berechtigt. Allerdings sollte diese argumenta- 
tive Auseinandersetzung vor lauter Freundlichkeit bei den 
Inhalten der Kritik keine Abstriche machen. Wie sonst soll 
denn das geforderte Ausloten des »Radikalisierungspoten- 
zials«, von dem im obigen Zitat die Rede war, erfolgen, 
wenn nicht durch eine immer wieder erneute kritische und 
grundsätzliche Auseinandersetzung? 

Einen ebenfalls nicht unproblematischen Umgang mit 
globalisierungskritischen Bewegungen demonstriert Tho- 
mas Seibert in seinem »Plädoyer für eine post-avantgardis- 
tische Linke«. Zwar nimmt auch Seibert viel Kritikwürdiges 
an den Globalisierungskritikern wahr, schmettert dann aber 
linke Kritik mit dem Argument ab, der »emanzipatorische 
Gehalt einer sozialen Bewegung« liege nicht in den »subjek- 
tiven Äußerungen und Einstellungen ihrer Teilnehmer, son- 
dern in der objektiven Dynamik ihres Aufbruchs und ihrer 
Wirkung auf die gesellschaftlichen Kräfteverhältnisse« (65). 
Dieses von viel geschichtsphilosophischem Denken durch- 
drungene Argument, das sich über die Entwicklungsdyna- 
mik der Geschichte immer schon sicher ist, wird auch nicht 
dadurch besser, dass sich Seibert gleich danach auf ein 
Marxsches Frühwerk beruft, in dem ähnlich argumentiert 
wurde: die geschichtsphilosophischen Scheingewissheiten 
gehören bei Marx sicher zu den problematischsten Elemen- 
ten seines Denkens. Zwar ist sich auch Seibert der histo- 
rischen Katastrophen bewusst, die ein aus einer solchen 
Geschichtsphilosophie abgeleiteter Avantgardismus hervor- 
brachte, doch ablassen will er nicht davon: Ziel sei ein 
»Avantgardismus ohne Avantgarde«. Wie dies aussehen soll, 
bleibt nebulös. 

Anregend ist der Beitrag von Andrea Nachtigall und 
Anette Dietrich zur »Funktion(alisierung) der Kategorie 
Geschlecht im Kontext von Krieg«, der sich aus feministi- 
scher Perspektive mit Verkürzungen feministischer Diskurse 
zur herrschenden Weltordnung auseinandersetzt. Von ei- 
nem der Selbstverständigung einer internationalistischen 
Linken dienenden Debattenband hätte man sich mehr sol- 
cher Texte gewünscht. Stattdessen wurden aber eher Chan- 
cen der Auseinandersetzungen vergeben. So wird zwar die 
für jede globale oppositionelle Bewegung zentrale Frage 


nach dem Charakter des gegenwärtigen kapitalistischen 
Weltsystems aufgeworfen. Allerdings erfolgt dies in einer 
von vornherein verkürzten Zuspitzung als »Imperialismus 
oder Empire?« (als ob es nur diese beiden Alternativen gäbe). 
Die beiden unter dieser Überschrift zusammengefassten 
Aufsätze liefern dann auch eher magere Ergebnisse. Katja 
Diefenbach kritisiert zwar zu Recht die »Romantisierung 
der Multitude in Empire«, wünscht sich dann aber eine 
Theorie des Empire, die auf den »fröhlichen Operaismus« 
verzichtet — ohne jedoch die Frage aufzuwerfen, ob eine 
solche Subtraktion überhaupt möglich ist, ohne dass dabei 
das ganze (auch ansonsten nicht auf besonders starken Fun- 
damenten ruhende) Gebäude zusammenstürzt. Bernhard 
Schmid bemüht sich dagegen um einen Rehabilitierung des 
Imperialismusbegriffs, wozu er zwischen dem analytischen 
Kern des Konzepts und aktuellen Zustandsbeschreibungen, 
wie man sie bei Lenin oder Luxemburg finden kann und die 
weitgehend überholt seien, differenziert. Was dann aber als 
nach wie vor wichtiger analytischer Kern festgehalten wer- 
den soll, die Existenz eines »internationalen Ausbeutungszu- 
sammenhangs«, an dem auch ein bedeutender Teil der Ab- 
hängig-Beschäftigten in den imperialistischen Kernländern 
profitiert, bleibt vage. In welchem Sinne hier von Aus- 
beutung die Rede ist (Ausbeutung der Arbeitskraft, Ausbeu- 
tung im Sinne eines ungleichen Tauschs, Ausbeutung im 
Sinne eines Profittransfers) wird nicht weiter präzisiert (dass 
es zu all diesen Konzepten schon einmal in den siebziger 
Jahren eine breite Debatte gegeben hat, scheint inzwischen 
längst vergessen zu sein). Somit bleibt als Inhalt der 
erneuerten Imperialismustheorie nicht viel mehr übrig, als 
dass es ungleich mächtige Staaten gibt und dass sich die 
mächtigen ökonomische Vorteile verschaffen. 

Als eigenständiges Thema völlig ausgespart blieb die 
Frage nach Staat und Demokratie. Zwar geht es in vielen 
Beiträgen immer wieder um die Bedeutung des Staates, 
inwiefern dieser aber als Adressat von politischen Forder- 
ungen in Frage kommt, in welcher Weise mit den demo- 
kratischen Institutionen umgegangen werden sollte, ob 
Demokratie ein bislang nur unvollkommen realisiertes 
Ideal ist, an dem man die wirklichen Institutionen messen 
kann, oder ob es sich um einen Mechanismus von Kon- 
sensbildung und Herrschaftsausübung handelt — derartige 
Fragen, die keineswegs nur von akademischem Interesse 
sind, werden aber nicht einmal aufgeworfen. Staatskritik 
(die etwas anderes ist als Kritik an der Politik der jeweili- 
gen Regierung) ist auch in der radikalen Linken kein 
besonders beliebtes Thema. Aber gerade wenn es um die 
Einschätzung der globalisierungskritischen Bewegungen 
und dem Verhältnis zu ihnen geht, ist immer auch ein be- 
stimmtes Staatsverständnis unterstellt — ob man dieses 
Staatsverständnis nun herausstellt oder nicht. 

In all seinen Mängeln ist das Buch Ausdruck des gegen- 
wärtigen Zustands der Linken. Selbstverständigungs- 
prozesse in unterschiedlichen inhaltlichen Bereichen und 
über eingeschliffene Diskursrituale hinweg anstatt der 
immer wieder erneuten Bestätigung der eigenen Position 
wären dringend notwendig. Das vom BUKO herausgege- 
bene Buch versucht zumindest solche Prozesse anzuregen. 
Diese Anregung sollte aufgenommen werden. 


MICHAEL HEINRICH ist Mitglied der Redaktion von PRO- 
KLA, Zeitschrift für kritische Sozialwissenschaft. 


— 
GLOBAL ACTION 


PHASE2 -67 


ECHO 


ANMERKUNGEN 


'Siehe etwa die 


Zusammenfassung des 
Einwurfs von Uli Krug 
auf einen Phase 2- 


Artikel, 


wir würden den 


emanzipatorischen 
Gehalt einer US-Inter- 
vention im Irak nicht 


genügei 


nd zur Kenntnis 


nehmen in »Echo«, 


68 - PHASE2 


Phase 2.10. 


[ek905] 


ZU KURZ GEGRIFFEN 


m 31. Januar fand in Chemnitz eine Veranstaltung mit dem 

Krisis-Autoren Robert Kurz und einem Vertreter der Phase 

2-Redaktion Leipzig statt. Diese Zusammenstellung mag 
Eingeweihte auf den ersten Blick überrascht haben, galten wir doch 
dem Wertkritiker Kurz, der noch in Phase 2.07 seine »Sechs Thesen 
zum Charakter der neuen Weltordnungskriege« vorgestellt hatte, 
angesichts seines Bruchs mit der vantideutschen Ideologie« als »völ- 
lig Irre«, als »Apologeten des Kapitalismus«, »Hinterwäldler«, »Soft- 
core-Bellizisten«, »gelernte Mitläufer« und einiges mehr. Kurz, dem 
damals unter anderem übel aufgestoßen war, dass er in einem Heft 
mit dem »Kriegshetzer« Matthias Küntzel abgedruckt wurde, be- 
scheinigte uns nun entgegen aller an den Tag gelegten Verbalradika- 
lität plötzlich einen »geringeren Konfliktvorlauf«, so dass für ihn of- 
fensichtlich nichts mehr dagegen sprach, sich mit Phase 2 auf das 
Podium ebenjener Chemnitzer Veranstaltung »Die Antideutschen 
und die radikale Linke. Eine kontroverse Debatte« zu setzen. Haben 
sich die Wogen geglättet? Mitnichten. Sein Hauptvorwurf, wir seien 
Bellizisten, wurde auch in Chemnitz wieder ausgebreitet. 


Lässt man Kurz’ bisweilen ätzende Rhetorik einmal beiseite, lässt 
sich als Kern seiner Kritik folgendes herauskristallisieren. Nachdem 
der Phase 2-Referent in seinem Beitrag unseren Zugang zur anti- 
deutschen Politik mit der Genese deutscher Politik nach der Wie- 
dervereinigung hergeleitet hatte, erläuterte Kurz, was ihm zum 
Bruch mit der einst auch von ihm geschätzten und ins Argumenta- 
tionsgebäude der Krisis aufgenommenen antideutschen Kompo- 
nente bewogen hatte. Spätestens mit dem 11. September allerdings, 
so Kurz, hätten sich die Antideutschen blamiert und von der Linken 
verabschiedet, indem sie durch ihre Zustimmung zu den militäri- 
schen Interventionen in Afghanistan und im Irak zu Apologeten der 
bürgerlichen Ordnung mutiert wären (eine Position im übrigen, die 
so nie von Phase 2vertreten bzw. deren Fehlen andererseits vielmehr 
zum Gegenstand von Diskussionen mit der Bahamas wurde'). Was 
nach Kurz dabei über Bord geht, ist die kategoriale Kritik der kapi- 
talistischen Verhältnisse, die - wenn richtig, d.h. mit Krisis-Instru- 
mentarium durchgeführt — einen ebensolchen positiven Bezug auf 
das bürgerliche Subjekt keinesfalls erlaube. 


Mit diesen grundsätzlichen Ausführungen, die mehr als 60 Minu- 
ten in Anspruch nahmen, hinterließ Kurz nicht nur ein staunendes 
Chemnitzer Publikum, sondern stellte auch die Geduld von Phase 2 
Leipzig auf die Probe, da er jeglichen Bezug auf die rassistische ge- 
sellschaftliche Realität, die vorher als Motiv für eine antideutsche 
Politisierung der deutschen Linken stark gemacht worden war, ver- 
missen ließ. Stattdessen erneuerte Kurz seinen Schluss, die Redak- 
tion der Phase 2 wäre »zu nah am Erfahrungshorizont der Antifa« 
und würde über diese Identifikation eine grundsätzliche Kapitalis- 
muskritik vermissen lassen. Auf die Nachfrage, ob ihm die Art und 
Weise, wie sich die von ihm als nicht bzw. nur wenig relevant 
dargestellten bürgerlichen Subjekte nun einmal äußern, nicht aufs- 
toße, gab er keine Antwort. Statt dessen verlängerte er mit seinen 


neuerlichen Ausführungen einer »kategorialen Kritik« einmal mehr 
seinen Ansatz einer Kritik der politischen Ökonomie, die eine 
Ideologiekritik zwar theoretisch anerkennt, sie aber entlang der von 
»den Antideutschen« eingebrachten Fragestellungen nicht in eine 


Praxis umzusetzen vermag. 


Es ist so nur folgerichtig, dass Kurz der von Phase 2 vertretenen 
These von den Großmachtambitionen Deutschlands bzw. Kerneu- 
ropas, die nicht zuletzt an den transatlantischen Differenzen um 
den Irak-Krieg ablesbar waren, auch in Chemnitz keine Bedeutung 
beimaß. Stattdessen erklärte er sie als zu vernachlässigende Wider- 
sprüche eines sich globalisierenden Kapitalismus der »Pax America- 
na« — seines Erachtens sind und bleiben die USA der »Staubsauger« 
der kapitalistischen Wertvergesellschaftung, der sich alle anderen 
Nationalökonomien unterzuordnen hätten bzw. stellen die sich ver- 
weigernden kerneuropäischen Armeen »Hilfstruppen« dar, die zur 
Intervention im Irak eben mal keinen Einsatzbefehl bekommen 
haben. Problematisch wird diese Position vor dem Hintergrund, 
dass Kurz neben der Ablehnung einer antideutschen Position, wie er 
sie durch seinen Bruch vollzogen hat, an einem »kritischen Hinein- 
wirken« in die globalisierungskritische Bewegung festhalten will. 
Problematisch deshalb, weil wer wie Kurz ein europäisches Groß- 
machtprojekt nicht erkennen will, auch die positiven Bezüge der 
Globalisierungskritiker auf ein sozialeres Europa, auf ein Europa 
der Regionen, auf die Illusion eines wohlfahrtsstaatlich-keynesian- 
isch organisierten Kapitalismus, auf Antizionismus und Antiameri- 
kanismus weniger prägend findet. Dieser unangenehme Eindruck 
verstärkte sich noch, als Kurz eine bislang nicht bekannte Erklärung 
für seinen Bruch mit der vantideutschen Ideologie« abgab: Dem- 
nach reagierten Kurz und die Krisis auf Überlegungen des Wissen- 
schaftlichen Beirats von Attac, Robert Kurz für seine Krisentheorie 
und den amerikanischen Intellektuellen Moishe Postone für seine 
Überlegungen zum strukturellen Antisemitismus unter dem Label 
»Bellizisten« zu führen und sie so als wenig vorbildlich für die Attac- 
Bewegung zu deklarieren. Um »diskursfähig« zu bleiben, so Kurz, 
sollte sich von den Antideutschen getrennt werden. Angesichts der 
Realität bleibt damit mehr als fraglich, wie Kurz das von ihm pos- 
tulierte »Hineinwirken in die Bewegung« bewerkstelligen will. 


n einer anderen Seite der Wirklichkeit, an der Unterzeile 
von Phase 2 »Zeitschrift gegen die Realität« nämlich, stieß 
sich unterdessen Bahamas-Autor Sören Pünjer in seinem 
Artikel »Ein Beitrag zur Weltordnung von morgen« in Bahamas 43. 
»Traditionelle antifaschistische Linke« wie die Redaktion von Phase 
2, so Pünjer, »beschwören alte Zeiten, in den sich anders als in der 
unübersichtlich gewordenen Gegenwart, die Welt in »wir vom 
Widerstand: und »die Herrschenden« aufteilte«. Ausgemacht zu 


glauben hatte Pünjer einen solchen Realitätsverlust im 
Schwerpunkt von Phase 2.09 »German Gedächtnis« bzw. 
In dessen Ausführungen zum geplanten »Zentrum gegen 
Vertreibungen«. Jenes nämlich, wie Phase 2 Göttingen es 
formuliert hatte, als »Ausdruck der revanchistischen Politik 
der Vertriebenen« zu verstehen, gehe an der Realität vorbei, 
da führende Persönlichkeiten der Stiftung für ein solches 
Zentrum wie Erika Steinbach und Peter Glotz inzwischen 
die Kausalität der Vertreibungen aus der Geschichte des 
Zweiten Weltkrieges anerkennen bzw. Rückgabe- oder 


Restitutionsforderungen ablehnen würden. 


Den auch von Pünjer vollzogenen Schluss allerdings, dass 
sie dies tun können, eben weil vorgeblich aus der deutschen 
Geschichte »gelernt« worden ist und so eine Annäherung 
zwischen der Erinnerungspolitik von Rot-Grün und den 
Vertriebenenverbänden stattgefunden hat, gestand er 
Phase2 Göttingen bereits nicht mehr zu. Dabei hatten jene 
geschrieben: »Das »Zentrum gegen Vertreibung: soll in 
einer Mischung aus Museum und Dokumentation im Stil 
des Holocaust-Memorial-Museums in Washington den 
»Leidensweg der deutschen Stämme: dokumentieren, 
sowie »Kultur, Schicksal und Geschichte der deutschen 
Vertriebenen und ihre Heimat im Zusammenhang erfahr- 
bar machen«. Das »nationale Schicksal der Deutschen« soll 
dabei gleichzeitig exemplarisch für Vertreibungsschicksale 
anderer »Völker: als europäische Erfahrung formuliert wer- 
den. [...] Ein solches Zentrum bleibt also, egal an welchem 
Ort es nun unter deutscher Federführung errichtet wird, 
Ausdruck der revanchistischen Politik der Vertriebenen 
und würde weiterhin zur Relativierung der Nazi-Ver- 


brechen beitragen.« 


Auch eine Äußerung von Phase 2 Leipzig wurde aus dem 
Zusammenhang eines gleichzeitigen, auf Relativierung ab- 
zielenden Erinnerns gerissen und verkürzt wiedergegeben. 
Wo Pünjer abschätzig schreibt, »die Leipziger Redaktion 
des gleichen Blattes vermutet, daß Deutschland auf seiner 
Bergtour zur Weltmacht vielleicht nicht den Gipfel, son- 
dern nur die Wolken daneben erreicht haben könnte und 
so immerhin »in die Nähe des chauvinistischen Groß- 
machtprojektes von einst aufgestiegen« sei«, las es sich im 
Kontext eigentlich so: »Die europäischen Intellektuellen 
haben tiefin der Mottenkiste gewühlt und Deutschland ist 
hineingeplumpst. Mitnichten hat sich damit die Kosmo- 
politisierung von Erinnerungen an die Shoah erfüllt, die 
jenseits nationaler Identitäten funktioniert. Stattdessen hat 
die wohlgemeinte »‚Entortung: von Gedächtnis ein regressi- 
ves Element mehr erhalten und ist in die Nähe des chauvi- 
nistischen Großmachtprojekts von einst aufgestiegen. Der 
spezifisch deutschen Erinnerung kommt dabei eine beson- 
dere Rolle zu. Sie agiert innerhalb eines »Dialoges der Ge- 
nerationen«, der sich von einer »Verleugnungsgemein- 
schaft« zu einer vermeintlichen »Erinnerungsgemeinschaft« 
änderte, in Wirklichkeit die warmen Worte des Gedenkens 
dafür benutzt, die politischen Kräfteverhältnissen in der 
Form zu modifizieren, dass die eigenen Bestrebungen 


wieder frei und ungehemmt walten können.« 
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AUGSBURG Infoladen Augsburg, Reitmayrgäßchen 4; BERLIN Infoladen 


Daneben, Liebigstr. 34, Infoladen Brunnenstraße, Buchladen Schwarze Risse 
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Prenziberg, Kastanienallee 85, Buchladen Schwarze Risse, Gneisenaustraße 2a, 
B-Books, Lübbener Str. 14, Infoladen M99, Manteufelstraße 96, Buchhandlung 


' 021 Oranienstr. 21, Kisch & Co., Oranienstr. 25; BIELEFELD Buchladen Eulen- 


spiegel, Hagenbruchstr. 7, Infoladen Anschlag, Heeper Str. 127, BOCHUM Not- 


stand, Universitätsstraße 150 UbU, Universitätstr. 26; BONN Buchladen Le Sabot, | 


Breite Str. 76; BRAUNSCHWEIG Antifaschistisches Cafe, Cyriaksring 55, Guten- 
Morgen-Buchhandlung, Bültenweg 87; BREMEN Infoladen Bremen, St.-Pauli- 
Str. 10-12; Buchladen im Ostertor, Fehrfeld 60; Buchladen in der Neustadt, Lahn- 
str. 65b; Andere Seiten - Antiquariat und BuchCafe, Brunnenstr. 15/16 DESSAU 


Infoladen Dessau, Schlachthofstraße; DORTMUND Buchladen Taranta Tabu, 


Humboldstr. 44; DRESDEN Buchladen Koenig Kurt, Rudolf-Leonhard-Str. 39; 
DÜSSELDORF Buchladen Bibabuze, Aachener Str. 1; ERFURT Infoladen Sa- 
botnik, Moritzstr. 25; ESSEN Heinrich-Heine-Buchhandlung, Viehofer Platz 8; 
FLENSBURG Ossietzky-Buchhandlung; FRANKFURT/M Infoladen und Archiv, 
Leipzigerstr. 91, Buchladen Georgi Dimitroff; FREIBURG jos fritz buchhandlung, 
Wilhelmstr. 15, Infoladen KTS, Baslerstr. 103; GIESSEN Infoladen, Alter Wetzlarer 
Weg 44; GÖTTINGEN Buchladen Rote Straße, Nikolaikirchhof 7; HAGEN 
Quadrux-Buchladen, Lange Str. 21; HALLE Politbüro Reilstraße 78; HAMBURG 


‘ Buchladen Osterstraße, Osterstr. 156, Infoladen Schwarzmarkt, Kleiner Schäfer- 


kamp 46, Buchladen im Schanzenviertel, Schulterblatt 55; HANNOVER Infoladen 
Kornstraße, Kornstraße 28-30, annabee Buchladen, Gerberstr. 6; HANAU Info- 
laden, Metzgerstr. 8; HERFORD Provinzbuchladen, Hämelinger Str. 22; HILDES- 


| HEIM Infoladen Hildesheim, Steingrube 19a; KÖLN Infoladen Köln, Ludolf- 


Camphausen-Str. 36; LEIPZIG Infoladen/Conne Island, Koburger Str. 3, Buchla- 
den el libro, Bornaische Str. 3d, B12, Braustr. 20; LÜBECK Infoladen Lübeck, 
Willy-Brandt-Allee 9; LUTTER Burgladen auf der Burg; LUDWIGSHAFEN Info- 
laden Mannheim, Jakob-Binder-Str. 10; LUDWIGSBURG Infoladen Ludwigs- 
burg, Wilhelmstr. 45/1; MARBURG Buchhandlung Roter Stern, Am Grün 28; 
MÜNCHEN Basis-Buchhandlung, Adalbertstr. 41b-43,Infoladen München, Brei- 
sacherstr. 12; MEININGEN Infoladen »Notausgang«, Mauergasse 14, MÜNS- 
TER Umweltzentrum, Scharnhorststr. 57; MÖNCHENGLADBACH Buchladen 
prolibri, Schillerstr. 22-24; NEUBRANDENBURG Infoladen Stunk im AUZ, Spei- 
cherstr. 1; OBERHAUSEN Reiseantiquariat, Gellertstr. 13, Projekt Archiv/ Infola- 


den im Druckluft, Am Förderturm 27; OLDENBURG Infoladen Alhambra; ROS- 


TOCK Cafe Median, Niklotstraße 5; RENDSBURG Infoladen; SIEGEN Buch- 
handlung Bücherkiste, Bismarckstrasse 3; STUTTGART Infoladen Stuttgart, 
Ludwigstr. 110a; TÜBINGEN Infoladen Tübingen, Schellingstraße 6; WÜRZ- 
BURG Buchladen Neuer Weg, Sanderstr. 23-25; INNSBRUCK Infoladen Grau- 
zone; WIEN Infoladen 10 im Ernst-Kirchweger-Haus; ZÜRICH Buchladen am Hel- 
vetiaplatz, Stauffacherstr. 60; AMSTERDAM International Bookshop, Jodenbree- 
str 24, Amsterdam; NIJMEGEN Autonome Boekwinkel Assata, 2e Waalstrat a 
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ANMERKUNGEN 


' Götz George im 
Presseheft von 
»Schimanski - Das 
Geheimnis des 
Golems«, Hg. 
Westdeutscher 
Rundfunk, 

Köln 2003, 12. 


? Gertrud Koch: Die 
Einstellung ist die Ein- 
stellung. Visuelle 
Konstruktionen des 
Judentums, Frank- 
furt/Main 1992, 9. 


® Andreas Kleinert, in: 
Presseheft »Schimanski 
— Das Geheimnis des 
Golem«, a.a.O., 7. 


* Missbrauch: heißt in 
diesem Fall die Ge- 
schichte der Shoah und 
nicht des Judentums 
selbst zu erzählen. 


5 Kleinert, Presseheft, 7. 


® Die Form des 
Erzählens, tatsächliche 
Vorgänge wie die Re- 
traumatisierung eines 
Überlebenden nur 
anzudeuten und damit 
beziehungslos als 
Klischee stehen zu 
lassen, ist typisch für 
diese Filme. 


’ Kleinert, Presseheft, 8. 


® Roberto Benigni 
verwendet das Motiv 
des Nebelschleiers in 
Das Leben ist schön 
ganz anders. Hier 
durchdringt Guido stell- 
vertretend für den Zu- 
schauer den Nebel bzw. 
versucht das unmögli- 
che Unterfangen. 
Gleichzeitig ist der 
Nebel Motiv für das 
Unzeigbare. Der 
Leichenberg taucht nur 
als gemalter Hinter- 
grund, nicht als pseudo- 
realistisches Bild auf. 
Darin offenbart sich die 
Grenze der Bildpro- 
duktion über Auschwitz. 
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Das Judentum als Fernsehkulisse 


DEUTSCHE FILMEMACHER NÄHERN SICH DEM JUDENTUM IMMER 
UNGEZWUNGENER - ZUMINDEST SCHEINEN SIE IHRE EIGENEN 
PROJEKTIONEN FÜR NORMALITÄT ZU HALTEN 


Das deutsche Fernsehen entdeckt das Judentum. 

Gleich zwei Mal war in den letzten Monaten das 

‚jüdische Milieu« Gegenstand populärer Krimise- 

rien. Im Dezember ermittelte die Tatort-Kom- 
missarin Klara Blum in Der Schächter in einem Mordfall 
an einem Jugendlichen. Ein Campingplatzbesitzer lenkt 
darin allen Verdacht auf den orthodoxen Juden Leeb und 
ein Staatsanwalt entfesselt eine antisemitische Hetzkam- 
pagne. Nur die Kommissarin steht auf Leebs Seite. Im Ja- 
nuar dann lüftete Ex-Tatortkommissar Schimanski Das 
Geheimnis des Golems. Schimanski wird des Mordes an 
einem Juden verdächtigt und muss selbst in »die für ihn 
unbekannte Welt des jüdischen Lebens« (Presseheft) ein- 
tauchen, um den wahren Mörder zu finden. Man könnte 
hoffen, das Judentum werde im deutschen Fernsehen zu 
einer normalen Realität. Doch dass dies keineswegs so ist, 
zeigen die Stereotypen und Klischees in den angesproch- 
enen Filmen. »Klischees und ein gewisser Wiedererken- 
nungseffekt gehören nun einmal in einen Film hinein — 
auch in einen, der ein jüdisches Thema hat«, heisst es im 
Presseheft zu Das Geheimnis des Golem. Da macht es dann 
auch nichts, wenn man es mit der Wirklichkeit nicht so 
eng sieht: »Da viele Deutsche von der Vorstellung geleitet 
seien, alle jüdischen Männer hätten lange Bärte und Schlä- 
fenlocken« (Presseheft) sehen die Juden im Schimanski- 
Film auch fast alle so aus. Statt gefestigte stereotype Ein- 
stellungen aufzubrechen, werden Vorurteile bestätigt. 
Zwar behauptet Schauspieler Götz George: »Gerade im 
Zuge der jetzigen Debatte über Antisemitismus bei Politi- 
kern und im Militär erscheint es mir wichtig, das Juden- 
tum in unaufdringlicher Weise dem Publikum ein wenig 
näher zu bringen.«' Doch schnell wird deutlich, dass vor 
dem folkloristischen Hintergrund auch klassische philose- 
mitische Projektionen zur Abbildung kommen, die ihre 
Verwandtschaft zu antisemitischen Stereotypen nicht ver- 
bergen können. 


Der Spiegel des Philosemitismus 


»Die Einstellung ist die Einstellung«, auf diese prägnante 
Formel hat Gertrud Koch die Darstellung des Jüdischen 
im Film gebracht. In der spezifischen Ästhetik eines Filmes 
wird auch die intentionale Einstellung seiner Macher 
sichtbar. Es geht um die »Einstellung von etwas«, also das 
Bild, das von jemandem gemacht wird, und die 
»Einstellung zu etwas«, also die Haltung, die man einem 
bestimmten Thema gegenüber einnimmt.” Schimanski- 
Regisseur Andreas Kleinert nimmt seinem Thema: gegen- 
über die Haltung des »Nachgeborenen« ein: »Dieser Krimi 


spielt in der heutigen Zeit, in der man aufgeklärter und 
freier mit der Vergangenheit umgehen sollte und es auch 
kann, ohne das, was geschehen ist zu verdrängen.«° Dies 
macht deutlich, wie sehr das Wachrufen jüdischer Symbo- 
le immer auch mit dem Wunsch nach Normalisierung ver- 
bunden ist, der sich als Forderung nach Versöhnung 
äußert. Schimanski feiert mit dem jüdischen Gemeinde- 
vorsteher den Sabbat, im Sat1-Film Liebe unter Verdacht 
(2002) wird die Beschäftigung mit dem Judentum nicht 
nur zum Schlüssel für die Lösung eines Mordfalles, son- 
dern auch noch Auslöser einer deutsch-jüdischen Liebe. 
Der Krimi Jerusalem oder die Reise in den Tod(1998) zeigt 
die Fernsehkommissarin Rosa Roth als Richterin über 
gut und böse. Sie ermittelt — privat — in Israel in einem 
möglichen Mordfall an einem älteren Teilnehmer einer 
Reisegruppe, der Transporte in die Vernichtungslager 
fuhr und von einem jungen deutschen Juden, stereotyp 
gezeichnet als karikierter »Nazijäger«, in den Tod getrie- 
ben wurde. 

Kleinert sieht in Das Geheimnis des Golem eine Ab- 
kehr von den gängigen Stereotypen. Nicht länger wolle 
man »die Geschichte« — damit meint er den Holocaust — 
»missbrauchen«.‘ Das Besondere an der aktuellen Vor- 
liebe für das jüdische Setting liegt darin, dass nach einer 
Zeit der Codierung des Jüdischen in Geschichten über 
den Holocaust, das Judentum selbst ins Zentrum der 
Aufmerksamkeit zu rücken scheint. Was sich aufgeschlo- 
ssen gibt, entpuppt sich aber als ebenso projektive Wahr- 
nehmung des Jüdischen wie das antisemitische Stereotyp 
selbst. Die »jüdischen Protagonisten«, erklärt Kleinert, 
seien »merkwürdige Gestalten mit einem doppelbödi- 
gen, rätselhaften Charakter.«‘ Die Juden werden ebenso 
als fremd wahrgenommen wie im antisemitischen Res- 
sentiment. Nur weckt die Fremdheit hier Faszination. 
Bereits die Titelsequenz repräsentiert das »jüdische 
Milieu« ausschließlich religiös und bemüht dazu eine 
stereotype Zeichnung chassidischer Juden. 

Ähnlich behandelt auch die Tatort-Folge Der Schäch- 
ter das Judentum. Auch hier werden stereotype Bilder 
wachgerufen. Obwohl es in dieser Geschichte explizit 
um einen antisemitischen Ritualmord-Vorwurf gegen 
einen zurückkehrenden Holocaust-Überlebenden geht, 
kommt das Wort Antisemitismus im ganzen Film nicht 
einmal Mal vor. Stattdessen wird der Antisemitismus als 
Projektion des beschuldigten Leeb dargestellt. In einer 
Sequenz läuft er verstört durch die Innenstadt von Kons- 
tanz. Großaufnahmen zeigen die verständnislosen und 
teilnahmslosen Gesichter von Passanten, die nur in Leebs 
Phantasie zu Verfolgern werden.‘ 


Ensemble von Stereotypen 


Doch das stereotype »jüdische Milieu«, zu dem in Das 
Geheimnis des Golem auch die Betonung der jüdischen 
Mystik und die geheimnisvolle Ausleuchtung der Antwer- 
pener Synagoge zählen und in Der Schächter die pene- 
ante Darbietung jüdischer Gesetze und Rituale, ist nicht 
das einzige Klischee. Das Setting betont die Fremdheit 
und damit auch den fasziniert-distanzierten Blick auf das 
Judentum. Dieses Judentum: entpuppt sich als Ensemble 
von Stereotypen, die Folge einer Vermengung mit bzw. 
positiven Besetzung von klassisch antisemitischen Bildern 
sind. In Das Geheimnis des Golem findet sich sogar eine 
unbewußte Parabel für diese positiv gewendeten Ressenti- 
ments. Schimanski erzählt stolz »jüdische« Witze, die sich 
jedes Mal als antisemitisch entpuppen. 

Das Umkippen des philosemitischen in das anti- 
semitische Klischee läßt sich besonders gut an der Figur 
Lea Kaminski aus Das Geheimnis des Golem illustrieren. 
In den Presseinformationen wird sie als »schöne, sinn- 
liche Jüdin« charakterisiert und damit die direkte Refe- 
tenz zum antisemitischen Bild der sschönen Jüdin« gezo- 
gen, die verderbliche Lust und Gefahr repräsentiert. 
Kleinert wird in seiner Beschreibung von Lea sogar noch 
deutlicher: »Lea soll gar nicht erklärt werden: Sie ist die 
geheimnisvolle, fremde, unerreichbare Frau, die immer 
und überall auftaucht, deren Rolle man aber nie durch- 
schaut.« Explizit werden die antisemitischen Bilder 
positiv gewendet, ohne dass sie ihren projektiven Gehalt 
einbüßen. 

Ähnlich verhält es sich mit der unterschwellig präsen- 


ten Thematisierung des Holocausts. Die Shoah wird zu 
einem fernen und entrückten Ereignis stilisiert, dessen 
Nichtthematisierung deutlich sichtbar ist. Das Geheimnis 
des Golem zitiert in seiner Schlusssequenz klassische Nach- 
Holocaust-Bilder, wie heranrollende Güterzüge und sche- 
menhafte Bilder von einem Güterbahnhof, der der Sil- 
houette von Auschwitz gleicht. Eine solche Ästhetik offen- 
bart eine unbewusste Obsession, das Ausgeschlossene und 
Abgewehrte dennoch präsent zu halten. Gleichzeitig ent- 
wirklicht sie die Realität der Vernichtung und legt über 
Auschwitz einen Schleier wabernder Nebelschwaden.® Die 
Bilder verweisen nur noch auf andere Bilder. Die Figur des 
Überlebenden ist in dieser Ikonographie ebenfalls zu 
einem Stereotyp geworden, mit dem die Vernichtung 
gleichsam überschrieben und die deutsche Schuld mit 
dem Ziel der Versöhnung unkenntlich gemacht wird. So 
werden Überlebende als etwas seltsam mit ihren bloß an- 
gedeuteten Lebensgeschichten auch in Das Geheimnis des 
Golems und Der Schächter dargestellt. Die Tatortfolge Der 
Schächter läuft damit zielstrebig auf Versöhnung zu. Am 
Ende erklärt die Kommissarin dem Überlebenden arro- 
gant: »In den entscheidenden Momenten meines Lebens 
bin ich nie weggelaufen.« An die Stelle der unversöhnli- 
chen Auseinandersetzung mit der Geschichte soll nun die 
Versöhnung treten. Die imaginierten Bilder des Juden- 
tums bilden dafür eine gefragte Kulisse. 


TOBIAS EBBRECHT 
Der Autor ist Film- und Medienwissenschaftler und freier 
Autor in Berlin. 
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NEXT DATES.. 


02.02.-18.04.2004 II FULDA 

»Legalisierter Raub: Der Fiskus und die Ausplünde- 
rung der Juden in Hessen 1933-45.« Wanderaus- 
stellung des Fritz-Bauer-Instituts, mehr Infos unter: 
http://www.fritz-bauer-institut.de/ausstellungen/ 
legalisierterraub.htm 


09.02.-25.03.2004 II HAMBURG 
Antifaschistische Veranstaltungsreihe »Vernichtungs- 
krieg im Osten: Nichts und niemand ist vergessen«; 
\WVN-BdA, mehr Infos unter: 
http://www.nadir.org/nadir/aktuell/2004/02/05/ 
20644.html 


13.03.2004 II BOCHUM 

bundesweite Demonstration gegen die NPD-Lan- 
deszentrale , mehr Infos unter: 

http://www 1.antifa.de/event/article.php?aid= 
2003122301 


13.03.2004 II WÜRZBURG 

Demonstration »Auschwitz ist nicht vergessen. Kei- 
ne Träne für Würzburg!« sowie Gegenaktivitäten ge- 
gen Naziaufmarsch 


16.03.2004 II FRANKFURT/MAIN 

»Nach dem Schlußstrich - Vergangenheitspolitik in 
der Berliner Republik«, Veranstaltung mit Phase2 
zur deutschen Erinnerungspolitik; Sinistra und Initia- 
tive Studierende am IG-Farben-Gebäude 


17.03.2004 Il HAMBURG 

Veranstaltung mit Phase2 zur deutschen Erinne- 
rungspolitik im Rahmen der Reihe: »Wenn »Gegen 
das Vergessen: zur Drohung wird ...« 


03.2004 II NEUBRANDENBURG 
Naziaufmarsch verhindern 


03. & 04.04.2004 II 
Europaweiter Aktionstag gegen Sozialabbau 


01.05.2004 II BERLIN 
Mayday, mehr Infos unter: 
www.kp-berlin.de 


08.05.2004 II ROSTOCK 
Naziaufmarsch verhindern 
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09.-15.05.2004 II 

»Spuren des Nazi-Terrors in Tschechien«, Bildungs- 
reise nach Prag, Lidice und Theresienstadt, mehr 
Infos unter: http://www.dgb-bildungswerk-nrw.de 


15.05.2004 II LEIPZIG 
bundesweite Anti-Olympia-Demo, 
mehr Infos unter http://www.nein-zu- olympia.de 


20.-23.05.2004 II WIEN 
3. Oekonux-Konferenz, mehr Infos unter: 
http://www.oekonux-konferenz.de 


Mai/Juni 2004 Il KASSEL 

Wanderausstellung »Legalisierter Raub: 

Der Fiskus und die Ausplünderung der Juden in 
Hessen 1933-45«, Infos: s. o. 


06.06.2004 II BERLIN 
bundesweite Demonstration »Die neue Heimat Eu- 
ropa verraten« (in Vorbereitung), mehr Infos unter: 
http://www.nadir.org/bgr 
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